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A. Bekanntmachungen der Städte, Samtgemeinden und Gemeinden 
 

1. Satzung 
zur Änderung der Hauptsatzung der Stadt Rotenburg (Wümme) vom 03.11.2011 

 
 
Aufgrund des § 12 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der zurzeit gültigen Fassung 
hat der Rat der Stadt Rotenburg (Wümme) am 19.12.2013 folgende 1. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung vom 
03.11.2011 beschlossen: 

Artikel I. 
 

§ 21 Abs. 1 u. 3 erhalten folgende neue Fassung: 
 

(1) Satzungen und Verordnungen, die Erteilung der Genehmigung eines Flächen-nutzungsplanes sowie öffentliche 
Bekanntmachungen im Sinne des § 11 Abs. 6 NKomVG werden im Amtsblatt für den Landkreis Rotenburg 
(Wümme) bekannt gemacht. Ergänzend dazu ist die Öffentlichkeit durch entsprechende 
Hinweisbekanntmachungen in der Rotenburger Kreiszeitung und auf der Internetseite der Stadt Rotenburg 
(Wümme) zu unterrichten. 

Beschlüsse nach den §§ 2 u. 3 Baugesetzbuch BauGB werden in der Rotenburger Kreiszeitung ortsüblich 
bekannt gemacht. Ohne Rechtswirkung erfolgt eine Veröffentlichung im Internet (www.rotenburg-wuemme.de) 
und im Aushangkasten der Stadtverwaltung, Große Straße 1, 27356 Rotenburg (Wümme). 

(3) Die Veröffentlichung von sonstigen öffentlichen Bekanntmachungen sowie Zeit, Ort und Tagesordnung 
öffentlicher Rats-, Ausschuss- und Ortsratssitzungen sind in der Rotenburger Kreiszeitung bekannt zu machen. 

Sonstige öffentliche Bekanntmachungen können zusätzlich ohne Rechtswirkung im amtlichen Aushangkasten 
der Stadtverwaltung Rotenburg (Wümme), Große Straße 1, 27356 Rotenburg (Wümme) vorgenommen 
werden. Abs. 2 Satz 1 ist entsprechend anzuwenden. Soweit nichts anderes vorgeschrieben ist, erfolgt der 
Aushang für die Dauer von 14 Tagen. 

Artikel II. 

 
Diese Satzung tritt mit dem Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. 

Rotenburg (Wümme), den 20. Dezember 2013 

Stadt Rotenburg (Wümme) 
Eichinger 
(Bürgermeister) 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.12.2013 Nr. 24 

http://www.rotenburg-wuemme.de/
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9. Satzung 
zur Änderung der Gebührensatzung für die Straßenreinigung 

(Straßenreinigungsgebührensatzung) 
 

Aufgrund der §§ 10 und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes und des § 52 des 
Niedersächsischen Straßengesetzes (NStrG) in Verbindung mit §§ 2 und 5 des Nieders. Kommunalabgabengesetzes 
(NKAG) hat der Rat der Stadt Rotenburg (Wümme) in seiner Sitzung am 19. Dezember 2013 folgende Satzung 
beschlossen: 
 

§ 1 
 

Die Gebührensatzung für die Straßenreinigung (Straßenreinigungsgebührensatzung) vom 22.09.1988 in der Fassung 
der Änderungssatzungen vom 14.12.1995, 24.10.1996, 03.07.1997, 12.02.1998, 24.09.1998, 11.01.2001, 17.12.2002 
und 20.12.2005 wird wie folgt geändert: 
 
1.) In § 4 wird der Passus in  
 

a) “0,53 €” 
b) “0,36 €” 
c) “1,18 €” 

      ersetzt durch  
 

a) 0,23 € 
b) 0,15 € 
c) 0,51 € 

 
 

§ 2 Inkrafttreten 
 

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01.01.2014 in Kraft. 
 
Rotenburg (Wümme), den 20.12.2013 
 
Eichinger  (L. S.) 
(Bürgermeister) 
 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.12.2013 Nr. 24 
 

Satzung zur Regelung der Wochenmärkte und Jahrmärkte 
in der Stadt Rotenburg (Wümme) (Marktordnung) 

vom 01. September 2005, in der Fassung vom 1.1.2014 
(RKZ vom 30.12.2013) 

 
Aufgrund der §§ 10 Abs. 1, 11 und 58 Abs. 1 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz vom 17.12.2010 (Nds. 
GVBl. S. 576) in der zur Zeit geltenden Fassung durch Beschluss des Rates der Stadt Rotenburg (Wümme) vom 
01.09.2005, geändert durch Beschluss des Rates vom 19.12.2013 wurde folgende Satzung beschlossen. 
 
 

§ 1 Rechtsstellung der Märkte 
 
Die Stadt Rotenburg (Wümme) betreibt Wochenmärkte und Jahrmärkte als öffentliche Einrichtung. 
 
 

§ 2 Marktplätze, Markttage und Öffnungszeiten 
 
(1) Für die Märkte gelten die nach § 69 der Gewerbeordnung festgesetzten Marktplätze, Markttage und 

Öffnungszeiten. Die Marktplätze, Markttage und Öffnungszeiten sind in der Anlage aufgeführt. 
 
(2) Soweit in dringenden Fällen vorübergehend Marktplätze, Marktzeiten oder Öffnungszeiten abweichend festgesetzt 

werden, wird dieses in der Rotenburger Kreiszeitung öffentlich bekannt gemacht. 
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§ 3 Zugelassene Waren und Leistungen 
 
(1) Auf den Wochenmärkten dürfen nur die im § 67 Abs. 1 der Gewerbeordnung bestimmten Gegenstände feilgeboten 

werden, es sei denn, die zuständige Behörde erweitert das Warenangebot durch Erlass einer Verordnung nach § 
67 Abs. 2 der Gewerbeordnung. 

 
(2) Der Handel mit lebenden Kleintieren ist spätestens eine Woche im voraus bei der Stadt schriftlich anzumelden. 

Lebendes Geflügel und lebende Kaninchen dürfen nur in Behältern mit festem Boden auf den Markt gebracht 
werden, in denen sich die Tiere ausreichend bewegen können. Die Behälter müssen nach unten und nach den 
Seiten hin so abgeschlossen sein, dass Stroh oder Kotteile nicht aus dem Käfig fallen können. 

 
(3) Auf den Jahrmärkten dürfen neben Waren Schaustellungen, Musikaufführungen, unterhaltende Tätigkeiten und 

sonstige Lustbarkeiten nach § 68 Abs. 2 und 3 der Gewerbeordnung angeboten werden. 

 
 

§ 4 Teilnahme an Märkten 
 
Jedermann ist im Rahmen der geltenden Vorschriften berechtigt, als Anbieter oder Besucher an den Märkten 
teilzunehmen. 
 
 

§ 5 Zulassung von Anbietern 
 
(1) Wer als Anbieter an Wochen- oder Jahrmärkten teilnehmen will, bedarf der Zulassung durch die Stadt. Die 

Zulassung kann unter Bedingungen und Auflagen erteilt werden; sie ist nicht übertragbar. 
Verstirbt ein bereits zugelassener Bewerber und wird das Geschäft, für das die Zulassung ausgesprochen ist, von 
einem Angehörigen fortgeführt, so gilt die Zulassung zugunsten dieses Angehörigen. 

 

(2) Geschäfte können verschiedenen Branchen (Geschäftsarten) zugeordnet werden. Um ein ausgewogenes Angebot 
an Marktgeschäften zu erreichen, kann die Zahl der zugelassenen Geschäfte in den einzelnen Geschäftsarten 
begrenzt werden. 

 
(3) Zulassung für die Wochenmärkte 
 Die Zulassung zu den Wochenmärkten kann für einen Markttag, einen bestimmten Zeitraum oder auf unbestimmte 

Zeit beantragt werden. Bewerbungen um Zulassung zum Wochenmarkt sind spätestens vier Wochen vor der 
begehrten Teilnahme am Markt unter Angabe des Warenangebotes schriftlich bei der Stadt - Ordnungsamt - 
einzureichen. 

 
 Zulassung für die Jahrmärkte 
 Bewerbungen um Zulassung zu den Jahrmärkten sind für den Frühjahrsmarkt spätestens zum 31.10. des 

Vorjahres und für den Herbstmarkt spätestens zum 31.03. des laufenden Jahres schriftlich einzureichen. Die 
Bewerbung muss mindestens enthalten: 

 
 1. Vor- und Zuname und gegebenenfalls Firma sowie Anschrift des Hauptwohnsitzes des Bewerbers. Bei 

mehreren Geschäftsinhabern sind die Angaben für alle Personen zu machen. Für jedes Geschäft darf nur eine 
Firma benannt werden. 

 
 2. Genaue Bezeichnung des Geschäftes unter Beifügung je einer Fotografie vom Zustand des Geschäftes zum 

Zeitpunkt der Bewerbung (Frontansicht). Dazu: 
   - Bei Fahrgeschäften eine genaue Beschreibung der Fahrweise. 
   - Bei Verkaufs- und Ausspielungsgeschäften eine Aufzählung der zum Verkauf und zur Ausspielung 

vorgesehenen Waren und Gegenstände. (Die Ausspielung von Alkohol und Lebensmitteln ist nicht 
gestattet). 

   - Bei Schau- und Belustigungsgeschäften genaue Beschreibung des Programmablaufes und der einzelnen 
Darbietungen. (Nicht jugendgeeignete oder Gewalt verherrlichende Vorstellungen sind ausgeschlossen). 

 
   Andere als in der Bewerbung angegebene Waren, Gegenstände und Programminhalte sind nicht zugelassen. 
 
 3. Genaue Angaben über die Ausmaße des Geschäftes im betriebsbereiten Zustand -  Frontlänge, Tiefe oder 

Durchmesser sowie Höhe des Geschäftes oder der betrieblichen Anlagen einschl. der Vordächer, Treppen, 
Fußrosten, Stützen und Sichtblenden. 

 
 4. Anzahl und Abmessungen der mitgeführten Wohn-, Pack- und Versorgungswagen, Pkw und Zugmaschinen. 

Gesonderte Benennung der zur Betriebsbereitschaft und Betriebssicherheit unbedingt beim Geschäft 
abzustellenden Einheiten. 
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 5. Angaben über Stromanschlusswerte und notwendige Anschlüsse an das Wasser- und Kanalnetz. 
 
 6. Angaben über Baujahr oder Jahr der Erstzulassung des Geschäftes. Zum Bewerbungsschluss noch nicht 

betriebsbereite Geschäfte werden nicht zugelassen. 
 
 7. Fliegende Bauten müssen eine gültige Ausführungsgenehmigung nachweisen (Kopie des letzten Zulassungs- 

oder Verlängerungsbescheides ist beizufügen). 
 
 8. Angabe, ob das Geschäft mit Verstärkeranlagen betrieben wird. 
 
(4) Die Zulassung kann aus sachlich gerechtfertigten Gründen versagt werden. Ein solcher Versagungsgrund liegt 

insbesondere vor, wenn 

 
 1. Bewerbungen verspätet eingereicht werden, 
 
 2. Bewerbungen, bei denen nach Ablauf der Bewerbungsfrist Veränderungen eintreten (z. B. Änderungen in den 

Eigentums- und Besitzverhältnissen), 
 
 3. Bewerbungen mit falschen Angaben eingereicht werden, 
 
 4. unvollständige Bewerbungen nach einmaliger Aufforderung nicht vervollständigt wurden, 
 
 5. das Waren- und Leistungsangebot nicht den Voraussetzungen des § 3 entspricht, 
 
 6. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der Bewerber die für die Teilnahme an den Märkten erforderliche 

Zuverlässigkeit nicht besitzt, 
 
  a) bei vergangenen Jahrmärkten gegen vertragliche Abmachungen oder gesetzliche Bestimmungen, die 

Marktordnung, diese Richtlinien, andere Vorschriften oder Anordnungen des Veranstalters verstoßen haben 
oder aus anderen Gründen als persönlich unzuverlässig anzusehen sind, 

 

  b) nicht in der Lage waren, ihr Personal zur Einhaltung der Anordnungen des Veranstalters anzuhalten, 
 

  c) grob fahrlässig oder vorsätzlich Beschädigungen an Festplatzeinrichtungen verursacht haben. 

 7. einzelne Geschäfte einen zu großen Platzbedarf oder zu hohe Anschlusswerte haben, 

 8. der zur Verfügung stehende Platz nicht ausreicht oder 
 
 9. bei Geschäften, mit denen eine besondere Gefahr verbunden ist, vom Bewerber keine ausreichende 

Haftpflichtversicherung nachgewiesen wird. 
 
(5) Die Zulassung kann widerrufen werden, wenn 
 
 1. der Standplatz nicht oder nur teilweise benutzt wird, 
 
 2. der Platz, auf dem der Markt durchgeführt wird, ganz oder teilweise für andere öffentliche Zwecke oder für 

bauliche Änderungen benötigt wird, 
 
 3. der Inhaber einer Zulassung, seine Bediensteten oder Beauftragten erheblich oder trotz Mahnung wiederholt 

gegen gesetzliche Bestimmungen, die Marktordnung, andere Vorschriften oder Anordnungen des Veranstalters 
verstoßen haben, 

 
 4. die fälligen Gebühren trotz Aufforderung nicht gezahlt worden sind, 
 
 5. eine mit der Zulassung verbundene Auflage nicht oder nicht innerhalb einer gesetzten Frist erfüllt worden ist 

oder 
 
 6. die Nutzung des Standplatzes die öffentliche Sicherheit und Ordnung oder andere öffentliche Interessen 

gefährdet. 
 

 Beim Widerruf der Zulassung kann die unverzügliche Räumung des Standplatzes verlangt werden. 
 
 

§ 6 Erlass von Richtlinien für die Bewerbung und Zuteilung von Standflächen 
 
Weitergehende Regelungen zum Bewerbungsverfahren und zum Vergabeverfahren obliegen dem Bürgermeister im 
Rahmen des Geschäfts der laufenden Verwaltung, u. z. durch Erlass von Richtlinien. 
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§ 7 Zuweisung von Standplätzen 

 
Die Standplätze werden durch die Stadt zugewiesen. Es besteht kein Anspruch auf Zuweisung oder Behalten eines 
bestimmten Standplatzes. Das Anbieten und der Verkauf von Waren sowie das Darbieten von Lustbarkeiten aller Art 
dürfen nur auf dem zugewiesenen Standplatz erfolgen. 
 
 

§ 8 Aufbau und Abbau der Geschäfte 
 
(1) Mit dem Aufbau der Geschäfte darf erst nach Zuweisung eines Standplatzes begonnen werden. Der Aufbau muss 

bei den Wochenmärkten bis zum Beginn des Marktes, bei den Jahrmärkten bis zur Bauabnahme am ersten 
Markttage beendet sein. 

 
 Regelung für den Wochenmarkt: 
 
(2) Das Parken von Kraftwagen oder anderen Fahrzeugen auf dem Wochenmarktplatz ist an den Markttagen von 

6.00 bis 14.00 Uhr verboten. 
 
 Dies gilt auch für die Marktbezieher. Ausnahmsweise können Transportfahrzeuge, die als Verkaufsstände dienen, 

aufgestellt werden. Fahrzeuge, die nicht unmittelbar dem Geschäftsbetrieb dienen, dürfen während des Marktes 
nur mit besonderer Genehmigung eines Beauftragten der Stadt auf einem von ihm bezeichneten Platz auf dem 
Marktplatz abgestellt werden. 

 
(3) Die Anfuhr der Marktwaren und Gerätschaften sowie der Aufbau der Verkaufsstände dürfen erst am Markttage 

geschehen, und zwar im Sommerhalbjahr nicht vor 5.00 Uhr und im Winterhalbjahr nicht vor 6.00 Uhr. 
 
(4) Die Verkaufsstände, Fahrzeuge und sonstigen Gerätschaften sind so aufzustellen, dass der Verkehr auf den 

angrenzenden Straßen und Bürgersteigen nicht behindert wird. Die an dem Marktplatz liegenden 
Straßeneinmündungen sind stets so freizuhalten, dass ein ausreichendes Sichtdreieck bestehen bleibt. 

 
(5) Die Geschäfte müssen mit allen Betriebsgegenständen spätestens eine Stunde nach Beendigung des Marktes 

vom Marktplatz entfernt worden sein. 
 
 Regelung für den Jahrmarkt: 
 
(6) Die Marktbezieher dürfen nur die Geschäfte aufbauen, für die sie eine Zusage haben. 
 
(7) Die Marktplatzflächen stehen 3 Tage vor bis 2 Tage nach dem Markt nur Marktzwecken zur Verfügung. Sie dürfen 

während dieser Zeiten nicht als Parkplatz, Lagerplatz oder zu anderen Zwecken benutzt werden. 
 
(8) Für das Auf- und Abbauen der größeren Marktgeschäfte werden jeweils vor und nach den Markttagen zwei ganze 

Tage freigegeben. Der Abbau von Marktgeschäften während der Öffnungszeiten des Marktes ist nicht gestattet. 
Dies gilt nicht für sogenannte kleinere (fliegende) Händler. 

 
(9) Die zugewiesenen Standplätze müssen bis spätestens 10.00 Uhr des 1. Markttages eingenommen sein. Ist das 

nicht der Fall, verliert der Marktbezieher die ihm erteilte Standplatzberechtigung. Die Stadt kann über diese Fläche 
dann anderweitig verfügen.  

 
(10) Die Transportgeräte und Wohnwagen der Marktbezieher müssen sofort nach Entladung, spätestens jedoch bis 

10.00 Uhr des 1. Markttages vom Marktplatz bzw. den Marktstraßen entfernt sein. Sie sind auf den dafür 
bestimmten Plätzen so abzustellen, dass der übrige Verkehr auf den angrenzenden Straßen und Bürgersteigen 
nicht unnötig behindert oder gefährdet wird. 

 
 

§ 9 Anforderungen an die Geschäftseinrichtungen 
 
(1) Auf den Wochenmärkten dürfen Verkaufseinrichtungen nicht höher als 3 m sein und Kisten und ähnliche 

Gegenstände nicht höher als 1,40 m gestapelt werden, gemessen ab Platzoberfläche. 
 
(2) Vordächer von Verkaufseinrichtungen und sonstigen Geschäften dürfen den zugewiesenen Standplatz nur nach 

der Verkaufsseite und nur um höchstens 1 m überragen. Sie müssen eine lichte Höhe von mindestens 2,20 m, 
gemessen ab Platzoberfläche, haben. 

 
(3) Alle Betriebseinrichtungen müssen standfest sein und dürfen nur so aufgestellt werden, dass die Platzoberfläche 

nicht mehr als unvermeidbar beschädigt wird. Sie dürfen ohne Erlaubnis der Stadt weder an Bäumen und deren 
Schutzvorrichtungen noch an Verkehrs-, Energie-, Fernsprech- oder ähnlichen Einrichtungen befestigt werden. 
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(4) Betriebsinhaber "Fliegender Bauten" müssen im Besitz der vorgeschriebenen Bauscheine und gültigen Prüfbücher 

sowie einer ausreichend gültigen Haftpflichtversicherungspolice (mit Quittung) sein. Fahrgeschäfte aller Art 
müssen vor Beginn des Marktes durch die Bauaufsichtsbehörde abgenommen werden. Der Betriebsinhaber oder 
sein Vertreter muss bei der Bauabnahme zugegen sein. Die Inbetriebnahme ist erst nach der mängelfreien 
Bauabnahme und dem Nachweis einer ausreichenden gültigen Haftpflichtversicherung gestattet. 

 
(5) Die Betriebsinhaber sind verpflichtet, nur solche elektrischen Anlagen zu betreiben, die den jeweils geltenden 

VDE-Bestimmungen entsprechen. 
 
 Anschlüsse an die Versorgungsleitungen der Stadtwerke Rotenburg (Wümme) dürfen nur von Bediensteten dieser 

Werke montiert werden, die auch den Verbrauch kontrollieren und die Kosten für Montage und Stromverbrauch 
kassieren. 

 
 Die Stadtwerke Rotenburg sind jederzeit berechtigt, sämtliche elektrischen Anlagen der Marktbezieher zu prüfen 

und bei vorgefundenen Mängeln die Stromversorgung zu versagen oder zu unterbrechen. 
 
 Die Stromversorgung für die Schaustellerbetriebe auf den Jahrmärkten geschieht entsprechend den Bedingungen 

für den Anschluss von Schaustellerbetrieben auf dem Frühjahrs- und Herbstmarkt in Rotenburg (Wümme). 
 
(6) Die Betriebsinhaber haben an ihren Geschäften an gut sichtbarer Stelle ihren Familiennamen mit mindestens 

einem ausgeschriebenen Vornamen sowie ihre Anschrift in deutlich lesbarer Schrift anzubringen. Betriebsinhaber, 
die eine Firma führen, haben außerdem die Bezeichnung der Firma in entsprechender Weise anzubringen. Das 
Schild muss mindestens die Größe von 20 x 30 cm haben. 

 
(7) Das Anbringen von anderen als in Abs. 6 genannten Schildern, Anschriften und Plakaten sowie jede sonstige 

Reklame sind nur insoweit gestattet, als die Reklame mit dem jeweiligen Geschäftsbetrieb in Verbindung steht und 
dem Charakter der Veranstaltung entspricht. 

 
(8) In den Rettungstrassen, Gängen und Durchfahrten darf nichts abgestellt werden. Die Rettungsstrassen zu den 

angrenzenden Gebäuden dürfen auch nicht vorübergehend zum Abstellen benutzt werden. 
 
 

§ 10 Verhalten auf den Wochen- und Jahrmärkten 
 
(1) Alle Teilnehmer an den Märkten haben mit dem Betreten des Marktplatzes die Bestimmungen dieser Satzung 

sowie die Anordnungen der Stadt zu beachten. 
 
(2) Die allgemein geltenden Vorschriften, insbesondere die Gewerbeordnung, die Verordnung über Preisangaben, die 

Handelsklassenverordnung, das Eichgesetz, das Lebensmittel-, Hygiene-, Bau- und Gaststättenrecht und das 
Jugendschutzgesetz sind zu beachten. 

 
(3) Jeder hat sein Verhalten auf dem Marktplatz und den Zustand seiner Sachen so einzurichten, dass kein anderer 

geschädigt, gefährdet oder mehr als nach den Umständen unvermeidbar behindert oder belästigt wird. 
 
(4) Es ist unzulässig, 
 
 1. Waren im Umhergehen anzubieten, 
 
 2. auf den Wochenmärkten Lautsprecher und Verstärkeranlagen zu verwenden, 
 
 3. auf dem Frühjahrs- und Herbstmarkt Lautsprecher und Verstärkeranlagen so zu betreiben, dass sie die 

Besucher belästigen, den Wettbewerb beeinträchtigen oder die Nachbarschaft stören, 
 
 4. Werbeartikel jeglicher Art zu verteilen, 
 
 5. Propaganda jeglicher Art zu betreiben, 
 
 6. Tiere mitzuführen, ausgenommen Blindenhunde sowie Tiere, die nach § 67 Abs. 1 der Gewerbeordnung 

zugelassen und zum Verkauf auf dem Wochenmarkt bestimmt sind, 
 
 7. auf den Wochenmärkten warmblütige Kleintiere zu schlachten, abzuhäuten oder zu rupfen, 
 
 8. während der Marktzeit die Marktplätze mit Fahrzeugen aller Art zu befahren oder Fahrzeuge aller Art 

mitzuführen, ausgenommen hiervon sind Krankenfahrstühle. 
 
(5) Den Beauftragten der zuständigen amtlichen Stellen ist jederzeit Zutritt zu den Geschäften und Fahrzeugen zur 

Ausübung ihrer Amtsgeschäfte zu gestatten. 
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§ 11 Reinhaltung der Plätze 

 
(1) Die Marktplätze dürfen nicht verunreinigt werden, Abfälle dürfen nicht auf die Märkte gebracht werden. 
 
(2) Die Standinhaber sind verpflichtet, 
 
 1. ihre Standplätze sowie die angrenzenden Gangflächen während der Benutzungszeit von Schnee und Eis 

freizuhalten, 
 
 2. während des Marktgeschehens anfallenden Abfall und Kehricht innerhalb der Standplätze in geeigneten 

Behältern so zu verwahren, dass der Marktverkehr nicht gestört und Waren nicht verunreinigt oder nachteilig 
beeinflusst werden können. Insbesondere ist darauf zu achten, dass Verpackungsmaterial, wie Papier, Stroh 
und Holzwolle stets so gelagert wird, dass es vom Wind nicht auf den Marktplatz oder auf die angrenzenden 
Straßen und Grundstücke geweht wird. Nach Marktschluss ist der Unrat vom Marktbezieher oder von seinem 
Gehilfen mitzunehmen und die Standplatzfläche sauber (besenrein) zu verlassen. 

 
 

§ 12 Haftung 
 
(1) Das Betreten der Märkte geschieht auf eigene Gefahr. Die Stadt Rotenburg (Wümme) haftet für Personen-, Sach- 

oder Vermögensschäden im Marktbereich nur bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit ihrer Bediensteten. 
 
(2) Mit der Platzzuweisung wird keinerlei Haftung, insbesondere auch nicht für die Sicherheit der von den 

Marktbeziehern eingebrachten Waren und Geschäfte übernommen. In gleicher Weise ist die Haftung für 
außerhalb des Marktbereiches abgestellte Fahrzeuge mit und ohne Waren ausgeschlossen. 

 
(3) Die Marktbezieher haften für sämtliche Schäden, die sich aus der Vernachlässigung ihrer Pflichten zur 

Beaufsichtigung ihres Personals oder aus den von ihnen verursachten Verstößen gegen die Marktordnung 
ergeben. 

 Die Marktbezieher haben den Nachweis über eine abgeschlossene gültige Haftpflichtversicherung für ihren Betrieb 
zu erbringen. 

 
 

§ 13 Marktgebühren 
 
Für die Inanspruchnahme von Standplätzen auf den Wochen- und Jahrmärkten werden Gebühren nach Maßgabe der 
Marktgebührenordnung der Stadt Rotenburg (Wümme) erhoben. 
 
 

§ 14 Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig i.S. des § 6 Abs. 2 der Nieders. Gemeindeordnung handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen 

eine Vorschrift dieser Satzung über 
 
 1. die zugelassenen Waren und Leistungen nach § 3 Abs. 1 – 3, 
 
 2. die unverzügliche Räumung des Standplatzes bei Widerruf der Zulassung nach § 5 Abs. 5 Satz 2, 
 
 3. das Anbieten und den Verkauf sowie das Darbieten von Lustbarkeiten auf dem zugewiesenen Standplatz nach 

§ 7 Satz 3, 
 
 4. den Auf- und Abbau der Geschäfte nach § 8 Abs. 1 - 10, 
 
 5. die Anforderungen an die Geschäftseinrichtungen nach § 9 Abs. 1 - 5, Abs. 7 oder 8, 
 
 6. das Verhalten auf den Märkten nach § 10 Abs. 1 oder Abs. 3 - 5, 
 
 7. die Reinhaltung der Marktplätze nach § 11 
 
 verstößt. 
 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 5.000 Euro geahndet werden. 
 
(3) Soweit über einzelne Tatbestände dieser Satzung Strafen oder Geldbußen nach Bundes- oder Landesrecht 

angedroht sind, bleibt die Ahndung nach diesen Vorschriften unberührt. 
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§ 15 Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 1.1.2014 in Kraft. 
 
27356 Rotenburg (Wümme), den 19. Dezember 2013 
 
Stadt Rotenburg (Wümme) 
Der Bürgermeister 
Eichinger 
 
 
Anlage zu § 2 Absatz 1 der Marktordnung der Stadt Rotenburg (Wümme) 
 
 

Marktplatz, Markttage und Öffnungszeiten 

 
1. Wochenmärkte: 
 
a) Marktplatz und Markttage: 
 
 auf dem Platz "Am Neuen Markt" am Mittwoch jeder Woche, 
 auf dem Platz "Pferdemarkt" am Sonnabend jeder Woche,  
 
 Ausnahmen:  
 Fällt der Wochenmarkttag auf einen gesetzlichen Feiertag, so wird der Markt am vorhergehenden Werktag 

abgehalten. 
 Ist der „Pferdemarkt“ am Sonnabend durch eine für die Stadt bedeutsame Veranstaltung belegt, so findet der 

Wochenmarkt in der Fußgängerzone der Großen Straße (zwischen „Pferdemarkt“ und der Straße „Am Wasser“ - 
einschließlich Geranienbrücke) statt. 

 
b) Öffnungszeiten: 
 Der Wochenmarkt ist von 7:00 – 13:00 Uhr geöffnet 
 

 
2. Jahrmärkte: 
 
a) Marktplatz: Lohmarkt und Birkenweg 
 
b) Markttage: 
 Frühjahrsmarkt am Freitag, Sonnabend und Sonntag in der ersten vollen Woche nach dem 1. Mai. Herbstmarkt 

am Freitag, Sonnabend und Sonntag in der ersten vollen Woche nach dem 1. Oktober 
 
c) Öffnungszeiten: 13.00 bis 24.00 Uhr des jeweiligen Markttages. 
 
 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.12.2013 Nr. 24 
 

Eröffnungsbilanz 2010 
der Gemeinde Scheeßel 

 
 
Der Rat der Gemeinde Scheeßel hat in seiner Sitzung am 28.11.2013 die Eröffnungsbilanz der Gemeinde Scheeßel auf 
den 01.01.2010 mit einer Bilanzsumme von 63.214.249,81 € und einem Basis-Reinvermögen von 30.005.621,36 € 
beschlossen. 
 
Die Eröffnungsbilanz 2010 und der Prüfungsbericht des Rechnungsprüfungsamtes liegen im Anschluss an die 
öffentliche Bekanntmachung an sieben Werktagen (nur montags bis freitags) während der Dienststunden im Rathaus 
der Gemeinde Scheeßel, Untervogtplatz 1, 27383 Scheeßel, öffentlich aus. 
 
 
Scheeßel, den 31.12.2013 
 
Gemeinde Scheeßel 
Die Bürgermeisterin 
Dittmer-Scheele 
 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.12.2013 Nr. 24 
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10. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren 
für die Schmutzwasserbeseitigung der Samtgemeinde Selsingen in den Einzugsbereichen 

der Abwasserreinigungsanlagen Selsingen und Rockstedt 
(Schmutzwassergebührensatzung Selsingen/Rockstedt) 

 
 
Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung 
vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Gesetz vom 31.10.2013 (Nds. GVBl. S. 258) und der §§ 2 
und 5 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) i. d. F. vom 23.01.2007 (Nds. GVBl. S. 41), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 18.07.2012 (Nds. GVBl. S. 279), hat der Rat der Samtgemeinde Selsingen in seiner 
Sitzung am 18.12.2013 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

Artikel 1 
 

Die Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Schmutzwasserbeseitigung der Samtgemeinde Selsingen in den 
Einzugsbereichen der Abwasserreinigungsanlagen Selsingen und Rockstedt vom 06.12.1995 (Amtsblatt Landkreis 
ROW Nr. 24, S. 272), zuletzt geändert durch Satzung vom 13.10.2011 (Amtsblatt Landkreis ROW Nr. 21) wird wie folgt 
geändert: 
 
In § 4 Abs. 2 wird der Gebührensatz von 2,51 € durch 2,85 € ersetzt. 
 
 

Artikel 2 
 

Diese Satzung tritt zum 01.01.2014 in Kraft. 
 
 
Selsingen, 18.12.2013 
 
Pape 
Samtgemeindebürgermeister 
 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.12.2013 Nr. 24 
 

3. Satzung zur Änderung der Satzung der Samtgemeinde Selsingen über Gebühren für die 
Beseitigung der Abwässer aus Kleinkläranlagen und abflusslosen Sammelgruben 

(Gebührensatzung – dezentrale Abwasserentsorgung) 
 
 
Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung 
vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Gesetz vom 31.10.2013 (Nds. GVBl. S. 258), des § 96 des 
Niedersächsischen Wassergesetztes vom 19.02.2010 (Nds. GVBl. S. 64), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
03.04.2012 (Nds. GVBl. S. 46) und der §§ 2 und 5 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) i. d. F. 
vom 23.01.2007 (Nds. GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18.07.2012 (Nds. GVBl. S. 279), hat der Rat 
der Samtgemeinde Selsingen in seiner Sitzung am 18.12.2013 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

Artikel 1 
 

Die Satzung der Samtgemeinde Selsingen über Gebühren für die Beseitigung der Abwässer aus Kleinkläranlagen und 
abflusslosen Sammelgruben (Gebührensatzung – dezentrale Abwasserentsorgung) vom 31.12.1997 (Amtsblatt 
Landkreis ROW Nr. 23, S. 243), zuletzt geändert durch Satzung vom 21.01.2002 (Amtsblatt Landkreis ROW Nr. 4) wird 
wie folgt geändert: 
 
1. In § 2 Buchstabe a) wird der Gebührensatz von 63,44 € durch 36,47 € ersetzt. 
2. In § 2 Buchstabe b) wird der Gebührensatz von 27,60 € durch 17,21 € ersetzt 
 
 

Artikel 2 
 

Diese Satzung tritt zum 01.01.2014 in Kraft. 
 
Selsingen, 18.12.2013 
 
Pape 
Samtgemeindebürgermeister 
 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.12.2013 Nr. 24 
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7. Satzung zur Änderung der Satzung der Samtgemeinde Selsingen 
über die Erhebung von Gebühren für die 

Abwasserbeseitigung (Mischwasser) in den Einzugsbereichen 
der Klärteichanlagen Farven und Byhusen  

(Abwassergebührensatzung Klärteichanlagen) 
 
 
Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung 
vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Gesetz vom 31.10.2013 (Nds. GVBl. S. 258) und der §§ 2 
und 5 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) i. d. F. vom 23.01.2007 (Nds. GVBl. S. 41), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 18.07.2012 (Nds. GVBl. S. 279), hat der Rat der Samtgemeinde Selsingen in seiner 
Sitzung am 18.12.2013 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

Artikel 1 
 

Die Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Abwasserbeseitigung (Mischwasser) in den Einzugsbereichen der 
Klärteichanlagen Farven und Byhusen vom 08.10.1997 (Amtsblatt Landkreis ROW Nr. 20), zuletzt geändert durch 
Satzung vom 28.04.2011 (Amtsblatt Landkreis ROW Nr. 9) wird wie folgt geändert: 
 
In § 4 Abs. 2 wird der Gebührensatz von 2,13 € durch 2,92 € ersetzt. 
 
 

Artikel 2 
 

Diese Satzung tritt zum 01.01.2014 in Kraft. 
 
 
Selsingen, 18.12.2013 
 
Pape 
Samtgemeindebürgermeister 
 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.12.2013 Nr. 24 
 

Satzung über die  
Abwasserbeseitigung und den Anschluss 

an die öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage 
der Samtgemeinde Sittensen 

 
Abwasserbeseitigungssatzung 

 
 
Aufgrund des § 10 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in Verbindung mit § 96 des 
Niedersächsischen Wassergesetzes (NWG) hat der Rat der Samtgemeinde Sittensen in seiner Sitzung am 19. 
Dezember 2013 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

I.  Allgemeine Bestimmungen 
 
 

§ 1 

Allgemeines 
 
1.) Die Samtgemeinde Sittensen betreibt nach Maßgabe dieser Satzung zur Beseitigung des in ihrem 

Entsorgungsgebiet anfallenden Abwassers (Schmutzwasser, Niederschlagswasser) eine rechtlich jeweils 
selbständige Anlage 

 
a)  zur zentralen Schmutzwasserbeseitigung in den Gemeinden Groß Meckelsen, Klein Meckelsen, Sittensen, Tiste, 

Lengenbostel, Vierden und Wohnste sowie Teilbereiche der Gemeinde Kalbe (Einrichtung „Sittensen“); 
b)  zur zentralen Schmutzwasserbeseitigung in der Gemeinde Hamersen, sowie Teilbereiche der Gemeinde Kalbe 

(Einrichtung „Klärteiche“) 
c)  zur zentralen Niederschlagswasserbeseitigung; 
d)  zur dezentralen Schmutzwasserbeseitigung 

 
 als öffentliche Einrichtung. 
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2.) Die Abwasserbeseitigung erfolgt mittels zentraler Kanalisations- und Abwasserbehandlungsanlagen im Trenn- und 

Mischverfahren (zentrale Abwasseranlagen) oder mittels Einrichtungen und Vorkehrungen zur Abfuhr und 
Behandlung von Abwasser einschließlich Fäkalschlamm (dezentrale Abwasseranlagen). 

 
3.) Die Samtgemeinde kann die Abwasserbeseitigung ganz oder teilweise durch Dritte vornehmen lassen. 
 
4.) Art, Lage und Umfang der öffentlichen Abwasseranlagen sowie den Zeitpunkt ihrer Herstellung, Erweiterung und 

Sanierung bestimmt die Samtgemeinde im Rahmen der ihr obliegenden Abwasserbeseitigungspflicht. 
 
 

§ 2 

Begriffsbestimmungen 
 
1.) Die Abwasserbeseitigung im Sinne dieser Satzung umfasst das Sammeln, Fortleiten, Behandeln, Einleiten, 

Versickern, Verregnen und Verrieseln von Abwasser sowie die Beseitigung des in Kleinkläranlagen anfallenden 
Schlamms und des in abflusslosen Gruben gesammelten Abwassers. 

 
2.) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das Grundstück im bürgerlich-rechtlichen Sinne. 
 
3.) Grundstücksentwässerungsanlagen sind alle Einrichtungen zur Abwasserbeseitigung, soweit sie nicht Bestandteil 

einer öffentlichen Abwasseranlage sind. 
 
4.) Die zentralen öffentlichen Anlagen zur Schmutzwasserbeseitigung enden jeweils hinter dem Revisionsschacht auf 

dem zu entwässernden Grundstück. 
Wird die Schmutzwasserbeseitigung im Druckentwässerungsverfahren durchgeführt, so endet die 
öffentliche Einrichtung mit dem Hauspumpwerk. 

Die zentrale öffentliche Anlage zur Niederschlagswasserbeseitigung endet an der Grenze des zu entwässernden 
Grundstücks. 

 
5.) Zu den zentralen öffentlichen Abwasseranlagen gehören das gesamte öffentliche Entwässerungsnetz einschließlich 

aller technischen Einrichtungen wie 
 

a)  Leitungsnetz mit - je nach den örtlichen Verhältnissen - getrennten Leitungen für Schmutzwasser und 
Niederschlagswasser (Trennverfahren) oder/und gemeinsamen Leitungen für beide Abwasserarten 
(Mischverfahren), die Grundstücksanschlüsse, Reinigungs- und Revisionsschächte, Hauspumpwerke, 
Pumpstationen und Rückhaltebecken; 

b)  alle Einrichtungen zur Behandlung des Abwassers wie z.B. die Klärwerke und ähnliche Anlagen, die im Eigentum 
der Samtgemeinde stehen, und ferner die von Dritten hergestellten und unterhaltenen Anlagen, deren sich die 
Samtgemeinde bedient; 

c)  offene und verrohrte Gräben und Wasserläufe, wenn ihnen wasserrechtlich die Gewässereigenschaft entzogen 
ist und sie zur Aufnahme der Abwässer dienen. 

 
6.) Zur dezentralen öffentlichen Abwasseranlage gehören alle Vorkehrungen und Einrichtungen für Abfuhr und 

Behandlung von Abwasser aus abflusslosen Sammelgruben und aus Kleinkläranlagen einschließlich Fäkalschlamm 
außerhalb des zu entwässernden Grundstücks. 

 
7.) Soweit sich Vorschriften dieser Satzung auf den Grundstückseigentümer beziehen, gelten die Regelungen 

entsprechend auch für Erbbauberechtigte und solche Personen, die die tatsächliche Gewalt über eine bauliche 
Anlage oder ein Grundstück ausüben. 

 
 

§ 3 

Anschlusszwang 
 
1.) Jeder Grundstückseigentümer ist verpflichtet, sein Grundstück nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen an eine 

öffentliche Abwasseranlage anzuschließen, sobald auf seinem Grundstück Abwasser auf Dauer anfällt. 
 
2.) Dauernder Anfall von Abwasser ist anzunehmen, sobald das Grundstück mit Gebäuden für den dauernden oder 

vorübergehenden Aufenthalt von Menschen oder für gewerbliche oder industrielle Zwecke bebaut ist oder mit der 
Bebauung des Grundstücks begonnen wurde oder das Grundstück derart befestigt worden ist, dass 
Niederschlagswasser als Abwasser anfällt. 

 
3.) Die Verpflichtung nach Abs. 1 richtet sich auf den Anschluss an die zentrale Abwasseranlage, soweit die 

öffentlichen Kanalisationsanlagen für das Grundstück betriebsbereit vorhanden sind, sonst auf den Anschluss des 
Grundstücks an die dezentrale Abwasseranlage. 
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4.) Besteht ein Anschluss an die dezentrale Abwasseranlage, kann die Samtgemeinde den Anschluss an die zentrale 

Abwasseranlage verlangen, sobald die Voraussetzungen des Abs. 3 nachträglich eintreten. Der 
Grundstückseigentümer erhält eine entsprechende Mitteilung mit der Aufforderung zum Anschluss seines 
Grundstückes an die zentrale Abwasseranlage. Der Anschluss ist innerhalb von drei Monaten nach Zugang der 
Aufforderung vorzunehmen. 

 
5.) Werden an einer Erschließungsstraße, in die später Entwässerungskanäle eingebaut werden sollen, Neubauten 

errichtet, so sind auf Verlangen der Samtgemeinde alle Einrichtungen für den künftigen Anschluss an die zentrale 
Abwasseranlage vorzubereiten. 

§ 4 

Benutzungszwang 
 
Wenn und soweit ein Grundstück an eine öffentliche Abwasseranlage angeschlossen ist, ist der 
Grundstückseigentümer verpflichtet, alles anfallende Abwasser - sofern nicht eine Einleitungsbeschränkung nach § 8 
gilt - der öffentlichen Abwasseranlage zuzuführen. 
 
 

§ 5 

Ausnahme und Befreiung vom 
Anschluss- und Benutzungszwang 

 
1.) Ist ein gesammeltes Fortleiten von Niederschlagswasser zur Verhütung von Beeinträchtigungen des Wohls der 

Allgemeinheit nicht erforderlich, so kann die Samtgemeinde räumlich abgegrenzte Teile des Entsorgungsgebietes 
oder einzelne Grundstücke vom Anschluss- und Benutzungszwang ausnehmen. Eine solche 
Ausnahmeentscheidung ist den betroffenen Grundstückseigentümern mitzuteilen. Mit der Bekanntgabe der 
Entscheidung sind die betroffenen Grundstückseigentümer an Stelle der Samtgemeinde zur Beseitigung des 
Niederschlagswassers verpflichtet (§ 96 Abs. 3 NWG). 

 
2.) Bei der zentralen Abwasseranlage (Schmutzwasser) kann die Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang auf 

Antrag gewährt werden, wenn der Anschluss des Grundstücks für den Grundstückseigentümer unter 
Berücksichtigung der Erfordernisse des Gemeinwohls unzumutbar ist. Der Antrag ist innerhalb eines Monats nach 
Aufforderung zum Anschluss bei der Samtgemeinde zu stellen. Wird die Befreiung ausgesprochen, besteht für das 
Grundstück hinsichtlich der Schmutzwasserentsorgung die Verpflichtung zum Anschluss und zur Benutzung der 
dezentralen Abwasseranlage. 

 
3.) Die Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang kann unter dem Vorbehalt des Widerrufs oder auf eine 

bestimmte Zeit ausgesprochen werden. 
 
 

§ 6 

Entwässerungsgenehmigung 
 
1.) Die Samtgemeinde erteilt nach den Bestimmungen dieser Satzung eine Genehmigung zum Anschluss an die 

jeweilige öffentliche Abwasseranlage und deren Benutzung (Entwässerungsgenehmigung). Änderungen der 
Grundstücksentwässerungsanlage, der der Entwässerungsgenehmigung zugrunde liegenden Abwasserverhältnisse 
oder des Anschlusses an die Abwasseranlagen bedürfen ebenfalls einer Entwässerungsgenehmigung. 

 
2.) Entwässerungsgenehmigungen sind vom Grundstückseigentümer schriftlich zu beantragen (Entwässerungsantrag). 
 
3.) Die Samtgemeinde entscheidet, ob und in welcher Weise das Grundstücks anzuschließen ist. Sie kann 

Untersuchungen der Abwasserbeschaffenheit sowie Begutachtungen der Grundstücksentwässerungsanlagen durch 
Sachverständige verlangen, sofern das zur Entscheidung über den Entwässerungsantrag erforderlich erscheint. Die 
Kosten hat der Grundstückseigentümer zu tragen. 

 
4.) Die Genehmigung wird ungeachtet privater Rechte erteilt und lässt diese unberührt. Sie gilt auch für und gegen die 

Rechtsnachfolger des Grundstückseigentümers. Sie ersetzt nicht Erlaubnisse und Genehmigungen, die für den Bau 
oder Betrieb der Grundstücksentwässerungsanlage nach anderen Rechtsvorschriften erforderlich sein sollten. 

 
5.) Die Samtgemeinde kann - abweichend von den Einleitungsbedingungen des § 8 - die Genehmigung unter 

Bedingungen und Auflagen sowie unter dem Vorbehalt des Widerrufs oder der nachträglichen Einschränkung oder 
Änderung erteilen. 
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6.) Die Samtgemeinde kann dem Grundstückseigentümer die Selbstüberwachung seiner Grund-

stücksentwässerungsanlage sowie die Verpflichtung zur Vorlage der Untersuchungsergebnisse auferlegen. Sie kann 
ferner anordnen, dass der Grundstückseigentümer eine regelmäßige Überwachung durch die Samtgemeinde zu 
dulden und die dadurch bedingten Kosten zu erstatten hat. 

 
7.) Vor der Erteilung der Entwässerungsgenehmigung darf mit der Herstellung oder der Änderung der 

Grundstücksentwässerungsanlage nur begonnen werden, wenn und soweit die Samtgemeinde ihr Einverständnis 
erteilt hat. 

 
8.) Die Genehmigung erlischt, wenn innerhalb von zwei Jahren nach ihrer Erteilung mit der Herstellung oder Änderung 

der Grundstücksentwässerungsanlage nicht begonnen oder wenn die Ausführung zwei Jahre unterbrochen worden 
ist. Die Frist kann auf Antrag um jeweils höchstens zwei Jahre verlängert werden.  

 
 

§ 7 

Entwässerungsantrag 
 
1.) Der Entwässerungsantrag ist bei der Samtgemeinde mit dem Antrag auf Baugenehmigung einzureichen, wenn die 

Entwässerungsgenehmigung wegen eines genehmigungspflichtigen Bauvorhabens erforderlich wird. In den Fällen 
des § 3 Abs. 4 ist der Entwässerungsantrag spätestens einen Monat nach der Aufforderung zum Anschluss 
vorzulegen. Bei allen anderen Vorhaben ist der Antrag einen Monat vor deren geplanten Beginn einzureichen. 

 
2.) Der Antrag für den Anschluss an eine zentrale Abwasseranlage hat zu enthalten: 
 

a)  Erläuterungsbericht mit 

− einer Beschreibung des Vorhabens und seiner Nutzung 
− Angabe über die Größe und Befestigungsart der Hofflächen, 

 
b)  Beschreibung des gewerblichen Betriebes, dessen Abwasser eingeleitet werden soll, nach Art und Umfang der 

Produktion und der Anzahl der Beschäftigten sowie des voraussichtlich anfallenden Abwassers nach Menge und 
Beschaffenheit, 

 
c) bei Grundstücksentwässerungsanlagen mit Vorbehandlungsanlagen Angaben über 

− Menge und Beschaffenheit des Abwassers 
− Funktionsbeschreibung der Vorbehandlungsanlage 
− Behandlung und Verbleib von anfallenden Rückständen (z.B. Schlämme, Feststoffe, Leichtstoffe) 
− Anfallstelle des Abwassers im Betrieb, 

 
d) einen mit Nordpfeil versehenen Lageplan des anzuschließenden Grundstückes im Maßstab nicht  
    kleiner als 1:500 mit folgenden Angaben: 

− Straßen und Hausnummer, 
− Gebäude und befestigte Flächen 
− Grundstücks- und Eigentumsgrenzen 
− Lage der Haupt- und Anschlusskanäle 
− Gewässer, soweit vorhanden oder geplant 
− in der Nähe der Abwasserleitungen vorhandenen Baumbestand, 

 
Schnittplan im Maßstab 1:100 durch die Fall- und Entlüftungsrohre des Gebäudes mit den 
Entwässerungsprojekten und Längsschnitt durch die Grundleitung und die Revisionsschächte mit Angaben der 
Höhenmaße des Grundstücks und der Sohlenhöhe im Verhältnis zur Straße, bezogen auf NN, 

 
f)  Grundrisse des Kellers und der Geschosse im Maßstab 1:100, soweit dies zur Darstellung der 

Grundstücksentwässerungsanlagen erforderlich ist. Die Grundrisse müssen insbesondere die Bestimmung der 
einzelnen Räume und sämtliche in Frage kommenden Einläufe sowie die Ableitung unter Angabe der lichten 
Weite und des Materials erkennen lassen, ferner die Entlüftung der Leitungen und die Lage etwaiger 
Absperrschieber, Rückstauverschlüsse oder Hebeanlagen. 

 
3.) Der Antrag für den Anschluss an die dezentrale Abwasseranlage hat zu enthalten: 
 

a)  Angaben über Art und Bemessung der Grundstücksentwässerungsanlage, 
 

b)  Nachweis der wasserbehördlichen Einleitungserlaubnis für die Grundstücksentwässerungsanlage, 
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c)  Einen mit Nordpfeil versehenen Lageplan des anzuschließenden Grundstücks im Maßstab nicht kleiner als 1:500 

mit folgenden Angaben: 
 

− Straße und Hausnummer 
− vorhandene und geplante bauliche Anlagen auf dem Grundstück 
− Lage der Kleinkläranlage bzw. Sammelgrube 
− Lage der Entwässerungsleitungen außerhalb des Gebäudes mit Schächten 
− Anfahr- und Entleerungsmöglichkeit für das Entsorgungsfahrzeug. 

 
4.) Schmutzwasserleitungen sind mit ausgezogenen, Niederschlagswasserleitungen mit gestrichelten Linien und 

Mischwasserleitungen strichpunktiert darzustellen. Später auszuführende Leitungen sind zu punktieren. Dabei sind 
vorhandene Anlagen schwarz, neue Anlagen rot und abzubrechende Anlagen gelb kenntlich zu machen. Die für 
Prüfungsvermerke bestimmte grüne Farbe darf nicht verwendet werden. 

 
 

§ 8 

Einleitungsbedingungen 
 
1.) Für die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlagen gelten die in Abs. 2 - 14 geregelten Einleitungsbedingungen. 

Wenn eine Einleitung nach der Indirekteinleiterverordnung genehmigt wird, treten die in dieser Genehmigung 
bestimmten Werte an die Stelle der in den nachfolgenden Absätzen festgelegten Einleitungsbedingungen. Eine 
aufgrund der Indirekteinleiterverordnung erteilte Einleitungsgenehmigung ersetzt für ihren Geltungsumfang die 
Entwässerungsgenehmigung nach dieser Satzung nicht. 

 
2.) Alle Abwässer dürfen nur über die Grundstücksentwässerungsanlage eingeleitet werden. 
 
3.) In den nach dem Trennverfahren entwässerten Gebieten darf Niederschlagswasser, Grund- oder Dränwasser sowie 

unbelastetes Kühlwasser nur in den Niederschlagswasserkanal, Schmutzwasser nur in den Schmutzwasserkanal 
eingeleitet werden. 

 
4.) In die öffentlichen Abwasseranlagen dürfen solche Stoffe nicht eingeleitet werden, die 

− die Kanalisation verstopfen oder zu Ablagerungen führen, 
− giftige, übelriechende oder explosive Dämpfe oder Gase bilden, 
− Bau- und Werkstoffe in stärkerem Maße angreifen, 
− die Abwasserreinigung oder die Schlammbeseitigung erschweren. 
 
Hierzu gehören insbesondere folgende Stoffe: 

− Schutt, Asche, Glas, Sand, Müll, Küchenabfälle, Treber, Hefe, Borsten, Lederreste; 
− Fasern, Kunststoffe, Textilien, grobes Papier u.ä. (diese Stoffe dürfen auch in zerkleinertem Zustand nicht 

eingeleitet werden); 
− Kunstharz, Lacke, Latexreste, Zement, Kalkhydrat, Gips, Mörtel, flüssige und später erhärtende Abfälle sowie 

Bitumen und Teer und deren Emulsionen; 
− Jauche, Gülle, Mist, Silagesickersaft, Blut und Molke; 
− Kaltreiniger, die chlorierte Kohlenwasserstoffe enthalten oder die die Ölabscheidung verhindern; 
− Benzin, Heizöl, Schmieröl, tierische und pflanzliche Öle und Fette einschließlich des durch diese Stoffe 

verunreinigten Waschwassers; 
− Säuren und Laugen (zulässiger pH-Bereich 6,5-10), chlorierte Kohlenwasserstoffe, Phosgen, 

Schwefelwasserstoff; Blausäure und Stickstoffwasserstoffsäure sowie deren Salze; Carbide, die Acetylen bilden; 
ausgesprochen toxische Stoffe. 

 
Falls Stoffe dieser Art in stark verdünnter Form anfallen und dabei die in Abs. 7 genannten Einleitungswerte nicht 
überschritten werden, gilt das Einleitungsverbot nicht; das Verdünnungs- und Vermischungsverbot nach Abs. 11 
bleibt von dieser Regelung unberührt. 

 
5.) Abwasser mit radioaktiven Inhaltsstoffen darf nur eingeleitet werden, wenn es der 2. Strahlenschutzverordnung vom 

13.10.1976 i. d. F. vom 18.05.1989 - insbesondere § 46 Abs. 4 - entspricht. 
 
6.) Gentechnisch neukombinierte Nukleinsäuren sind vor der Einleitung in die zentrale Abwasseranlage vollständig zu 

inaktivieren. Für diese Vorbehandlung ist ein Gutachten nach § 6 Abs. 3 vorzulegen. 
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7.) Abwässer - insbesondere aus Industrie- und Gewerbebetrieben oder vergleichbaren Einrichtungen (z.B. 

Krankenhäuser) - dürfen, abgesehen von den übrigen Begrenzungen des Benutzungsrechts, nur eingeleitet werden, 
wenn sie in der Stichprobe folgende Einleitungswerte nicht überschreiten: 

 
1.  Allgemeine Parameter 
 

a)  Temperatur: 35°C 
 (DIN 38404-C 4, Dez. 1976) 
 
b)  pH-Wert: wenigstens    6,5 
 (DIN 38404-C 5, Jan. 1984) höchstens    10,0 
 
c)  Absetzbare Stoffe: nicht begrenzt 

(DIN 38409-H 9-2, Jul. 1980) 
 
Soweit eine Schlammabscheidung wegen der ordnungs- 
gemäßen Funktionsweise der öffentlichen Abwasseranlage 
erforderlich ist, kann eine Begrenzung im Bereich von  
1 - 10 ml/l nach 0,5 Stunden Absetzzeit, in besonderen 
Fällen auch darunter, erfolgen. 

 
2.  Schwerflüchtige lipophile Stoffe 

(u.a. verseifbare Öle, Fette) 
 
a)  direkt abscheidbar 100 mg/l 
 (DIN 38409-H 19, Febr. 1986) 
 
b)  soweit Menge und Art des Abwassers bei Bemessung 

nach DIN 4040 zu Abscheideranlagen über Nenn- 
größe 10 (> NG 10) führen: 
gesamt  (DIN 38409-H 17, Mai 1981) 250 mg/l 

 
3.  Kohlenwasserstoffe 

 
a)  direkt abscheidbar  50 mg/l 

(DIN 38409-H 19, Febr. 1986) DIN 1999 Teil 1 - 6 beachten. 
Bei den in der Praxis häufig festzustellenden 
Zulaufkonzentrationen und richtiger 
Dimensionierung ist der Wert von 50 mg/l bei 
ordnungsgemäßem Betrieb erreichbar. 

 
b)  gesamt (DIN 38409-H 18, Febr. 1986) 100 mg/l 

 
c)  soweit im Einzelfall eine weitergehende Entfernung 

der Kohlenwasserstoffe erforderlich ist: 
gesamt  (DIN 38409-H 18, Febr. 1986) 20 mg/l 

 
4.  Halogenierte organische Verbindungen 
 

a)  absorbierbare organische Halogenverbindungen  1 mg/l 
 (AOX)   (DIN 38409-H 14-8.22, März 1985) 
 
b)  Leichtflüchtige halogenierte Kohlenwasserstoffe 

(LHKW) als Summe aus Trichlorethen, Tetrachlor- 
ethen, 1, -1, 1- Trichlorethan, Dichlormethan  
gerechnet als Chlor (Cl) 0,5 mg/l 

 
5.  Organische halogenfreie Lösemittel  

Mit Wasser ganz oder teilweise mischbar und biologisch 
abbaubar (DIN 38407-F 9, Mai 1991): Entsprechend  
spezieller Festlegung, jedoch Richtwert nicht größter als 
er der Löslichkeit entspricht oder als 5 g/l 
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6.  Anorganische Stoffe (gelöst und ungelöst) 

 
a)  Antimon (Sb) 0,5 mg/l 
 (DIN 38406-E 22, März 1988) 
 
b)  Arsen (As) 0,5 mg/l 

(DIN 38405-D 18, Sept. 1985/Aufschluß 
nach 10.1) 

 
c)  Barium (Ba) 5 mg/l 
 (Bestimmung von 33 Elementen mit ICP-OES) 
 
d)  Blei (Pb) 1 mg/l 
 (DIN 38406-E 6-3, Mai 1981 oder 
 DIN 38406-E 22, März 1988) 
 
e)  Cadmium (Cd) 0,5 mg/l 
 (DIN 38406-E 19-3, Jul. 1980 oder 
 DIN 38406-E 22, März 1988) 
 
f)  Chrom (Cr) 1 mg/l 
 (DIN 38406-E 22, März 1988 oder 
 DIN 38406-E 10-2, Jun. 1985) 
 
g)  Chrom (sechswertig) (Cr) 0,2 mg/l 
 (DIN 38405-D 24, Mai 1987) 
 
h)  Cobalt (Co) 2 mg/l 
 (DIN 38406-E 22, März 1988 oder 
 entspr. DIN 38406-E 10-2, Jun. 1985) 
 
i)  Kupfer (Cu) 1 mg/l 
 (DIN 38406-E 22, März 1988 oder 
 DIN 38406-E 7-2, Sept. 1991) 
 
j)  Nickel (Ni) 1 mg/l 
 (DIN 38406-E 22, März 1988 oder 
 DIN 38406-E 11-2, Sept. 1981) 
 
k)  Quecksilber (Hg) 0,1 mg/l 
 (DIN 38406-E 12-3, Jul. 1980) 
 
l)  Selen (Se) 2 mg/l 
 
m) Silber (Ag) 1 mg/l 
 (DIN 38406-E 22, März 1988 oder 
 entspr. DIN 38406-E 10-2, Jun. 1985) 
 
n)  Zink (Zn) 5 mg/l 
 (DIN 38406-E 22, März 1988) 
 
o)  Zinn (Sn) 5 mg/l 
 (DIN 38406-E 22, März 1988 oder 
 entspr. DIN 38406-E 10-2, Jun. 1985) 
 
p)  Aluminium und Eisen          (Al) und (Fe) keine Begrenzung soweit keine 
  Schwierigkeiten bei der Abwasser- 
  ableitung und -reinigung auftreten 
  (s. Nr. 1 c) 
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7.  Anorganische Stoffe (gelöst) 

 
a)  Stickstoff aus Ammonium und Ammoniak (NH4 N + NH3 N) 
 (DIN 38406-E 5-2, Okt. 1983 

o. DIN 38406-E 5-1, Okt. 1983) 
100 mg/l  <  5000 EW 
200 mg/l  >  5000 EW 

b) Stickstoff aus Nitrit, falls größere Frachten 
anfallen (NO2 -N)      10 mg/l 
(DIN 38405-D 10, Febr. 1981 oder 
DIN 38405-D 19, Febr. 1988 oder 
DIN 38405-D 20, Sept. 1991) 

 
c) Cyanid, gesamt (CN) 20 mg/l 
 (DIN 38405-D 13-1, Febr. 1981) 
 
d)  Cyanid, leicht freisetzbar (CN) 1 mg/l 
 (DIN 38405-D 13-2, Febr. 1981) 
 
e)  Fluorid (F) 50 mg/l 
 (DIN 38405-D 4-1, Jul. 1985 oder 
 DIN 38405-D 19, Sept. 1991) 
 
f)  Phosphorverbindungen (P) 50 mg/l 
 (DIN 38405-D 11-4, Okt. 1983) 
 
g)  Sulfat (SO4) 600 mg/l 
 (DIN 38405-D 19, Febr. 1988 oder 
 DIN 38405-D 20, Sept. 1991 oder 
 DIN 38405-D 5, Jan. 1985) 
 
h)  Sulfid (S) 2 mg/l 
 (DIN 38405-D 26, Apr. 1989) 
 

8.  Weitere organische Stoffe  
 

a)  wasserdampfflüchtige, halogenfreie Phenole (als C6H5OH) 100 mg/l 
(DIN 38409-H 16-2, Jun. 1984 oder 
DIN 38409-H 16-3, Jun. 1984) 

 
b)  Farbstoffe Nur in einer so niedrigen Konzen- 
 (DIN 38404-C 1-1, Dez. 1976 oder tration, dass der Vorfluter nach  
 DIN 38404-C 1-2, Dez. 1976) Einleitung des Ablaufs einer mech.- 

biologischen Kläranlage visuell 
nicht mehr gefärbt erscheint. 

 
9.  Spontane Sauerstoffzehrung  100 mg/l 
 (DIN 38408-G 24, Aug. 1987) 
 
10. Für vorstehend nicht aufgeführte Stoffe werden die Einleitungswerte im Bedarfsfalle festgesetzt. 

 
8.) Die vorstehend genannten Grenzwerte beziehen sich auf das Abwasser unmittelbar im Ablauf der 

Abwasseranfallstelle. Sofern dort eine Messung aus technischen Gründen nicht erfolgen kann, muss die 
Probenahmemöglichkeit vom Grundstückseigentümer so geschaffen werden, dass eine Abwasserprobe vor einem 
Vermischen dieses Abwassers mit Abwässern aus anderen Bereichen  
ohne einen das übliche Maß übersteigenden Aufwand von der Samtgemeinde durchgeführt werden kann. 

 
9.) Bei der Einleitung von Schmutzwasser von gewerblich oder industriell genutzten Grundstücken oder von anderem 

nicht häuslichen Schmutzwasser in öffentliche Abwasseranlagen ist eine qualifizierte Stichprobe vorzusehen. Sie 
umfasst mindestens fünf Stichproben, die - in einem Zeitraum von höchstens zwei Stunden im Abstand von nicht 
weniger als zwei Minuten entnommen - gemischt werden. Bei den Parametern Temperatur und pH-Wert gilt davon 
abweichend die einfache Stichprobe. 
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Bei der Einleitung sind die vorstehend in Abs. 7 genannten Grenzwerte einzuhalten. Der Grenzwert gilt auch dann 
als eingehalten, wenn die Ergebnisse der jeweils letzten fünf im Rahmen der gemeindlichen Überwachung 
durchgeführten Überprüfungen in vier Fällen diesen Wert nicht überschreiten und kein Ergebnis den Wert um mehr 
als 100 % übersteigt. 
 
Überprüfungen, die länger als drei Jahre zurückliegen, bleiben unberücksichtigt. 
 
Die zur Ermittlung der physikalischen und chemischen Beschaffenheit der Abwässer notwendigen Untersuchungen 
sind nach den Deutschen Einheitsverfahren zur Wasser-, Abwasser- und Schlammuntersuchung in der Fassung der 
26. Lieferung 1992 auszuführen, wobei die in § 8 Abs. 7 zu den einzelnen Grenzwerten angegebenen DIN-Normen 
anzuwenden sind. 

 
10.) Höhere Einleitungswerte können im Einzelfall - nur unter Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs - zugelassen 

werden, wenn nach den Besonderheiten des Falles die schädlichen Stoffe und Eigenschaften der Abwässer 
innerhalb dieser Grenzen für die öffentlichen Abwasseranlagen, die bei ihnen beschäftigten Personen und die 
Abwasserbehandlung vertretbar sind. 

 
Niedrigere als die aufgeführten Einleitungswerte und Frachtenbegrenzungen können im Einzelfall festgesetzt und 
die Einhaltung der geringeren Einleitungswerte kann angeordnet werden, soweit dies nach den Umständen des 
Falles geboten erscheint, um eine Gefährdung der öffentlichen Abwasseranlagen oder der bei den Anlagen 
beschäftigten Personen, die Beeinträchtigung der Benutzbarkeit der Anlagen oder eine Erschwerung der 
Abwasserbehandlung sowie der landwirtschaftlichen Klärschlammverwertung zu verhüten. Das Einleiten oder 
Einbringen von Stoffen, die die geringeren Einleitungswerte überschreiten, fällt im Geltungsbereich der Anordnung 
unter das Einleitungsverbot nach Abs. 7. 

 
11.) Es ist unzulässig, entgegen den jeweils in Betracht kommenden Regeln der Technik Abwasser zu verdünnen oder 

zu vermischen, um Einleitungswerte zu umgehen oder die Einleitungswerte zu erreichen. Dies gilt nicht in bezug auf 
den Parameter Temperatur. 

 
12.) Ist damit zu rechnen, dass das anfallende Schmutzwasser nicht den Anforderungen gemäß den vorstehenden 

Regelungen entspricht, so sind geeignete Vorbehandlungsanlagen zu erstellen und geeignete 
Rückhaltungsmaßnahmen zu ergreifen. 

 
Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet Vorbehandlungsanlagen so zu planen, zu betreiben, zu überwachen und 
zu unterhalten, dass die Schädlichkeit und Menge des Abwassers unter Beachtung und Anwendung der allgemein 
anerkannten Regeln der Abwassertechnik so gering wie möglich gehalten wird. 
 
Die Samtgemeinde kann verlangen, dass eine Person bestimmt und der Samtgemeinde schriftlich benannt wird, die 
für die Bedienung der Vorbehandlungsanlagen verantwortlich ist. 
 
Der Betreiber solcher Anlagen hat durch Eigenkontrolle zu gewährleisten, dass die Einleitungswerte gemäß den 
vorstehenden Einleitungsbedingungen für Abwasser eingehalten werden. Über die Eigenkontrolle ist ein 
Betriebstagebuch zu führen. Die Eigenkontrollen sind entsprechend der in Abs. 8 und 9 für die behördliche 
Überwachung genannten Festlegungen hinsichtlich Art, Häufigkeit, Bewertung und Durchführung vorzunehmen. 
Eine behördlich durchgeführte Kontrolle ersetzt die Eigenkontrolle nicht. 
 
Sobald ein Überschreiten der Einleitungswerte oder ein sonstiger Verstoß gegen die Einleitungsbedingungen 
festgestellt wird, hat der Grundstückseigentümer oder der Betreiber der Anlage die Samtgemeinde unverzüglich zu 
unterrichten. 
 

13.) Die Samtgemeinde kann eine Rückhaltung des Niederschlagswassers auf dem Grundstück fordern, wenn die 
zulässigen Abflussmengen überschritten werden. 

 
14.) Werden von dem Grundstück Stoffe oder Abwässer im Sinne der Abs. 4 bis 7 unzulässigerweise in die öffentlichen 

Abwasseranlagen eingeleitet, ist die Samtgemeinde berechtigt, auf Kosten des Grundstückseigentümers die 
dadurch entstehenden Schäden in der Abwasseranlage zu beseitigen, Untersuchungen und Messungen des 
Abwassers vorzunehmen und selbsttätige Messgeräte mit den dafür erforderlichen Kontrollschächten einbauen zu 
lassen. 
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II. Besondere Bestimmungen für zentrale Abwasseranlagen 

 
§ 9 

Grundstücksanschluss 
 
1.) Bei der Schmutzwasserbeseitigung im Freigefälle und bei der Niederschlagswasserbeseitigung muss jedes 

Grundstück einen eigenen, unmittelbaren Anschluss an die jeweilige öffentliche Abwasseranlage haben. 
Bei der Schmutzwasserbeseitigung im Druckentwässerungsverfahren können sich bis zu drei Grundstücke einen 
gemeinsamen Anschluss mit einem Hauspumpwerk teilen. 
Die Lage und lichte Weite des Anschlusskanals und die Anordnung der Revisionsschächte auf dem zu 
entwässernden Grundstück bestimmt die Samtgemeinde. 

 
2.) Die Samtgemeinde kann ausnahmsweise den Anschluss mehrerer Grundstücke an einen gemeinsamen 

Anschlusskanal zulassen. Diese Ausnahme setzt voraus, dass die beteiligten Grundstückseigentümer die 
Verlegung, Unterhaltung und Benutzung der Grundstücksentwässerungsanlagen auf dem jeweils fremden 
Grundstück durch Eintragung einer Baulast und einer Dienstbarkeit gesichert haben. 

 
3.) Die Samtgemeinde lässt die Grundstücksanschlüsse für die Schmutz- und Niederschlagswasserbeseitigung 

(Anschlusskanal vom Hauptsammler bis einschließlich Revisionsschaft auf dem zu entwässernden Grundstück bei 
der Schmutzwasserbeseitigung bzw. bis zur Grenze des zu entwässernden Grundstücks bei der 
Niederschlagswasserbeseitigung) herstellen. 

 
4.) Ergeben sich bei der Ausführung des Grundstücksanschlusses unvorhersehbare Schwierigkeiten, die auch ein 

Abweichen von dem genehmigten Plan erfordern können, so hat der Grundstückseigentümer den dadurch für die 
Anpassung seiner Grundstücksentwässerungsanlage entstehenden Aufwand zu tragen. Der Grundstückseigentümer 
kann keine Ansprüche geltend machen für Nachteile, Erschwernisse und Aufwand, die durch solche Änderungen 
der Grundstücksanschlüsse beim Bau und beim Betrieb der Grundstücksentwässerungsanlage entstehen. 

 
5.) Die Samtgemeinde hat den Grundstücksanschluss zu unterhalten und bei Verstopfung zu reinigen. Die Kosten trägt 

der Grundstückseigentümer, wenn die Reinigung und die Unterhaltung durch sein Verschulden erforderlich 
geworden ist. 

 
6.) Der Grundstückseigentümer darf den Grundstücksanschluss nicht verändern oder verändern lassen. 
 
 

§10 

Grundstücksentwässerungsanlage 
 
1.) Die Entwässerungsanlage auf dem anzuschließenden Grundstück ist vom Grundstückseigentümer nach den jeweils 

geltenden Regeln der Technik, insbesondere gem. DIN 1986 und nach den Bestimmungen dieser Satzung auf 
eigene Kosten zu errichten und zu betreiben. 

 
2.) Die Herstellung und Verfüllung von Rohrgräben hat nach DIN 18300 zu erfolgen. Die Herstellung von Rohrgräben, 

das Verlegen des Hausanschlusses bis zum Revisionsschacht sowie das Verfüllen der Rohrgräben darf nur durch 
einen Unternehmer erfolgen, der gegenüber der Samtgemeinde die erforderliche Sachkunde nachgewiesen hat. 

 
3.) Die Grundstücksentwässerungsanlage darf erst nach ihrer Abnahme durch die Samtgemeinde in Betrieb genommen 

werden. Bis zur Abnahme einschl. der Dichtigkeitsprüfung gem. DIN 4033 dürfen Rohrgräben nicht verfüllt werden. 
Über das Prüfungsergebnis wird ein Abnahmeschein ausgefertigt, soweit das Prüfungsergebnis die Inbetriebnahme 
der Anlage erlaubt. Werden bei der Abnahme Mängel festgestellt, so sind diese innerhalb einer zu stellenden Frist 
zu beseitigen. Der Abnahmeschein befreit den Grundstückseigentümer nicht von seiner Haftung für den 
ordnungsgemäßen Zustand der Grundstücksentwässerungsanlage. 

 
4.) Die Grundstücksentwässerungsanlage ist stets in einem einwandfreien und betriebsfähigen Zustand zu erhalten. 

Werden Mängel festgestellt, so kann die Samtgemeinde fordern, dass die Grundstücksentwässerungsanlage auf 
Kosten des Grundstückseigentümers in den vorschriftsmäßigen Zustand gebracht wird. 

 
5.) Entsprechen vorhandene Grundstücksentwässerungsanlagen einschließlich etwaiger Vorbehandlungsanlagen nicht 

oder nicht mehr den jeweils geltenden Bestimmungen im Sinne des Abs. 1, so hat sie der Grundstückseigentümer 
auf Verlangen der Samtgemeinde auf eigene Kosten entsprechend anzupassen. Für die Anpassung ist dem 
Grundstückseigentümer eine angemessene Frist einzuräumen. 
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Der Grundstückseigentümer ist zur Anpassung auch dann verpflichtet, wenn Änderungen an der öffentlichen 
Abwasseranlage das erforderlich machen. 
 
Die Anpassungsmaßnahmen bedürfen der Genehmigung durch die Samtgemeinde. Die §§ 6 und 7 sind 
entsprechend anzuwenden. 

 
 

§ 11 

Überwachung der Grundstücksentwässerungsanlage 
 
1.) Der Samtgemeinde oder ihren Beauftragten ist zur Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage oder zur 

Beseitigung von Störungen sofort und ungehindert Zutritt zu dieser Anlage, zu den 
Abwasservorbehandlungsanlagen und zu den Abwasseranfallstellen zu gewähren. Sie sind berechtigt, notwendige 
Maßnahmen anzuordnen, insbesondere das eingeleitete oder einzuleitende Abwasser zu überprüfen und Proben zu 
entnehmen. 

 
2.) Alle Teile der Grundstücksentwässerungsanlage, insbesondere Vorbehandlungsanlagen, Revisionsschächte, 

Rückstauverschlüsse sowie Abwasserbehandlungsanlagen müssen zugänglich sein. 
 
3.) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, alle zur Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage geforderten 

Auskünfte zu erteilen. 
 
 

§ 12 

Sicherung gegen Rückstau 
 
1.) Rückstauebene ist die Straßenoberfläche vor dem anzuschließenden Grundstück. Unter der Rückstauebene 

liegende Räume, Schächte, Schmutz- und Regenwasserabläufe usw. müssen gemäß DIN 1986 gegen Rückstau 
abgesichert sein. Die Absperrvorrichtungen gemäß DIN 1997 sind dauernd geschlossen zu halten und dürfen nur 
bei Bedarf geöffnet werden. 

 
2.) Wo die Absperrvorrichtungen nicht dauernd geschlossen sein können oder die angrenzenden Räume unbedingt 

gegen Rückstau geschützt werden müssen, z.B. Wohnungen, gewerbliche Räume, Lagerräume für Lebensmittel 
oder andere wertvolle Güter, ist das Schmutzwasser mit einer automatisch arbeitenden Abwasserhebeanlage bis 
über die Rückstauebene zu heben und dann in die öffentliche Abwasseranlage zu leiten oder der Einbau einer 
elektrischen Rückstausicherung gem. DIN 19578 vorzunehmen. 

 

III. Besondere Vorschriften für die dezentrale Abwasseranlage 

 
§ 13 

Bau, Betrieb und Überwachung 
 
1.) Die Grundstücksentwässerungsanlagen (abflusslose Sammelgruben, Kleinkläranlagen) sind vom 

Grundstückseigentümer gem. DIN 1986 und DIN 4261 („Kleinkläranlagen, Anwendung, Bemessung, Ausführung 
und Betrieb“) zu errichten und zu betreiben. 

 
2.) Die Grundstücksentwässerungsanlagen sind so anzulegen, dass das Entsorgungsfahrzeug ungehindert an- und 

abfahren und die Grundstücksentwässerungsanlage ohne weiteres entleert werden kann. 
 
3.) Für die Überwachung gilt § 11 sinngemäß. 
 
 

§ 14 

Einbringungsverbote 
 
In die Grundstücksentwässerungsanlage dürfen die in § 8 Abs. 4 aufgeführten Stoffe nicht eingeleitet werden. § 8 Abs. 
4 Satz 3 bleibt unberührt. 
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§ 15 

Entleerung 
 
1.) Die abflusslosen Sammelgruben und Kleinkläranlagen werden von der Samtgemeinde oder ihren Beauftragten 

regelmäßig entleert bzw. entschlammt. Zu diesem Zweck ist der Samtgemeinde oder ihren Beauftragten ungehindert 
Zutritt zu gewähren. Das anfallende Abwasser bzw. der anfallende Fäkalschlamm werden einer Behandlungsanlage 
zugeführt. 

 
2.) Im einzelnen gilt für die Entleerungshäufigkeit: 
 

a)  Abflusslose Sammelgruben werden bei Bedarf geleert. Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, rechtzeitig - 
mindestens eine Woche vorher - bei der Samtgemeinde die Notwendigkeit einer Grubenentleerung anzuzeigen. 

 
b)  Kleinkläranlagen werden bei Bedarf entschlammt, wobei in der Regel jedoch Mehrkammer-Absetzgruben einmal 

jährlich und Mehrkammer-Ausfaulgruben in zweijährigem Abstand zu entschlammen sind. 
 
3.) Die Samtgemeinde oder ihre Beauftragten geben die Entsorgungstermine bekannt. Die Bekanntgabe kann öffentlich 

geschehen. Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, alle Vorkehrungen zu treffen, damit die Entsorgung zum 
festgesetzten Zeitpunkt erfolgen kann. 

 
 

IV. Schlussvorschriften 
 

§ 16 

Maßnahmen an den öffentlichen Abwasseranlagen 
 
Einrichtungen öffentlicher Abwasseranlagen dürfen nur von Beauftragten der Samtgemeinde oder mit Zustimmung der 
Samtgemeinde betreten werden. Eingriffe an öffentlichen Abwasseranlagen sind unzulässig. 
 

§ 17 

Anzeigepflichten 
 
1.) Entfallen für ein Grundstück die Voraussetzungen des Anschlusszwanges (§ 3 Abs. 1), so hat der 

Grundstückseigentümer dies unverzüglich der Samtgemeinde mitzuteilen. 
 
2.) Gelangen gefährliche oder schädliche Stoffe in eine der öffentlichen Abwasseranlagen, so ist die Samtgemeinde 

unverzüglich zu unterrichten. 
 
3.) Der Grundstückseigentümer hat Betriebsstörungen oder Mängel am Anschlusskanal unverzüglich der 

Samtgemeinde mitzuteilen. 
 
4.) Wechselt das Eigentum an einem Grundstück, so hat der bisherige Eigentümer die Rechtsänderung unverzüglich 

der Samtgemeinde schriftlich mitzuteilen. In gleicher Weise ist auch der neue Eigentümer verpflichtet. 
 
5.) Wenn Art und Menge des Abwassers sich erheblich ändern (z.B. bei Produktionsumstellungen), so hat der 

Grundstückseigentümer dies unverzüglich der Samtgemeinde mitzuteilen. 
 
 

§ 18 

Altanlagen 
 
1.) Altanlagen, die vor dem Anschluss an eine öffentliche Abwasseranlage der Beseitigung des auf dem Grundstück 

anfallenden Abwassers dienten und die nicht als Bestandteil der angeschlossenen 
Grundstücksentwässerungsanlage genehmigt sind, hat der Grundstückseigentümer innerhalb von drei Monaten auf 
seine Kosten so herzurichten, dass sie für die Aufnahme oder Ableitung von Abwasser nicht mehr benutzt werden 
können. 

 
2.) Ist ein Grundstück nicht mehr zu entwässern, schließt die Samtgemeinde den Anschluss auf Kosten des 

Grundstückseigentümers. 
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§ 19 

Befreiungen 
 
1.) Die Samtgemeinde kann auf Antrag bei der Niederschlagswasserbeseitigung ganz oder teilweise Befreiung vom 

Benutzungszwang (§ 4) gewähren, um - sofern keine öffentlichen Belange entgegenstehen - eine Eigennutzung des 
auf dem Grundstück anfallenden Niederschlagswassers zu ermöglichen. 

 
2.) Ferner kann die Samtgemeinde von den Bestimmungen in §§ 6 ff. - soweit sie keine Ausnahmen vorsehen - 

Befreiung erteilen, wenn die Durchführung dieser Bestimmungen im Einzelfall zu einer offenbar nicht beabsichtigten 
Härte führen würde und die Befreiung mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist. 

 
3.) Die Befreiung kann unter Bedingungen und Auflagen sowie befristet erteilt werden. Sie steht unter dem Vorbehalt 

des jederzeitigen Widerrufs. 
 
 

§ 20 

Haftung 
 
1.) Für Schäden, die durch satzungswidrige Benutzung oder satzungswidriges Handeln entstehen, haftet der 

Verursacher. Dies gilt insbesondere, wenn entgegen dieser Satzung schädliche Abwässer oder sonstige Stoffe in 
die öffentlichen Abwasseranlagen eingeleitet werden. Ferner hat der Verursacher die Samtgemeinde von allen 
Ersatzansprüchen freizustellen, die Dritte in diesem Zusammenhang gegen die Samtgemeinde geltend machen.  

 
2.) Wer entgegen § 16 unbefugt Einrichtungen von Abwasseranlagen betritt oder Eingriffe an ihnen vornimmt, haftet für 

entstehende Schäden. 
 
3.) Der Grundstückseigentümer haftet außerdem für alle Schäden und Nachteile, die der Samtgemeinde durch den 

mangelhaften Zustand der Grundstücksentwässerungsanlage, ihr vorschriftswidriges Benutzen und ihr nicht 
sachgemäßes Bedienen entstehen. 

 
4.) Wer durch Nichtbeachtung der Einleitungsbedingungen dieser Satzung die Erhöhung der Abwasserabgabe (§ 9 

Abs. 5 AbwAG) verursacht, hat der Samtgemeinde den erhöhten Betrag der Abwasserabgabe zu erstatten. 
 
5.) Mehrere Verursacher haften als Gesamtschuldner. 
 
6.) Bei Überschwemmungsschäden als Folge von 
 

a)  Rückstau in der öffentlichen Abwasseranlage, z.B. bei Hochwasser, Wolkenbrüchen, Frostschäden oder 
Schneeschmelze; 

b)  Betriebsstörungen, z.B. bei Ausfall eines Pumpwerkes; 
c)  Behinderungen des Abwasserabflusses, z.B. bei Kanalbruch oder Verstopfung; 
d)  zeitweiliger Stillegung des öffentlichen Abwasseranlage, z.B. bei Reinigungsarbeiten im Straßenkanal oder 

Ausführung von Anschlussarbeiten; 
 

hat der Grundstückseigentümer einen Anspruch auf Schadensersatz nur, soweit die eingetretenen Schäden von der 
Samtgemeinde schuldhaft verursacht worden sind. 

 
7.) Wenn bei der dezentralen Entsorgung trotz erfolgter Anmeldung zur Entleerung oder Entschlammung infolge 

höherer Gewalt, Streik, Betriebsstörungen oder betriebsnotwendiger anderer Arbeiten die Entsorgung erst verspätet 
durchgeführt werden kann oder eingeschränkt bzw. unterbrochen werden muss, hat der Grundstückseigentümer 
keinen Anspruch auf Ersatz eventuell dadurch bedingter Schäden. 

 
 

§ 21 

Zwangsmittel 
 
1.) Für den Fall, dass die Vorschriften dieser Satzung nicht befolgt werden oder gegen sie verstoßen wird, kann nach § 

70 des Nds. Verwaltungsvollstreckungsgesetzes vom 02. Juni 1982 (Nds. GVBl. S. 139) in Verbindung mit den §§ 
64 und 70 des Nds. Gefahrenabwehrgesetzes (NGefAG) vom 13. April 1994 (Nds. GVBl. S. 173) - jeweils in der z.Z. 
gültigen Fassung - ein Zwangsgeld bis zu 50.000,-- € angedroht und festgesetzt werden. Dieses Zwangsmittel kann 
wiederholt werden, bis die festgestellten Mängel beseitigt sind. 
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2.) Die zu erzwingende Handlung kann nach vorheriger Androhung im Wege der Ersatzvornahme auf Kosten des 

Pflichtigen durchgesetzt werden. 
 
3.) Das Zwangsgeld und die Kosten der Ersatzvornahme werden im Verwaltungszwangsverfahren eingezogen. 
 

§ 22 

Ordnungswidrigkeiten 
 
1.) Ordnungswidrig im Sinne des § 6 Abs. 2 der Nds. Gemeindeordnung (NGO) in der jeweils gültigen Fassung handelt, 

wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen 
 

1.  § 3 Abs. 1 sein Grundstück nicht rechtzeitig an die öffentlichen Abwasseranlagen anschließen lässt; 
 

2.  § 4 das bei ihm anfallende Abwasser nicht in die öffentlichen Abwasseranlagen ableitet; 
 

3.  dem nach § 6 genehmigten Entwässerungsantrag die Anlage ausführt; 
 

4.  § 7 den Anschluss seines Grundstücks an die öffentlichen Abwasseranlagen oder die Änderung der 
Entwässerungsgenehmigung nicht beantragt; 

 
5.  den Einleitungsbedingungen in §§ 8 und 14 die öffentlichen Abwasseranlagen benutzt; 

 
6.  § 10 Abs. 3 die Grundstücksentwässerungsanlage oder auch Teile hiervon vor der Abnahme in Betrieb nimmt 

oder Rohrgräben vor der Abnahme verfüllt; 
 

7.  § 10 Abs. 4 die Entwässerungsanlage seines Grundstücks nicht ordnungsgemäß betreibt; 
 

8.  § 11 Beauftragten der Samtgemeinde nicht ungehindert Zutritt zu allen Teilen der Grund-
stücksentwässerungsanlage gewährt; 

 
9.  § 15 Abs. 1 die Entleerung behindert; 

 
10. § 15 Abs. 2 die Anzeige der notwendigen Grubenentleerung unterlässt; 

 
11. § 16 die öffentliche Abwasseranlage betritt oder sonstige Maßnahmen an ihr vornimmt; 

 
12. § 17 seine Anzeigepflichten nicht oder nicht unverzüglich erfüllt. 

 
2.) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 5.000,-- € geahndet werden. 
 
 

§ 23 

Beiträge und Gebühren 
 
1.) Für die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung der zentralen öffentlichen Abwasseranlagen 

werden Beiträge und für die Benutzung der zentralen und dezentralen öffentlichen Abwasseranlagen werden 
Benutzungsgebühren nach besonderen Rechtsvorschriften erhoben. 

 
2.) Für die Genehmigung von Grundstücksentwässerungsanlagen werden Verwaltungskosten nach der 

Verwaltungskostensatzung erhoben. 
 
 

§ 24 

Übergangsregelung 
 
Die vor Inkrafttreten der Satzung eingeleiteten Genehmigungsverfahren werden nach den Vorschriften dieser Satzung 
weitergeführt.  
 
Soweit mit dem Inkrafttreten dieser Satzung die Anschlussvoraussetzungen gegeben sind und das Grundstück noch 
nicht an eine öffentliche Abwasseranlage angeschlossen ist, ist der Entwässerungsantrag gem. § 7 dieser Satzung 
spätestens zwei Monate nach ihrem Inkrafttreten einzureichen. 
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§ 25 

Hinweise 
 
Die Deutschen Einheitsverfahren zur Wasser-, Abwasser- und Schlammuntersuchung i. d. F. der 26. Lieferung 1992 
(Verlag: Chemie GmbH, Weinheim) und die DIN-Normblätter (erschienen in der Beuth-Vertrieb GmbH, Berlin und Köln), 
auf die in dieser Satzung Bezug genommen wird, sind bei der Samtgemeinde archivmäßig gesichert hinterlegt. 
 
 

§ 26 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt zum 01.01.2014 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Abwasserbeseitigungssatzung vom 13.10.2011 außer Kraft. 
 
 
Sittensen, den 19. Dezember 2013 
 
 
Samtgemeinde Sittensen 
Der Samtgemeindebürgermeister 
Tiemann 
 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.12.2013 Nr. 24 
 

S a t z u n g 

über die Erhebung der Abgaben für die 
Abwasserbeseitigung (Schmutzwasser) der 

Samtgemeinde Sittensen 
 

Abwasserbeseitigungsabgabensatzung 
 

 
Aufgrund des § 10 des niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKOMVG) in Verbindung mit § 96 des 
Niedersächsischen Wassergesetzes (NWG) hat der Rat der Samtgemeinde Sittensen in seiner Sitzung am 
19. Dezember 2013 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

Abschnitt I 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
1.) Die Samtgemeinde Sittensen betreibt Kanalisations- und Abwasserreinigungsanlagen (öffentliche 

Abwasseranlagen) zur zentralen Schmutzwasserbeseitigung 
 

a)  in den Gemeinden Groß Meckelsen, Klein Meckelsen, Sittensen, Tiste, Lengenbostel, Vierden und der 
Gemeinde Wohnste sowie Teilbereichen der Gemeinde Kalbe (Einrichtung „Sittensen“); 

 
b)  in den Gemeinden Hamersen und Teilbereiche der Gemeinde Kalbe (Einrichtung „Klärteiche“); 

 
als eine jeweils einheitliche öffentliche Einrichtung nach Maßgabe der Satzung über die Abwasserbeseitigung 
(Abwasserbeseitigungssatzung) vom                         . 

 
2.) Die Samtgemeinde erhebt nach Maßgabe dieser Satzung 

a)  Beiträge zur Deckung des Aufwands für die zentralen öffentlichen Abwasseranlagen einschließlich der Kosten für 
den ersten Grundstücksanschluss (Abwasserbeiträge), 

b)  Kostenerstattungen für zusätzliche Grundstücksanschlüsse (Aufwendungsersatz), 
c)  Benutzungsgebühren für die Inanspruchnahme der zentralen öffentlichen Abwasseranlagen 

(Abwassergebühren). 
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Abschnitt II 

 
Abwasserbeitrag 

 
§ 2 

Grundsatz 
 
1.) Die Samtgemeinde erhebt, soweit der Aufwand nicht auf andere Weise gedeckt wird, für die Herstellung, 

Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung der zentralen öffentlichen Abwasseranlagen 
Abwasserbeiträge zur Abgeltung der durch die Möglichkeit der Inanspruchnahme gebotenen besonderen 
wirtschaftlichen Vorteile. 

 
2.) Der Abwasserbeitrag deckt auch die Kosten für den ersten Grundstücksanschluss (Anschlusskanal zum 

Hauptsammler bis einschließlich Revisionsschacht auf dem zu entwässernden Grundstück). 
 
 
 

§ 3 
Gegenstand der Beitragspflicht 

 
1.) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, die an die zentrale öffentliche Abwasseranlage angeschlossen werden 

können und für die 
a)  eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, sobald sie bebaut oder gewerblich genutzt werden 

dürfen, 
b)  eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, wenn sie nach der Verkehrsauffassung Bauland 

sind und nach der geordneten baulichen Entwicklung in der Gemeinde zur Bebauung oder gewerblichen Nutzung 
anstehen.  

2.) Wird ein Grundstück an die zentrale öffentliche Abwasseranlage tatsächlich angeschlossen, so unterliegt es der 
Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen der Ziff. 1.) nicht erfüllt sind. 

 
3.) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das Grundstück im bürgerlich-rechtlichen Sinne. 
 
 

§ 4 
Beitragsmaßstab 

 
1.) Der Abwasserbeitrag wird nach einem nutzungsbezogenen Flächenbeitrag berechnet. 
 
2.) Bei der Ermittlung des nutzungsbezogenen Flächenbeitrages werden für jedes Vollgeschoss 100 % der 

Grundstücksfläche in Ansatz gebracht. 
Als Vollgeschoss gelten alle Geschosse, die nach landesrechtlichen Vorschriften Vollgeschosse sind. Ist eine 
Geschosszahl wegen der Besonderheiten des Bauwerks nicht feststellbar, werden bei gewerblich oder industriell 
genutzten Grundstücken je angefangene 3,50 m und bei allen in anderer Weise baulich genutzten Grundstücke je 
angefangene 2,20 m Höhe des Bauwerks als ein Vollgeschoss gerechnet.  

 
3.) Als Grundstücksfläche gilt 
 

a)  bei Grundstücken, die im Bereich eines Bebauungsplanes liegen, die gesamte Fläche, wenn für das Grundstück 
im Bebauungsplan bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, 

 
b)  bei Grundstücken, die über die Grenzen des Bebauungsplanes hinausreichen, die Fläche im Bereich des 

Bebauungsplanes, wenn für diese darin bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, 
 
c)  bei Grundstücken, für die kein Bebauungsplan besteht und die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten 

Ortsteiles liegen (§ 34 BauGB), die Gesamtfläche des Grundstücks, höchstens jedoch die Fläche zwischen der 
jeweiligen Straßengrenze und einer im Abstand von 50 m dazu verlaufenden Linie; bei Grundstücken, die nicht 
an eine Straße angrenzen oder nur durch einen zum Grundstück gehörenden Weg mit einer Straße verbunden 
sind, die Fläche zwischen der der Straße zugewandten Grundstücksseite und einer im Abstand von 50 m dazu 
verlaufenden Linie, 

 
d)  bei Grundstücken, die über die sich nach lit. a) - c) ergebenden Grenzen hinaus bebaut oder gewerblich genutzt 

sind, die Fläche zwischen der jeweiligen Straßengrenze bzw. im Falle von lit. c) der der Straße zugewandten 
Grundstücksseite und einer Linie hierzu, die in einer gleichmäßigen Tiefe verläuft, die der übergreifenden 
Bebauung oder gewerblichen Nutzung entspricht, 
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e)  bei Grundstücken, für die durch Bebauungsplan eine Nutzung als Wochenendhausgebiet oder eine sonstige 

Nutzung ohne oder mit nur untergeordneter Bebauung festgesetzt ist (z.B. Dauerkleingärten, Schwimmbäder, 
Camping- und Festplätze - nicht aber Flächen für die Landwirtschaft, Sportplätze und Friedhöfe) oder die 
innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) tatsächlich so genutzt werden, 75 % der 
Grundstücksfläche, 

 
f)  bei Grundstücken, für die durch Bebauungsplan die Nutzung als Sportplatz oder als Friedhof festgesetzt ist oder 

die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) tatsächlich so genutzt werden, sowie 
bei Grundstücken, für die durch Bebauungsplan die Nutzung als Fläche für die Lagerwirtschaft festgesetzt ist, die 
Grundfläche der an die Abwasseranlage angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch die GRZ 0,2. Die so 
ermittelte Fläche wird diesen Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils im gleichen 
Abstand von den Außenwänden der Baulichkeiten verlaufen, wobei bei einer Überschreitung der 
Grundstücksgrenze durch diese Zuordnung eine gleichmäßige Flächenergänzung auf dem Grundstück erfolgt, 

 
g)  bei bebauten Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) die Grundfläche der an die Abwasseranlage 

angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch die GRZ 0,2. Die so ermittelte Fläche wird diesen Baulichkeiten 
dergestalt zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den Außenwänden der Baulichkeiten 
verlaufen, wobei bei einer Überschreitung der Grundstücksgrenze durch diese Zuordnung eine gleichmäßige 
Flächenergänzung auf dem Grundstück erfolgt, 

 
h)  bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB), für die durch Planfeststellung, bergrechtlichen Betriebsplan 

oder diesen ähnliche Verwaltungsakte eine der baulichen Nutzung vergleichbare Nutzung zugelassen ist (z.B. 
Abfalldeponie, Untergrundspeicher pp.), die Fläche des Grundstücks, auf die sich die Planfeststellung, der 
Betriebsplan oder der diesen ähnliche Verwaltungsakt bezieht. 

 
4.) Als Zahl der Vollgeschosse nach Ziff. 2.) gilt 
 

a)  soweit ein Bebauungsplan besteht, die darin festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse, 
 
b)  bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse die Höhe der baulichen Anlagen 

festgesetzt ist, in Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten i. S. von § 11 Abs. 3 BauNVO die durch 3,5 und in 
allen anderen Baugebieten die durch 2,2 geteilte höchstzulässige Gebäudehöhe, wobei Bruchzahlen ab 0,5 auf 
die nächste volle Zahl aufgerundet werden und kleinere Bruchzahlen auf die nächste volle Zahl abgerundet 
werden, 

 
c)  bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Höhe der baulichen 

Anlagen sondern nur eine Baumassenzahl festgesetzt ist, die durch 3,5 geteilte höchstzulässige Baumassenzahl 
wobei Bruchzahlen ab 0,5 auf die nächste volle Zahl aufgerundet werden und kleinere Bruchzahlen auf die 
nächste volle Zahl abgerundet werden, 

 
d)  bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen, die Zahl von einem 

Vollgeschoss je Nutzungsebene, 
 
e)  die sich nach der tatsächlich vorhandenen Bebauung ergebenden Berechnungswerte nach lit. a) bis c), wenn die 

Zahl der Vollgeschosse nach lit. a), die Höhe der baulichen Anlagen nach lit. b) oder die Baumassenzahl nach lit. 
c) überschritten wird, 

 
f)  soweit kein Bebauungsplan besteht 
 aa)  bei bebauten Grundstücken die höchste Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse, 

bb) bei unbebauten Grundstücken die Zahl der in der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen 
Vollgeschosse, 

cc)  bei Grundstücken, die mit einem Kirchengebäude bebaut sind, für das Kirchengebäude die Zahl von einem 
Vollgeschoss, 

 
g) soweit in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Höhe der baulichen Anlagen bzw. 

die Baumassenzahl bestimmt ist, bei Grundstücken 
aa) für die durch Bebauungsplan eine Nutzung als Fläche für die Landwirtschaft festgesetzt ist, die Zahl der 

tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse, 
bb)  für die durch Bebauungsplan eine Nutzung als Wochenendhausgebiet festgesetzt ist, die Zahl von einem 

Vollgeschoss, 
cc)  die in anderen Baugebieten liegen, der in der näheren Umgebung überwiegend festgesetzte und/oder 

tatsächlich vorhandene (§ 34 BauGB) Berechnungswert nach lit. a) bis lit. c), 
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h)  bei Grundstücken, für die durch Bebauungsplan eine sonstige Nutzung ohne oder mit nur unter-geordneter 

Bebauung festgesetzt ist (z.B. Dauerkleingärten, Schwimmbäder, Camping-, Sport- und Festplätze sowie 
Friedhöfe) oder die außerhalb von Bebauungsplangebieten tatsächlich so genutzt werden, die Zahl von einem 
Vollgeschoss, 

 
i)  bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB), für die durch Planfeststellung, bergrechtlichen Betriebsplan 

oder diesen ähnliche Verwaltungsakte eine der baulichen Nutzung vergleichbare Nutzung zugelassen ist, - 
bezogen auf die Fläche nach Ziff. 3 lit. h) - die Zahl von einem Vollgeschoss. 

 
5.) Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB, § 4 Abs. 4 oder § 7 BauGB-

Maßnahmen G liegen, sind zur Ermittlung der Beitragsflächen die Vorschriften entsprechend anzuwenden, wie sie 
bestehen für 
a)  Bebauungsplangebiete, wenn in der Satzung Bestimmungen über das zulässige Nutzungsmaß getroffen sind; 
b)  die im Zusammenhang bebauten Ortsteile, wenn die Satzung keine Bestimmungen über das zulässige 

Nutzungsmaß enthält. 
 
 

§ 5 
Beitragssatz 

 
1.) Der Beitragssatz für die Herstellung der öffentlichen Abwasseranlage beträgt bei der 

a)  Einrichtung „Sittensen“  2,78 €/m², 
b)  Einrichtung „Klärteiche“  2,56 €/m². 

 
2.) Die Beitragssätze für die Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung der zentralen Abwasseranlagen 

werden im Einzelfall unter Angabe des Abgabentatbestandes in einer besonderen Satzung festgelegt. 
 
 

§ 6 
Beitragspflichtige 

 
1.) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentümer des Grundstücks ist. Ist 

das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist anstelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte 
beitragspflichtig. Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur 
entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 

 
2.) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner. 
 
 

§ 7 
Entstehung der Beitragspflicht 

 
1.) Die Beitragspflicht entsteht mit der betriebsfertigen Herstellung der zentralen öffentlichen Abwasseranlage vor dem 

Grundstück einschließlich der Fertigstellung des ersten Grundstücksanschlusses. 
 
2.) Im Falle des § 3 Ziff. 2.) entsteht die Beitragspflicht mit dem tatsächlichen Anschluss, frühestens jedoch mit dessen 

Genehmigung. 
 

§ 8 
Vorausleistung 

 
Auf die künftige Beitragsschuld können angemessene Vorausleistungen veranlagt werden, sobald mit der Durchführung 
der Maßnahme begonnen worden ist. Die Vorausleistung ist mit der endgültigen Beitragsschuld zu verrechnen, auch 
wenn der Vorausleistende nicht beitragspflichtig ist. 
 
 

§ 9 
Veranlagung, Fälligkeit 

 
Der Abwasserbeitrag wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach der Bekanntgabe des Bescheides fällig. 
Das gleiche gilt für die Erhebung einer Vorausleistung. 
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§ 10 
Ablösung 

 
In Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist, kann die Ablösung durch Vertrag vereinbart werden. 
 
Die Höhe des Ablösungsbetrages ist nach Maßgabe des in § 4 bestimmten Beitragsmaßstabes und des in § 5 
festgelegten Beitragssatzes zu ermitteln. 
 
Durch Zahlung des Ablösungsbetrages wird die Beitragspflicht endgültig abgegolten. 
 
 

Abschnitt III 
Erstattung der Kosten zusätzlicher Grundstücksanschlüsse 

 
§ 11 

Entstehung des Erstattungsanspruches 
 
Stellt die Samtgemeinde auf Antrag des Grundstückseigentümers für ein Grundstück einen weiteren 
Grundstücksanschluss oder für eine von einem Grundstück, für das die Beitragspflicht bereits entstanden ist, abgeteilte 
und zu einem Grundstück verselbständigte Teilfläche einen eigenen Grundstücksanschluss oder nach dessen 
Beseitigung einen neuen Grundstücksanschluss an die zentrale öffentliche Abwasseranlage her (zusätzliche 
Grundstücksanschlüsse), so sind der Samtgemeinde die Aufwendungen für die Herstellung solcher zusätzlicher 
Grundstücksanschlüsse in der tatsächlich entstandenen Höhe zu erstatten. 
 
§§ 6, 8 und 10 dieser Satzung gelten entsprechend. Der Erstattungsanspruch entsteht mit der betriebsfertigen 
Herstellung des Anschlusses. 
 
 

§ 12 
Fälligkeit 

 
Der Erstattungsbetrag wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheides fällig. 
 
 

Abschnitt IV 
Abwassergebühr 

 
§ 13 

Grundsatz 
 
Für die Inanspruchnahme einer zentralen öffentlichen Abwasserreinigungsanlage wird eine Abwassergebühr für die 
Grundstücke erhoben, die an eine öffentliche Abwasserreinigungsanlage angeschlossen sind oder in diese entwässern. 
 
 

§ 14 
Gebührenmaßstab 

 
1.) Die Abwassergebühr wird nach der Abwassermenge bemessen, die in die öffentliche Abwasseranlage gelangt. 

Berechnungseinheit für die Gebühr ist 1 cbm Abwasser. 
 
2.) Als in die öffentliche Abwasseranlage gelangt gelten 

a)  die dem Grundstück aus öffentlichen oder privaten Wasserversorgungsanlagen zugeführte und durch 
Wasserzähler ermittelte Wassermenge, 

b)  die auf dem Grundstück gewonnene und dem Grundstück sonst zugeführte Wassermenge, 
c)  die tatsächlich eingeleitete Abwassermenge bei Bestehen einer Abwassermesseinrichtung. 

 
3.) Hat ein Wasserzähler oder eine Abwassermesseinrichtung nicht richtig oder überhaupt nicht angezeigt, so wird die 

Wasser- bzw. Abwassermenge von der Samtgemeinde unter Zugrundelegung des Verbrauchs bzw. der 
Einleitungsmenge der Vorjahre und unter Berücksichtigung der begründeten Angaben des Gebührenpflichtigen 
geschätzt. 

 
4.) Die Wassermengen nach Ziff. 2.) lit. b) hat der Gebührenpflichtige der Samtgemeinde für den abgelaufenen 

Erhebungszeitraum (§ 19 Ziff. 1) innerhalb der folgenden zwei Wochen anzuzeigen. Sie sind durch Wasserzähler 
nachzuweisen, die der Gebührenpflichtige auf seine Kosten einbauen muss. Die Wasserzähler müssen den 
Bestimmungen des Eichgesetzes entsprechen. Wenn die Samtgemeinde auf solche Messeinrichtungen verzichtet, 
kann sie als Nachweis über die Wassermengen prüfbare Unterlagen verlangen. Sie ist berechtigt, die 
Wassermengen zu schätzen, wenn diese auf andere Weise nicht ermittelt werden können oder unrealistisch wirken. 
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5.) Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentliche Abwasseranlage gelangt sind, werden auf Antrag 

abgesetzt, soweit sie im Kalenderjahr 1 m³ übersteigen. Bei Mehrfamilienhäusern ist der Absetzungsantrag pro 
Wohnung zu stellen. Der Antrag ist innerhalb von zwei Wochen nach Ablauf des Kalenderjahres bei der 
Samtgemeinde einzureichen. Für den Nachweis gilt Ziff. 4.) S. 2 bis 4 sinngemäß. Die Samtgemeinde kann auf 
Kosten des Antragstellers Gutachten anfordern. Zuviel erhobene Gebühren sind zu verrechnen oder zu erstatten. 

 
 

§ 15 
Gebührensatz 

 
Die Abwassergebühr beträgt bei der 

a)  Einrichtung  „Sittensen“   3,19 € / cbm, 
b)  Einrichtung  „Klärteiche“   2,74 € / cbm. 

 
§ 16 

Gebührenpflichtige 
 
1.) Gebührenpflichtig ist der Eigentümer; wenn ein Erbbaurecht bestellt ist, tritt an dessen Stelle der Erbbauberechtigte 

des angeschlossenen Grundstücks. Gebührenpflichtige sind außerdem Nießbraucher oder sonstige zur Nutzung 
des Grundstücks Berechtigte. Mehrere Gebührenpflichtige sind Gesamtschuldner. 

2.) Beim Wechsel des Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf den Übergang folgenden 
Kalendermonats auf den neuen Pflichtigen über. Wenn der bisher Gebührenpflichtige die Mitteilung über den 
Wechsel (§ 22 Ziff. 1.) versäumt, so haftet er für die Gebühren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung 
bei der Samtgemeinde entfallen, neben dem neuen Pflichtigen. 

 
 

§ 17 
Entstehung und Beendigung 

der Gebührenpflicht 
 
Die Gebührenpflicht entsteht, sobald das Grundstück an die zentrale öffentliche Abwasseranlage angeschlossen ist 
oder der zentralen öffentlichen Abwasseranlage von dem Grundstück Abwasser zugeführt wird. Sie erlischt, sobald der 
Grundstücksanschluss beseitigt wird oder die Zuführung von Abwasser endet. 
 
 

§ 18 
Erhebungszeitraum 

 
1.) Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr, an dessen Ende die Gebührenschuld entsteht. 
 
2.) Soweit die Gebühr nach den durch Wasserzähler ermittelten Wassermengen erhoben wird (§ 14 Ziff. 2 lit. a), gilt als 

Berechnungsgrundlage für den Erhebungszeitraum der Wasserverbrauch der Ableseperiode, die jeweils dem 31.12. 
des Kalenderjahres vorausgeht. 

 
 

§ 19 
Veranlagung und Fälligkeit 

 
1.) Auf die nach Ablauf des Erhebungszeitraumes festzusetzende Gebühr sind vierteljährlich Abschlagszahlungen am 

15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. des laufenden Jahres zu leisten. Die Höhe der Abschlagszahlungen wird durch 
Bescheid nach den Berechnungsdaten des Vorjahres festgesetzt. 

 
2.) Entsteht die Gebührenpflicht erstmalig im Laufe eines Kalenderjahres, so wird der Abschlagszahlung diejenige 

Abwassermenge zugrunde gelegt, die dem tatsächlichen Wasserverbrauch des ersten Monats entspricht. Diesen 
Verbrauch des ersten Monats hat der Gebührenpflichtige der Samtgemeinde auf deren Aufforderung unverzüglich 
mitzuteilen. Kommt der Gebührenpflichtige der Aufforderung nicht nach, so kann die Samtgemeinde den Verbrauch 
schätzen. 

 
3.) Die Abwassergebühr wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach der Bekanntgabe des Bescheides 

fällig. Die Gebühr kann zusammen mit anderen Abgaben angefordert werden. 
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Abschnitt V 

Schlussvorschriften 
 

§ 20 
Auskunfts- und Duldungspflicht 

 
1.) Die Abgabenpflichtigen und ihre Vertreter haben der Samtgemeinde bzw. dem von ihr Beauftragten jede Auskunft 

zu erteilen, die für die Festsetzung und Erhebung der Abgaben erforderlich ist. 
 
2.) Die Samtgemeinde bzw. der von ihr beauftragte Dritte können an Ort und Stelle ermitteln. Die nach Abs 1.) zur 

Auskunft verpflichteten Personen haben dies zu ermöglichen und in dem erforderlichen Umfange zu helfen. 
 
3.) Soweit sich die Samtgemeinde bei der öffentlichen Wasserversorgung eines Dritten bedient, haben die 

Abgabenpflichtigen zu dulden, dass sich die zur Feststellung der Abwassermengen nach § 14 Ziff. 2 Nr. a) die 
Verbrauchsdaten von dem Dritten mitteilen bzw. über Datenträger übermitteln lässt. 

 
 

§ 21 
Anzeigepflicht 

 
1.) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist der Samtgemeinde sowohl vom Veräußerer als auch vom 

Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen. 
 
2.) Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die die Berechnung der Abgaben beeinflussen, so hat der 

Abgabenpflichtige dies unverzüglich der Samtgemeinde schriftlich anzuzeigen. Dieselbe Verpflichtung besteht für 
ihn, wenn solche Anlagen neu geschaffen, geändert oder beseitigt werden. 

 
 

§ 22 
Datenverarbeitung 

 
1.) Zur Feststellung der sich aus dieser Satzung ergebenden Abgabepflichten sowie zur Festsetzung und Erhebung 

dieser Abgaben ist die Verarbeitung (§ 3 Abs. 3 NDSG) der hierfür erforderlichen personen- und 
grundstücksbezogenen Daten gemäß §§ 9 und 10 NDSG (Vor- und Zuname der Abgabepflichtigen und deren 
Anschriften; Grundstücksbezeichnung nebst Größe und Grundbuchbezeichnung; Wasserverbrauchsdaten) durch 
das Finanz- und Steueramt sowie das Bau- und Umweltamt der Samtgemeinde zulässig. 

 
2.) Die vorgenannten Ämter dürfen die für Zwecke der Grundsteuer, des Liegenschaftsbuches, des Melderechts, der 

Wasserversorgung und der Abwasserentsorgung bekannt gewordenen personen- und grundstücksbezogenen 
Daten für die in Abs. 1. genannten Zwecke nutzen und sich die Daten von den entsprechenden Ämtern (Finanz- und 
Steuer-, Liegenschafts-, Einwohnermelde- und Grundbuchamt) übermitteln lassen, was auch im Weg automatischer 
Abrufverfahren erfolgen kann. 

 
 

§ 23 
Ordnungswidrigkeiten 

 
1.) Ordnungswidrig i.S. von § 18 Abs. 2 Nr. 2 NKAG handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig 

1.  entgegen § 14 Abs. 4 S. 1 der Samtgemeinde die Wassermengen für den abgelaufenen Erhebungszeitraum 
nicht innerhalb der folgenden zwei Monate anzeigt; 

2.  entgegen § 14 Abs. 4 S. 2 keinen Wasserzähler einbauen lässt; 
3.  entgegen § 19 Abs. 2 Satz 2 trotz mehrfacher Aufforderung der Samtgemeinde den Verbrauch des ersten 

Monats nicht mitteilt; 
4.  entgegen § 20 Abs. 1 die für die Festsetzung und Erhebung der Abgaben erforderlichen Auskünfte nicht erteilt; 
5.  entgegen § 20 Abs. 2 verhindert, dass die Samtgemeinde bzw. der von ihr Beauftragte an Ort und Stelle 

ermitteln kann und die dazu erforderliche Hilfe verweigert; 
6.  entgegen § 21 Abs. 1 den Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück nicht innerhalb eines Monats 

schriftlich anzeigt; 
7.  entgegen § 21 Abs. 2 S. 1 nicht unverzüglich schriftlich anzeigt, dass Anlagen auf dem Grundstück vorhanden 

sind, die die Berechnung der Abgaben beeinflussen; 
8.  entgegen § 21 Abs. 2 S. 2 die Neuanschaffung, Änderung oder Beseitigung solcher Anlagen nicht schriftlich 

anzeigt. 
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2.) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 10.000 € geahndet werden. 
 
 

§ 24 
Inkrafttreten 

 
Diese Abgabensatzung tritt zum 01.01.2014 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Abwasserbeseitungsabgabensatzung vom 
13.10.2011 außer Kraft. 
 
 
Sittensen, den 19. Dezember 2013 
 
Samtgemeinde Sittensen 
Der Samtgemeindebürgermeister 
Tiemann 
 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.12.2013 Nr. 24 
 

Satzung der Samtgemeinde Sittensen 
über die Erhebung von Beiträgen für die Verbesserung 

der zentralen Schmutzwasseranlage in der Gemeinde Wohnste 
 
 
Aufgrund der §§ 10 und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) und der §§ 6 und 8 
des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) hat der Rat der Samtgemeinde Sittensen in seiner Sitzung 
vom 19. Dezember 2013 folgende Satzung beschlossen. 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Samtgemeinde Sittensen betreibt Kanalisations- und Abwasserreinigungsanlagen (öffentliche 

Abwasseranlage) zur zentralen Schmutzwasserbeseitigung in der Gemeinde Wohnste als eine einheitliche 
öffentliche Einrichtung nach Maßgabe der Satzung über die Abwasserbeseitigung 
(Abwasserbeseitigungssatzung) vom. 

 
(2) Die Samtgemeinde Sittensen stellt einen neuen Kanal ausschließlich für die Schmutzwasserbeseitigung mit 

Anschluss an die zentrale Abwasserreinigungsanlage in Sittensen her. 
Zur Deckung des für diese Verbesserungsmaßnahmen entstehenden Aufwandes erhebt die Samtgemeinde, 
soweit der Aufwand nicht durch andere Weise gedeckt wird, Abwasserbeiträge (Verbesserungsbeiträge). 
 
 

§ 2 

Gegenstand der Beitragspflicht 

 

(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, die an das bisherige Beseitigungssystem „Klärteiche“ in der 
Gemeinde Wohnste angeschlossen waren oder angeschlossen werden konnten. 

 

(2) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das Grundstück im bürgerlich-rechtlichen Sinne. 

 

 
§ 3 

Beitragsmaßstab 
 

(1) Der Abwasserbeitrag wird nach einem nutzungsbezogenen Flächenbeitrag berechnet. 
 

(2) Bei der Ermittlung des nutzungsbezogenen Flächenbeitrages werden für jedes Vollgeschoss 100 % der 
Grundstücksfläche in Ansatz gebracht. 
Als Vollgeschoss gelten alle Geschosse, die nach landesrechtlichen Vorschriften Vollgeschosse sind. Ist eine 
Geschosszahl wegen der Besonderheiten des Bauwerks nicht feststellbar, werden bei gewerblich oder 
industriell genutzten Grundstücken je angefangene 3,50 m und bei allen in anderer Weise baulich genutzten 
Grundstücke je angefangene 2,20 m Höhe des Bauwerks (Traufhöhe) als ein Vollgeschoss gerechnet.  
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(3) Als Grundstücksfläche gilt 

 
  a) bei Grundstücken, die im Bereich eines Bebauungsplanes liegen, die gesamte Fläche, wenn für das 

Grundstück im Bebauungsplan bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, 
 
  b) bei Grundstücken, die über die Grenzen des Bebauungsplanes hinausreichen, die Fläche im Bereich des 

Bebauungsplanes, wenn für diese darin bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, 
 
  c) bei Grundstücken, für die kein Bebauungsplan besteht und die mit ihrer gesamten Fläche im unbeplanten 

Innenbereich (§ 34 BauGB) liegen, die Gesamtfläche des Grundstücks, 
 
  d) bei Grundstücken, für die kein Bebauungsplan besteht und vom unbeplanten Innenbereich (§ 34 BauGB) in 

den Außenbereich (§ 35 BauGB) übergehen, die Flächen zwischen der jeweiligen Straßengrenze und einer 
im Abstand von 50 m dazu verlaufenden Linie; bei Grundstücken, die nicht an eine Straße angrenzen oder 
nur durch einen zum Grundstück gehörenden Weg mit einer Straße verbunden sind, die Fläche zwischen 
der der zugewandten Grundstücksseite und einer im Abstand von 50 m verlaufenden Linie, 

 
  e) bei Grundstücken, die über die sich nach lit. a) – d) ergebenden Grenzen hinaus bebaut oder gewerblich 

genutzt sind, die Fläche zwischen der jeweiligen Straßengrenze bzw. im Falle von lit. d) der der 
zugewandten Grundstücksseite und einer Linie hierzu, die in einer gleichmäßigen Tiefe verläuft, die der 
übergreifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung entspricht, 

 
  f) bei Grundstücken, für die durch Bebauungsplan eine Nutzung als Wochenendhausgebiet oder eine 

sonstige Nutzung ohne oder mit nur untergeordneter Bebauung festgesetzt ist (z.B. Dauerkleingärten, 
Schwimmbäder, Camping- und Festplätze - nicht aber Flächen für die Landwirtschaft, Sportplätze und 
Friedhöfe) oder die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) tatsächlich so 
genutzt werden, 75 % der Grundstücksfläche, 

 
  g) bei Grundstücken, für die durch Bebauungsplan die Nutzung als Sportplatz oder als Friedhof festgesetzt ist 

oder die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) tatsächlich so genutzt 
werden, sowie bei Grundstücken, für die durch Bebauungsplan die Nutzung als Fläche für die 
Lagerwirtschaft festgesetzt ist, die Grundfläche der an die Abwasseranlage angeschlossenen Baulichkeiten 
geteilt durch die GRZ 0,2. Die so ermittelte Fläche wird diesen Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, dass 
ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den Außenwänden der Baulichkeiten verlaufen, wobei bei 
einer Überschreitung der Grundstücksgrenze durch diese Zuordnung eine gleichmäßige Flächenergänzung 
auf dem Grundstück erfolgt, 

 
  h) bei bebauten Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) die Grundfläche der an die Abwasseranlage 

angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch die GRZ 0,2. Die so ermittelte Fläche wird diesen 
Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den 
Außenwänden der Baulichkeiten verlaufen, wobei bei einer Überschreitung der Grundstücksgrenze durch 
diese Zuordnung eine gleichmäßige Flächenergänzung auf dem Grundstück erfolgt, 

 
  i) bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB), für die durch Planfeststellung, bergrechtlichen 

Betriebsplan oder diesen ähnliche Verwaltungsakte eine der baulichen Nutzung vergleichbare Nutzung 
zugelassen ist (z.B. Abfalldeponie, Untergrundspeicher pp.), die Fläche des Grundstücks, die an die 
zentrale Schmutzwasserbeseitigungsanlage angeschlossen ist oder von ihr entwässert wird. 

 
(4) Als Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 2 gilt 
 
 a) soweit ein Bebauungsplan besteht, die darin festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse, 
 
 b) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse die Höhe der baulichen Anlagen 

festgesetzt ist, in Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten i. S. von § 11 Abs. 3 BauNVO die durch 3,5 und in 
allen anderen Baugebieten die durch 2,2 geteilte höchstzulässige Gebäudehöhe auf ganze Zahlen 
kaufmännisch gerundet, 

 
 c) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Höhe der baulichen 

Anlagen sondern nur eine Baumassenzahl festgesetzt ist, die durch 3,5 geteilte höchstzulässige 
Baumassenzahl auf ganze Zahlen kaufmännisch gerundet, 

 
 d) bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen, die Zahl von einem 

Vollgeschoss je Nutzungsebene, 
 
 e) die sich nach der tatsächlich vorhandenen Bebauung ergebenden Berechnungswerte nach lit. a) bis c), wenn 

die Zahl der Vollgeschosse nach lit. a), die Höhe der baulichen Anlagen nach lit. b) oder die Baumassenzahl 
nach lit. c) überschritten wird, 
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 f) soweit kein Bebauungsplan besteht 
  aa)  bei bebauten Grundstücken die höchste Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse, 

  bb) bei unbebauten Grundstücken die Zahl der in der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen 
Vollgeschosse, 

  cc) bei Grundstücken, die mit einem Kirchengebäude bebaut sind, für das Kirchengebäude die Zahl von 
einem Vollgeschoss, 

 
 g) soweit in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Höhe der baulichen Anlagen bzw. 

die Baumassenzahl bestimmt ist, bei Grundstücken 
  aa) für die durch Bebauungsplan eine Nutzung als Fläche für die Landwirtschaft festgesetzt ist,  
   die Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse, 

  bb) für die durch Bebauungsplan eine Nutzung als Wochenendhausgebiet festgesetzt ist, die Zahl von einem 
Vollgeschoss, 

 
 cc) die in anderen Baugebieten liegen, der in der näheren Umgebung überwiegend vorhandene (§ 34 BauGB) 

Berechnungswert nach lit. a) bis lit. c), 
 
 h) bei Grundstücken, für die durch Bebauungsplan eine sonstige Nutzung ohne oder mit nur untergeordneter 

Bebauung festgesetzt ist (z.B. Dauerkleingärten, Schwimmbäder, Camping-, Sport-  und Festplätze sowie 
Friedhöfe) oder die außerhalb von Bebauungsplangebieten tatsächlich so genutzt werden, die Zahl von einem 
Vollgeschoss, 

 i) bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB), für die durch Planfeststellung, bergrechtlichen Betriebsplan 
oder diesen ähnliche Verwaltungsakte eine der baulichen Nutzung vergleichbare Nutzung zugelassen ist, - 
bezogen auf die Fläche nach Abs. 3 lit. h) - die Zahl von einem Vollgeschoss. 

 
(5) Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB, § 4 Abs. 4 oder § 7 BauGB-

MaßnahmenG liegen, sind zur Ermittlung der Beitragsflächen die Vorschriften entsprechend anzuwenden, wie sie 
bestehen für 

 
 a) Bebauungsplangebiete, wenn in der Satzung Bestimmungen über das zulässige Nutzungsmaß getroffen sind; 
 
 b) die im Zusammenhang bebauten Ortsteile, wenn die Satzung keine Bestimmungen über das zulässige 

Nutzungsmaß enthält. 
 
 

§ 4 
Beitragssatz 

 
Der Beitragssatz für diese Verbesserung der öffentlichen Schmutzwasserbeseitigungsanlage beträgt 0,55 €/m², der 
nach § 3 errechneten nutzungsbezogenen Fläche. 
 
 

§ 5 
Beitragspflichtige 

 
(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentümer des Grundstücks ist. 

Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist anstelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte 
beitragspflichtig. Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur 
entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 

 
(2) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner. 
 
 

§ 6 
Entstehung der Beitragspflicht 

 
Die Beitragspflicht entsteht mit der betriebsfertigen Herstellung der nach § 1 Abs. 2 beschriebenen Anlage. 
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§ 7 
Vorausleistung 

 
Auf die künftige Beitragsschuld können angemessene Vorausleistungen veranlagt werden, sobald mit der Durchführung 
der Maßnahme begonnen worden ist. Die Vorausleistung ist mit der endgültigen Beitragsschuld zu verrechnen, auch 
wenn der Vorausleistende nicht beitragspflichtig ist. 
 
 
 

§ 8 
Veranlagung, Fälligkeit 

 
Der Abwasserbeitrag (Verbesserungsbeitrag) wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach der Bekanntgabe 
des Bescheides fällig. Das gleiche gilt für die Erhebung einer Vorausleistung. 
 

§ 9 
Ablösung 

 
In Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist, kann die Ablösung durch Vertrag vereinbart werden. 
 
Die Höhe des Ablösungsbetrages ist nach Maßgabe des in § 3 bestimmten Beitragsmaßstabes und des in § 4 
festgelegten Beitragssatzes zu ermitteln. 
 
Durch Zahlung des Ablösungsbetrages wird die Beitragspflicht endgültig abgegolten. 
 
 

§ 10 
Auskunfts- und Duldungspflicht 

 
(1) Die Abgabenpflichtigen und ihre Vertreter haben der Samtgemeinde bzw. dem von ihr Beauftragten jede Auskunft 

zu erteilen, die für die Festsetzung und Erhebung der Abgaben erforderlich ist. 
 
(2) Die Samtgemeinde bzw. der von ihr beauftragte Dritte können an Ort und Stelle ermitteln. Die nach Abs. 1 zur 

Auskunft verpflichteten Personen haben dies zu ermöglichen und in dem erforderlichen Umfange zu helfen. 
 
 

§ 11 
Datenverarbeitung 

 
(1) Zur Feststellung der sich aus dieser Satzung ergebenden Abgabepflichten sowie zur Festsetzung und Erhebung 

dieser Abgaben ist die Verarbeitung (§ 3 Abs. 3 NDSG) der hierfür erforderlichen personen- und 
grundstücksbezogenen Daten gemäß §§ 9 und 10 NDSG (Vor- und Zuname der Abgabepflichtigen und deren 
Anschriften; Grundstücksbezeichnung nebst Größe und Grundbuchbezeichnung; Wasserverbrauchsdaten) durch 
das Finanz- und Steueramt sowie das Bau- und Umweltamt der Samtgemeinde zulässig. 

 
(2) Die vorgenannten Ämter dürfen die für Zwecke der Grundsteuer, des Liegenschaftsbuches, des Melderechts, der 

Wasserversorgung und der Abwasserentsorgung bekanntgewordenen personen- und grundstücksbezogenen 
Daten für die in Abs. 1 genannten Zwecke nutzen und sich die Daten von den entsprechenden Ämtern (Finanz- 
und Steuer-, Liegenschafts-, Einwohnermelde- und Grundbuchamt) übermitteln lassen, was auch im Weg 
automatischer Abrufverfahren erfolgen kann. 

 
 

§ 12 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig i.S. von § 18 Abs. 2 Nr. 2 NKAG handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig 

 
 a) entgegen § 10 Abs. 1 die für die Festsetzung und Erhebung der Abgaben erforderlichen Auskünfte nicht erteilt; 

 
 b) entgegen § 10 Abs. 2 verhindert, dass die Samtgemeinde bzw. der von ihr Beauftragte an Ort und Stelle 

ermitteln kann und die dazu erforderliche Hilfe verweigert; 
 

 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 10.000 € geahndet werden. 
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§ 13 

Inkrafttreten 
 
Diese Abgabensatzung tritt am 01.01.2014 in Kraft.  
 
Sittensen, den 19. Dezember 2013 
 
 
Samtgemeinde Sittensen 
Der Samtgemeindebürgermeister 
Tiemann 
 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.12.2013 Nr. 24 
 

Satzung zur 2. Änderung der 
Satzung über den Betrieb und die Benutzung des Hortes der  

Samtgemeinde Tarmstedt 
 
 
Aufgrund der §§ 10, 13 und 58 des Nieders. Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in Verbindung mit den §§ 1 
und 5 des Nieders. Kommunalabgabengesetzes (NKAG) hat der Rat der Samtgemeinde Tarmstedt in seiner Sitzung am 
19.11.2013 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
Der § 7 Abs. 2 Öffnungszeiten, Ferienregelung wird wie folgt geändert: 
 

Für die Kindertagesstätte gilt folgende Ferienregelung:  
 

Sommer: In den  Sommerferien ist die Kindertagesstätte ab der vierten vollen     
Kalenderwoche der Ferien bis zum Ferienende geschlossen,  

 
Herbst:  In den Herbstferien ist die Kindertagesstätte  in der zweiten Ferienwoche geschlossen. 

 
 

§ 2 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am  01.01.2014  in Kraft.   
 
 
Tarmstedt, den 19.11.2013 

 
Samtgemeinde Tarmstedt 
Holle (L. S.) 
Samtgemeindebürgermeister 
 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.12.2013 Nr. 24 
 

Satzung zur 10. Änderung der Satzung  
über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung  

der kommunalen Friedhöfe in der Samtgemeinde Tarmstedt 
 

 
Aufgrund der §§ 10 und 98 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes vom 17.12.2010 in der z. Zt. 
geltenden Fassung und des § 5 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes in der Fassung vom 23.01.2007 
hat der Rat der Samtgemeinde Tarmstedt in seiner Sitzung am 13.02.2013 folgende Satzung zur 10. Änderung der 
Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung der Kommunalen Friedhöfe in der Samtgemeinde 
Tarmstedt beschlossen: 
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§ 1 

 
1. § 1 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
 
Sofern Flächen für anonyme Beerdigungen zur Verfügung stehen, wird für die Nutzung dieser Flächen auf den 
Friedhöfen eine einmalige Gebühr wie folgt erhoben: 
 
Breddorf: 600,00 €, Bülstedt: 500,00 €, Hepstedt: 450,00 €, Kirchtimke: 280,00 €, Tarmstedt: 280,00 €, Vorwerk: 
500,00 €, Westertimke: 280,00 €. Auf diesen Flächen sind nur Urnenbestattungen zulässig. 
Für die Nutzung der Fläche für halbanonyme Urnenbeisetzungen auf den Friedhöfen in der Gemeinde Breddorf wird 
eine einmalige Gebühr in Höhe von 750,00 € erhoben.  
Für die Nutzung der Fläche für halbanonyme Urnenbeisetzungen auf den Friedhöfen in der Gemeinde Bülstedt wird 
eine einmalige Gebühr in Höhe von 600,00 € erhoben.  
Für die Nutzung der Fläche für halbanonyme Urnenbeisetzungen auf dem Friedhof in Hepstedt wird einschl. der 
Beschaffung und Anbringung einer einheitlichen Namenstafel eine einmalige Gebühr in Höhe von 600,00 € erhoben. 
Für die Nutzung der Fläche für halbanonyme Urnenbeisetzungen auf dem Friedhof in Tarmstedt wird einschl. der 
Beschaffung und Anbringung einer einheitlichen Namenstafel eine einmalige Gebühr in Höhe von 580,00 € erhoben. 
 
Sofern Flächen für anonyme und halbanonyme Rasenbestattungen zur Verfügung stehen, wird für die Nutzung dieser 
Fläche auf den Friedhöfen eine einmalige Gebühr wie folgt erhoben: 
Hepstedt: 725,00 €, Tarmstedt: 920,00 €, Westertimke: 500,00 €. 
Auf dem Friedhof in Tarmstedt ist im Bereich für Rasenbestattungen die Reservierung einer zusätzlichen Grabstelle 
möglich. Bei Reservierung ist die Gebühr für zwei Rasengrabstellen zu entrichten. 
Für die Nutzung der Fläche zur Bestattung von Fehlgeborenen auf dem Friedhof in Tarmstedt wird eine einmalige 
Gebühr in Höhe von 200,00 € erhoben. 
 
2. Die Anlage 1 zur Gebührensatzung (Gebührentarif) erhält folgende Fassung: 
 
(Gebührentarif siehe Anlage) 
 

§ 2 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2014 in Kraft. 
 
Tarmstedt, den 17.12.2013 
 
Samtgemeinde Tarmstedt 
Samtgemeindebürgermeister 
(Holle)      (L. S.) 
 

je Grabstelle Reihengrab Urnengrab Kinder-
reihengrab

halbanonyme 
Urnen-

beisetzungen

anonyme 
Urnen-

bestattungen

anonyme 
Erdbestattung

anonyme oder 
halbanonyme 

Rasen-
bestattungen

EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR

13,50  Reihengrab

19,50  2 Grabstellen

36,00  4 -6 Grabstellen

47,00  8 - 12 Grabstellen

je 8,50 1 -3 Grabstellen

je 8,00 4 Grabstellen

je 5,50 5 - 8 Grabstellen

je 5,50 9 - 10 Grabstellen

10,00  Reihengrab

je 6,00 2 - 4 Grabstellen

je 5,50 5 - 8 Grabstellen

17,00  Reihengrab

34,00  2 - 4 Grabstellen

50,00  5 – 8 Grabstellen

11,00  Reihengrab

18,00  2 Grabstellen

23,00  4 Grabstellen

28,00  8 Grabstellen

Bülstedt 80,00  90,00  

300,00  

700,00  

Hepstedt 125,00  150,00  - -

Die Samtgemeinde behält sich vor, in begründeten Einzelfällen zusätzlich zum einmaligen Nutzungsentgelt die Unterhaltungsgebühren für die gesamte Dauer der Ruhefrist (§ 11 der Friedhofssatzung) im Voraus zu erheben. 

Anlage zur Gebührensatzung (Gebührentarif)

Stand 02/2013

je 10,00

je 5,00                                     
je Urnengrab 10,00

--

90,00  600,00  500,00  

40,00  

5,00  82,00  - 36,00  

-

-125,00  125,00  

1.150,00        
(incl. 700 € für 

Kopfplatte 
einschl.. 

Beschriftung)

450,00  

- 920,00  

-Kirchtimke 80,00  80,00  80,00  -

Westertimke 150,00  150,00  

280,00  

500,00  

Vorwerk 80,00  80,00  80,00  

-

Tarmstedt 110,00  110,00  80,00  

-

15,00  90,00  -

500,00  

150,00  

17,00 bis 96 
Std., je weiterer 

Tag 12,00
100,00  - -

280,00  80,00  30,00  

-

120,00  

580,00  280,00  

- -

- -

725,00  

725,00           
(zzgl. 700 € für 

Kopfplatte 
einschl.. 

Beschriftung)

-

72,00  

-

Unterhaltungsgebühren für 
Grabstellen jährlich

EUR

Breddorf

Friedhöfe
in den
Gemeinden 
bzw.
Gemeindeteilen

Für die Einräumung des Nutzungsrechtes werden erhoben 

600,00  750,00  120,00  31,00  80,00  

--

Benutzung der
Leichenkammer
je angefangener 

Tag

Benutzung der 
Friedhofskapelle

Reinigung der 
Friedhofskapelle

Nachlass für 
Eigenleistung bei 
Bau der Kapelle 
bei Kapellen-

benutzung

36,00  -

 
 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.12.2013 Nr. 24 
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Satzung zur 11. Änderung der Satzung  
über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung 

der kommunalen Friedhöfe in der Samtgemeinde Tarmstedt 
 

 
„Aufgrund des § 10 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes vom 17.12.2010 in der z. Zt. geltenden 
Fassung und des § 5 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes in der Fassung vom 23.01.2007 hat der Rat 
der Samtgemeinde Tarmstedt in seiner Sitzung am 19.11.2013 folgende Satzung zur 11. Änderung der Satzung über 
die Erhebung von Gebühren für die Benutzung der Kommunalen Friedhöfe in der Samtgemeinde Tarmstedt 
beschlossen: 
 

§ 1 
 

 
Die Anlage 1 zur Gebührensatzung (Gebührentarif) erhält folgende Fassung: 
 
(Gebührentarif siehe Anlage) 
 

§ 2 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2014 in Kraft. 
 
 
Tarmstedt, den 17.12.2013 
 
Samtgemeinde Tarmstedt 
Samtgemeindebürgermeister 
(Holle)      (L. S.) 
 
 
 

je Grabstelle Reihengrab Urnengrab Kinder-
reihengrab

halbanonyme 
Urnen-

beisetzungen

anonyme 
Urnen-

bestattungen

anonyme 
Erdbestattung

anonyme oder 
halbanonyme 

Rasen-
bestattungen

EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR

13,50  Reihengrab

19,50  2 Grabstellen

36,00  4 -6 Grabstellen

47,00  8 - 12 Grabstellen

je 8,50 1 -3 Grabstellen

je 8,00 4 Grabstellen

je 5,50 5 - 8 Grabstellen

je 5,50 9 - 10 Grabstellen

10,00  Reihengrab

je 8,00 2 - 4 Grabstellen

je 7,00 5 - 8 Grabstellen

17,00  Reihengrab

34,00  2 - 4 Grabstellen

50,00  5 – 8 Grabstellen

11,00  Reihengrab

18,00  2 Grabstellen

23,00  4 Grabstellen

28,00  8 Grabstellen

Bülstedt 80,00  90,00  

300,00  

700,00  

Hepstedt 125,00  150,00  - -

Die Samtgemeinde behält sich vor, in begründeten Einzelfällen zusätzlich zum einmaligen Nutzungsentgelt die Unterhaltungsgebühren für die gesamte Dauer der Ruhefrist (§ 11 der Friedhofssatzung) im Voraus zu erheben. 

Anlage zur Gebührensatzung (Gebührentarif)

Stand 10/2013

je 10,00

je 5,00                                      
je Urnengrab 10,00

--

90,00  600,00  500,00  

40,00  

5,00  82,00  - 36,00  

-

-125,00  125,00  

1.150,00        
(incl. 700 € für 

Kopfplatte 
einschl.. 

Beschriftung)

450,00  

- 920,00  

750,00  Kirchtimke 100,00  100,00  100,00  500,00  500,00  

Westertimke 150,00  150,00  

300,00  

500,00  

Vorwerk 80,00  80,00  80,00  

-

Tarmstedt 110,00  110,00  80,00  

-

15,00  90,00  -

500,00  

150,00  

17,00 bis 96 
Std., je weiterer 

Tag 12,00
100,00  - -

280,00  80,00  30,00  

-

120,00  

580,00  280,00  

- -

- -

725,00  

725,00           
(zzgl. 700 € für 

Kopfplatte 
einschl.. 

Beschriftung)

-

 

750,00  

Unterhaltungsgebühren für 
Grabstellen jährlich

EUR

Breddorf

Friedhöfe
in den
Gemeinden 
bzw.
Gemeindeteilen

Für die Einräumung des Nutzungsrechtes werden erhoben 

600,00  750,00  120,00  31,00  80,00  

--

Benutzung der
Leichenkammer
je angefangener 

Tag

Benutzung der 
Friedhofskapelle

Reinigung der 
Friedhofskapelle

Nachlass für 
Eigenleistung bei 
Bau der Kapelle 
bei Kapellen-

benutzung

36,00  -

 
 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.12.2013 Nr. 24 
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Satzung 

zur 7. Änderung der Friedhofssatzung der Samtgemeinde Tarmstedt 
 
Aufgrund des § 10 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes vom 17.12.2010 in der z. Zt. geltenden 
Fassung hat der Rat der Samtgemeinde Tarmstedt in seiner Sitzung am 13.02.2013 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Die Friedhofssatzung der Samtgemeinde Tarmstedt vom 13.12.1993 wird wie folgt geändert: 
 
1. In § 2 Abs. 2 wird folgender Satz 2 eingefügt:  
 „Darüber hinaus können Personen beigesetzt werden, die einen „familiären Bezug“ zum Ort haben.“ 
 
2. In § 4 Abs. 3 Satz 2 wird hinter den Worten „falls die Ruhefrist“ eingefügt: „und die in Wahl- oder 

Urnenwahlgrabstätten Bestatteten, falls die Nutzungszeit noch nicht abgelaufen ist“ 
 
3. In § 6 Abs. 3 Buchst. h wird hinter den Worten „Tiere unangeleint“ das Wort „mitzuführen“ eingefügt. 
 
4. § 7 Abs. 2 erhält folgenden Wortlaut: 

„Zuzulassen sind Gewerbetreibende, die 
a) in fachlicher, betrieblicher und persönlicher Hinsicht zuverlässig sind, 
b) selbst oder deren fachlicher Vertreter die Meisterprüfung abgelegt haben oder  
c) in die Handwerksrolle eingetragen sind oder über eine gleichwertige Qualifikation verfügen und  
d) eine entsprechende Berufshaftpflichtversicherung nachweisen können.“ 

 
5. § 8 erhält folgenden Wortlaut:  

 (1) „Jede auf dem Friedhof gewünschte Bestattung ist unverzüglich nach Eintritt des Todes bei der 
Friedhofsverwaltung zu melden. Der Anmeldung sind die erforderlichen Unterlagen beizufügen. 

 (2) Wird eine Bestattung in einer vorher erworbenen Wahlgrabstätte/Urnengrabstätte beantragt, ist auch das 
Nutzungsrecht nachzuweisen. 

 (3) Solle eine Urnenbestattung erfolgen, so ist eine Bescheinigung über die Einäscherung vorzulegen. 
 (4) Die Friedhofsverwaltung setzt Ort und Zeit der Bestattung fest. Die Bestattungen erfolgen in der Regel an 

Werktagen. Wünsche der Geistlichen und der Hinterbliebenen werden nach Möglichkeit berücksichtigt. 
 (5) Erdbestattungen und Einäscherungen sollen in der Regel spätestens 96 Stunden nach Eintritt des Todes 

erfolgen. Urnen müssen spätestens zwei Monate nach der Einäscherung bestattet werden.“ 
 

6. § 9 Abs. 2 erhält folgenden Wortlaut: 
„Die Särge sollen im Regelfall nicht mehr als 2,05 m lang, 0,65 m hoch und im Mittelmaß 0,65 m breit sein. 
Sind in Ausnahmefällen größere Särge erforderlich, ist die Zustimmung der Friedhofsverwaltung bei 
Anmeldung der Bestattung einzuholen.“ 
 

7. In § 10 Abs. 1 wird hinter den Worten „Die Gräber werden von“ eingefügt „den Friedhofsbediensteten oder einem 
beauftragten Dienstleistungsunternehmen“ 

 
8. In § 10 Abs. 3 Satz 2 wird hinter den Worten „Grabzubehör durch die“ eingefügt „Friedhofsbediensteten oder 

einem beauftragten Dienstleistungsunternehmen“ 
 

9. In § 12 Abs. 2 Satz 2 wird nach den Worten „eines wichtigen Grundes erteilt werden,“ das Wort „nach“ eingefügt. 
 

10. § 13 Abs. 1 erhält folgenden Wortlaut: 
 „Die Grabstätten bleiben Eigentum des Friedhofseigentümers. An ihnen können Nutzungsrechte nach dieser 

Satzung erworben werden.“ 

11. In § 13 Abs. 2 wird hinter dem Buchst. e) ein neuer Buchst. f) mit folgendem Wortlaut eingefügt: 
„f) Auf dem Friedhof in Tarmstedt ist zusätzlich eine Fläche für Fehlgeburten eingerichtet. In Ausnahmefällen 
ist eine Beisetzung nach Rücksprache mit der Friedhofsverwaltung auf einer eigenen Grabstätte möglich.“ 
 

12. In § 14 Abs. 1 wird nach dem Wort „Erdbestattungen“ das Wort „Urnenbestattungen“ eingefügt. 
 

13. In § 14 Abs. 3 werden folgende Sätze 3 bis 6 eingefügt: 
„Auf den Friedhöfen in den Gemeinden Breddorf, Bülstedt, Hepstedt, Kirchtimke, Vorwerk und Westertimke 
sind zusätzlich bis zu 2 Urnenbeisetzungen in einem Reihengrab möglich. 
Auf dem Friedhof in Tarmstedt sind zusätzlich bis zu 4 Urnenbeisetzungen in einem Reihengrab möglich. Für 
Rasenbestattungen (Sargbestattung) ist lediglich die Beisetzung einer zusätzlichen Urne gestattet. Dies gilt 
nicht für anonyme Rasenbestattungen.“ 
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14. § 14 Abs. 5 erhält folgenden Wortlaut: 

„Es gilt für die Reihengrabstätten im Rasen, dass mit der Beisetzung sofort sämtliche Gebühren für die Dauer 
der Nutzung zu entrichten sind. 
Bei halbanonymen Rasenbestattungen ist in dem angelegten Grünstreifen (Bodendecker) oder an einer von 
der Friedhofsverwaltung vorgegebenen anderen Fläche lediglich das Ablegen eines Grabsteines aus den 
Materialien: Granit, Marmor oder Sandstein in einer Größe von 40 cm Breite, 30 cm Höhe und einer Stärke 
von 10 bis 12 cm oder in einer anderweitigen von der Friedhofsverwaltung vorgegebenen Form zulässig. 
Neben dem Ablegen von Gestecken, Blumen und Kränzen bei der Bestattung und zu besonderen Anlässen 
(Geburtstag, Todestag) ist an den Grabsteinen bzw. der Gedenkstätte das kurzzeitige Aufstellen von 
Grabschmuck (nur Blumen und Gestecke, keine Pflanzschalen) in dem Grünstreifen gestattet. Das 
zusätzliche Bepflanzen der Grabfläche und des Grünstreifens ist nicht gestattet. 
Unansehnlich gewordener Grabschmuck kann ohne vorherige Benachrichtigung durch den Friedhofsgärtner 
entfernt werden.“ 
 

15. In § 15 Abs. 1 wird hinter den Worten „Grabstätten für“ der Begriff „Erd- und Urnenbestattungen“ eingefügt. 
 

16. In § 15 Abs. 9 werden folgende Sätze 3 und 4 eingefügt: 
Auf den Friedhöfen wird die Teilung größerer Grabstätten grundsätzlich ermöglicht, sofern auf der 
abzugebenden Fläche die Ruhezeiten abgelaufen sind, die dabei entstehende Grabstätte direkt von einem 
Weg zu erreichen ist und diese Fläche auch als „angemessene Grabstätte“ angeboten werden kann. 
Generell können abzugebende Flächen nur an die jeweilige Gemeinde zurückgegeben werden.“ 
 

17. In § 16 Abs. 2 wird hinter das Wort „Urnengrabstätten“ durch die Worte „Urnenreihengrabstätten sind Grabstätten“ 
ersetzt. 

 
18. § 16 Abs. 2 Satz 3 und 4 erhalten folgende Fassung: 

„In einer Urnenreihengrabstätte können mehrere bestattet werden, wenn die Ruhezeit der zuletzt bestatteten 
Asche die Ruhezeit der zuerst bestatteten Asche nicht übersteigt. 
Es besteht die Möglichkeit des Wiedererwerbs einer Urnenreihengrabstätte, sofern bei der Beisetzung der 1. 
Urne der Wunsch und die Voraussetzung für eine Doppelbelegung getroffen wurden.“ 
 

19. In § 18 wird ein neuer Abs. 3 mit folgendem Wortlaut eingefügt: 
„Das Belegen der Grabstellen mit luftundurchlässigen Materialien wie z. B. Folien ist nicht gestattet.  
Ganzflächige Grababdeckungen sind nur nach vorheriger Abstimmung mit der jeweiligen Friedhofsverwaltung 
zulässig.“ 
 

20. § 24 Abs. 2 Satz 3 bis 6 erhalten folgenden Wortlaut: 
„Bepflanzungen dürfen 2 m Höhe nicht überschreiten. Es dürfen neu angelegte Heckenpflanzungen eine 
Höhe von 0,30 m nicht überschreiten. Abgesehen von Grabstättenumrandungen aus lebenden Hecken oder 
Einfassungen aus Stein (Granit, Marmor o.ä.) oder Betonborde sind keine anderen Einfriedungen und auch 
keine Einzäunungen zulässig. Auf dem Friedhof in Steinfeld sind die Grabstätten mit Buchsbaumhecken oder 
heimischer Eibe zu umranden. 
 

21. In § 24 Abs. 4 wird ein neuer Satz 2 eingefügt: 
„Auf den Friedhöfen umfasst die Pflege von Reihengrabstätten / Einzelgräbern durch die 
Nutzungsberechtigten auch die vorhandene Fläche zwischen den einzelnen Gräbern und den angrenzenden 
Wegen in einer Breite von bis zum 0,50 m.“ 
 

22. § 30 Abs. 2 erhält folgenden Wortlaut: 
„Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 2.500,-- (zweitausendfünfhundert) Euro geahndet 
werden.“ 

 
§ 2 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis Rotenburg (Wümme) in Kraft. 
 
Tarmstedt, den 17.12.2013 
 
Samtgemeinde Tarmstedt 
Der Samtgemeindebürgermeister 
 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.12.2013 Nr. 24 
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Satzung 

über den Betrieb und die Benutzung sowie über die Erhebung 
von Benutzungsgebühren für die Tageseinrichtungen 

für Kinder der Gemeinde Bötersen 
 
 
Aufgrund der § 10 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der zur Zeit geltenden 
Fassung, in Verbindung mit den §§ 1 und 5 des Nds. Kommunalabgabengesetz (NKAG) in der zur Zeit geltenden  
Fassung sowie des § 20 des Gesetzes  über Tageseinrichtungen für Kinder (KiTaG) in der zur Zeit geltenden Fassung 
hat der Rat der Gemeinde Bötersen in seiner Sitzung am 03.12.2013 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
Rechtlicher Status  

 
Die Gemeinde Bötersen betreibt als öffentliche Kindertageseinrichtung den Kindergarten „Merlin“ in 27367 Bötersen, 
Buchenende 11. Die Leitung übt das Hausrecht aus. 
 
 

§ 2 
Aufgaben 

 
In der Tageseinrichtung sollen Kinder bis zur Einschulung unter Anleitung von Betreuungspersonen im Sinne des § 2 
KiTaG gefördert werden. Dafür ist von der Einrichtung eine Konzeption regelmäßig fortzuschreiben. Die 
Tageseinrichtung ergänzt und unterstützt damit die Erziehung des Kindes in der  Familie. Im Übrigen richten sich die 
Aufgaben nach dem KiTaG. 
 
 

§ 3 
Aufnahme 

 
(1) Der Kindergarten steht grundsätzlich allen Kindern von Vollendung des 1. Lebensjahres bis zum Beginn der 
Schulpflicht offen, die in der Gemeinde Bötersen mit Hauptwohnsitz gemeldet sind und tatsächlich in der Gemeinde 
Bötersen wohnen.  
 
(2) Soweit Plätze vorhanden sind, können auch Kinder aus anderen Gemeinden aufgenommen werden. Die Aufnahme 
erfolgt dann unter dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs bis zu den unter Absatz 4 genannten Aufnahmedaten. Der 
Widerruf kann erfolgen, wenn ansonsten in der Gemeinde Bötersen wohnhafte Kinder nicht aufgenommen werden 
können. 
 
(3) Sofern die Tageseinrichtungen nicht ausgelastet sind, werden für die Betreuung von Kindern aus der Gemeinde 
Bötersen in anderen Kindertagesstätten keine Zuschüsse gezahlt.  
 
(4) Eine Aufnahme kann zum 01. August, 01. November, 01. Februar oder 01. Mai erfolgen  
 
 

§ 4 
Aufnahmeverfahren 

 
(1) Die Kinder werden grundsätzlich nach dem Alter aufgenommen, ältere Kinder haben Vorrang. In begründeten 
Einzelfällen können Kinder abweichend vor dieser Regelung unter Abwägung sozialer Aspekte aufgenommen werden. 
Die Anmeldung der Kinder muss vom 01.01. bis 28.02. des Anmeldejahres bei der Gemeinde Bötersen erfolgt sein. Der 
Anmeldezeitraum wird gemäß der Hauptsatzung der Gemeinde Bötersen bekannt gegeben.  

 
(2) Die Aufnahme der Kinder ist mittels Aufnahmeantrag schriftlich bei der Gemeinde zu beantragen. Soweit eine 
besondere soziale Situation des Kindes oder der Sorgeberechtigten gegeben ist, muss dieses im Antrag angegeben 
und begründet werden. Die Aufnahmen erfolgen in der aufgeführten Reihenfolge der sozialen Dringlichkeit: 
 

1. Kinder, deren Familien sich in einer besonderen Notlage befinden 
2. Kinder von allein erziehenden Elternteilen 
3. Kinder, deren Eltern beide berufstätig sind 
4. Geschwisterkinder 

 
(3) Über den Aufnahmeantrag entscheidet die Bürgermeisterin/der Bürgermeister im Benehmen mit der 
Kindergartenleitung. Die Entscheidung über den Aufnahmeantrag ist den Eltern schriftlich mitzuteilen. Bei 
Unstimmigkeiten entscheidet der Gemeinderat. 
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§ 5 
Öffnungszeiten und Ferienregelung 

 
(1) Die Tageseinrichtung ist in der Regel von Montag bis Freitag in der Zeit von 07.45 Uhr bis 12.15 Uhr für die 
Vormittagsgruppen geöffnet. Es werden ein Frühdienst von 07.00 Uhr bis 07.45 Uhr und ein Spätdienst von 12.15 Uhr 
bis 13.00 Uhr angeboten. Früh- und Spätdienste stehen nur berufstätigen Eltern zur Verfügung. 
 
(2) Bei Bedarf werden in der Tageseinrichtung Sonderdienste eingerichtet. Der Sonderdienst soll für die Eltern für das 
laufende Kindergartenjahr bindend sein. Die Abmeldung vom Sonderdienst ist nur zum Ende eines Kalendermonats 
möglich. Die Frist für die Abmeldung beträgt 3 Monate. 
 
(3) Zu Beginn eines jeden Betreuungsjahres wird der genaue Zeitraum der Ferien festgelegt. Die Betriebsferien dauern 
in der Regel zwei Wochen und fallen in die Sommerferien. Der Kindergarten wird Freitag nach Himmelfahrt und 
zwischen Weihnachten und Neujahr geschlossen. 
 
 

§ 6 
Besuchsregelung 

 
(1) Das Betreuungsjahr dauert vom 1. August bis zum 31. Juli. 
 
(2) Ist das Kind am Besuch der Tageseinrichtung verhindert, so ist dieses der Leitung unverzüglich mitzuteilen. 
 
(3) Fehlt das Kind ununterbrochen länger als zwei Wochen (oder zehn Öffnungstage) unentschuldigt, so kann nach 
schriftlicher Mitteilung an die Sorgeberechtigten über den Platz  
anderweitig verfügt werden. 
 
(4) Eine Abmeldung des Kindes ist nur zum Ende eines Kalendermonats möglich. Die Frist für die Abmeldung beträgt 
drei Monate. Eine Verkürzung der Abmeldefrist ist nur in besonders begründeten Ausnahmefällen möglich (z.B. 
plötzlicher Ortswechsel, länger andauernde Krankheit). Bei besonders begründeten Ausnahmefällen ist eine sofortige 
schriftliche Mitteilung nach der Kenntnisnahme an die Gemeinde zu richten. Für das letzte Vierteljahr des 
Betreuungsjahres ist eine Abmeldung nur zum Ende des Betreuungsjahres zulässig, wenn nicht besondere Gründe 
vorliegen. 
 
(5) Wird die Satzung nicht eingehalten oder entsteht durch das Verhalten des Kindes eine für den Betrieb der 
Kindertagesstätte unzumutbare Belastung, oder das Kind bedarf besonderer Hilfe, die die Einrichtungen trotz 
erheblicher Bemühungen nicht leisten können, oder aus pädagogischen Gründen, z.B. Regelverstöße, wenn mit einer 
Gefährdung anderer zu rechnen ist, kann das Kind vom weiteren Besuch ausgeschlossen werden. Vorab sind 
umfassend alternative Kinderbetreuungsmaßnahmen zum Wohle des Kindes zu prüfen.  
 

§ 7 
Benutzungsgebühren 

 
Richtlinien zur Festsetzung der Kindertagesstättengebühren 
 
Der Rat der Gemeinde Bötersen hat in seiner Sitzung am 03.12.2013 für die Festsetzung der Kindertagesstättengebühr 
folgende Richtlinie beschlossen: 
 
1. Allgemeines 
 
Gemäß § 20 des Nds. Kindertagesstättengesetzes sind die Entgelte für den Besuch von Kindertagesstätten so zu 
bemessen, dass die wirtschaftliche Belastung für die Sorgeberechtigten zumutbar ist. Die Sätze der Entgelte sollen sich 
nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Sorgeberechtigten unter Berücksichtigung der Zahl ihrer Kinder richten 
und gestaffelt werden. 
Der Rat der Gemeinde Bötersen hat dieser gesetzlichen Vorgabe mit der nachstehenden Sozialstaffel Rechnung 
getragen. 
 
2. Kindertagesstättengebühren 
 
Die monatlichen Kindertagesstättengebühren richten sich nach der nachstehenden  Sozialstaffel. Soweit die Gebühren 
von Dritter Seite (Land, Landkreis) gezahlt werden, entfällt für die Sorgeberechtigten die Gebührenpflicht. 
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2.1 Sozialstaffel 
 

Stufe 2 Personen 3 Personen 4 Personen 5 Personen 6 Personen 

5 Tg.-
Vorm. 
22,5 

Std./Wo. 

1 bis 
19.000,00 € 

bis 
23.000,00 € 

bis 
27.000,00 € 

bis 
31.000,00 € 

bis 
35.000,00 € 56,00 € 

2 bis 
31.000,00 € 

bis 
35.000,00 € 

bis 
39.000,00 € 

bis 
43.000,00 € 

bis 
47.000,00 € 72,00 € 

3 bis 
43.000,00 € 

bis 
47.000,00 € 

bis 
51.000,00 € 

bis 
55.000,00 € 

bis 
59.000,00 € 87,00 € 

4 über 
43.000,00 € 

über 
47.000,00 € 

über 
51.000,00 € 

über 
55.000,00 € 

über 
59.000,00 € 128,00 € 

 
a) Die Zuschläge für die Sonderdienste betragen für den Früh- und Spätdienst jeweils 20 % der Gebühren.  
 
c) Das zweite gebührenpflichtige Kindergartenkind erhält eine Ermäßigung von 30 % des Beitrages der Sozialstaffel. 
Das dritte gebührenpflichtige Kindergartenkind wird von den Gebühren befreit. 
 
2.2 Gebührenklausel 
 
Die Kindertagesstättengebühren können entsprechend der Kostensteigerung gegenüber dem abgewickelten 
Haushaltsjahr (Rechnungsergebnis des Vorjahres) bei Bedarf angepasst werden.  
 
3. Familieneinkommen 
 
a) Familieneinkommen im Sinne dieser Richtlinie ist der Gesamtbetrag der Einkünfte (Bruttoeinkommen abzüglich 
Werbungskosten, Altersentlastungsbetrag, Freibetrag für Land- und Forstwirte und Entlastungsbetrag für 
Alleinerziehende), der sich aus dem Einkommensteuerbescheid oder aus dem Bescheid über den 
Lohnsteuerjahresausgleich zuzüglich weiterer Einkünfte nach 3.1 dieser Richtlinie der zum Haushalt zählenden 
Familienangehörigen ergibt. 
b) Maßgeblich für die Gebührenfestsetzung ist das Familieneinkommen aus dem Veranlagungszeitraum vor Beginn des 
jeweiligen Kindergartenjahres. 
 
c) Familienangehörige im Sinne dieser Richtlinie sind neben den Eltern/Erziehungsberechtigten und ihren Kindern auch 
die mit im Haushalt lebenden Ehepartner/Lebensgefährten und deren Kindergeldberechtigte Kinder. 
 
3.1 Umfang des Einkommens 
 
a) Zum Einkommen gehören die Einkunftsarten gemäß § 2 des Einkommensteuergesetzes nämlich, 
- Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft 
- Einkünfte aus Gewerbebetrieb 
- Einkünfte aus selbständiger Tätigkeit  
- Einkünfte aus nichtselbständiger Tätigkeit 
- Einkünfte aus Kapitalvermögen 
- Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung 
- sonstige Einkünfte im Sinne des § 22 EStG. 

 
b) Verluste aus Vermietung und Verpachtung, aus gewerblichen Beteiligungen sowie andere negative Einkünfte dürfen 
nicht abgesetzt werden. 

 
c) Zum Familieneinkommen gehören ferner andere Geldleistungen oder Bezüge, die zur Bestreitung des 
Familieneinkommens bestimmt oder geeignet sind, wie Unterhaltsleistungen, pauschal versteuerte Einnahmen aus 
Tätigkeit, Krankengeld, Arbeitslosengeld und dergleichen. 
 
d) Nicht zum Familieneinkommen zählen das Kindergeld, Wohngeld, Elterngeld bis 300 €, die Grundrente nach BVG 
und der Rentenanteil für die Kindererziehungsleistung. Unterhaltsleistungen, die aufgrund einer rechtlichen 
Verpflichtung an Dritte gezahlt werden, werden vom Familieneinkommen abgezogen. 
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3.2 Ermittlung des Einkommens 
 
a) Die Einkünfte sind durch Vorlage eines Einkommensteuerbescheides / Bescheides über Lohnsteuerjahresausgleich 
nachzuweisen. Dabei ist der Veranlagungszeitraum vor Beginn des jeweiligen Kindergartenjahres maßgebend. 
 
b) Wer nicht zur Einkommensteuer veranlagt wird bzw. keinen Lohnsteuerjahresausgleich geltend gemacht hat, hat 
seine Einkünfte durch Bescheinigung des Arbeitgebers über das Einkommen bzw. durch eine Leistungsbescheinigung 
nachzuweisen. 
 
3.3 Einkommensveränderung 
 
a) Sofern sich die laufenden und somit die aktuellen Einkünfte gegenüber dem vorgelegten Steuerbescheid um mehr 
als 15 % verändert haben, ist eine Bescheinigung des Arbeitgebers oder andere Leistungsnachweise vorzulegen. 
 
b) Verändern sich die Einkünfte im laufenden Kindergartenjahr durch Aufnahme einer selbständigen oder 
unselbständigen Arbeit eines Familienangehörigen, so ist dies innerhalb von 4 Wochen für die Neufestsetzung der 
Kindertagesstättengebühr anzuzeigen und durch Belege nachzuweisen. Eine Neufestsetzung der 
Kindertagestättengebühr wird ab dem folgenden Monat nach Aufnahme einer selbständigen oder unselbständigen 
Arbeit vorgenommen. 
 
c) Verringern sich die Einkünfte im laufenden Kindergartenjahr um mehr als 15 % gegenüber dem vorgelegten 
Steuerbescheid, kann eine Neuberechung der Kindergartengebühren vorgenommen werden. Die Unterlagen werden ab 
dem Monat der Einreichung berücksichtigt. 
 
d) Bei der Geburt eines weiteren Kindes erfolgt bei einer dadurch entstehenden Änderung in der Sozialstaffel eine 
Neufestsetzung der Kindergartengebühren ab dem Monat der Geburt des weiteren Kindes. Eine schriftliche Mitteilung 
an die Gemeinde ist notwendig. 
 
4. Festsetzung der Kindertagesstättengebühr 
 
a) Die Veranlagung der Gebühr erfolgt durch eine Selbsterklärung der Familienangehörigen mit Vorlage der 
Einkommensnachweise. 
 
b) Familienangehörige, die ihr Einkommen nicht innerhalb von 4 Wochen nach Aufnahme des Kindes im Kindergarten 
oder 4 Wochen nach Beginn des Kindergartenjahres nachweisen, zahlen den Höchstbetrag der jeweiligen Gebühren. 
Eine Änderung der Gebühren nach Festsetzung des Höchstbetrages ist nur innerhalb der Klagefrist und nach Vorlage 
des Einkommensteuerbescheides / Bescheides über Lohnsteuerjahresausgleich möglich.  
 
5. Zahlungen 
 
a) Die Kindertagesstättengebühr ist bis zum 5. des Monats im Voraus zu entrichten. 
 
b) Die Schließung der Kindertagesstätten an Wochenenden, an gesetzlichen Feiertagen, während der Ferien oder aus 
sonstigen Gründen berechtigen nicht zur Kürzung der Gebühr. 
 
c) Für Kinder, die im Laufe eines Kindergartenjahres bis zum 15. eines Monats in der Kindertagesstätte aufgenommen 
werden, ist die volle Gebühr zu entrichten. Für Aufnahmen nach dem 15. eines Monats ist der halbe Monatsbeitrag zu 
zahlen. 
 
d) Die Abmeldung für ein Kind wird erst dann wirksam, wenn eine schriftliche Mitteilung hierüber vorliegt. 
 
e) Die Kindertagesstättengebühr wird für das gesamte Kindergartenjahr (01.08. bis 31.07.) erhoben. 
 
6. Inkrafttreten 
 
Die Richtlinien treten ab 01.01.2014 in Kraft.  

§ 8 
Gesundheitsvorsorge 

 
(1) In den Tageseinrichtungen können nur Kinder betreut werden, die frei von ansteckenden Krankheiten sind. In 
begründeten Fällen ist dieses der Leitung durch eine ärztliche Bescheinigung nachzuweisen. Die Bescheinigung soll 
nicht älter als eine Woche sein. Ferner ist, soweit vorhanden, der Leitung das Vorsorgeuntersuchungsheft zur 
Einsichtnahme vorzulegen. Bei Aufnahme sollte das Kind gegen Wundstarrkrampf geimpft sein. 
 
(2) Jede Erkrankung des Kindes und jeder Fall einer übertragbaren Krankheit in der Wohngemeinschaft des Kindes 
sind der Leitung unverzüglich mitzuteilen. Kinder, die an einer übertragbaren Krankheit leiden, dürfen die 
Tageseinrichtung nicht besuchen, bis nach dem Urteil des behandelnden Arztes oder des Gesundheitsamtes eine 
Ansteckung nicht mehr zu befürchten ist. 
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(3) In den Tageseinrichtungen können prophylaktische medizinische und zahnmedizinische Untersuchungen 
durchgeführt werden. Die Teilnahme an den Untersuchungen ist freiwillig. 
 
 

§ 9 
Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung § 8a KJHG 

 
Die Gemeinde Bötersen, vertreten durch den Bürgermeister hat mit dem Landkreis Rotenburg (Wümme) eine 
Vereinbarung unterzeichnet, um sicherzustellen, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Kindertagesstätte den 
Schutzauftrag nach § 8a KJHG wahrnehmen und bei der Abschätzung des Gefährdungsrisiko ggf. eine erfahrene 
Fachkraft hinzuziehen. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Kindertagesstätte sind insbesondere verpflichtet bei den 
Personenberechtigten oder den Erziehungsberechtigen auf die Inanspruchnahme von Hilfen hinzuwirken, wenn sie 
diese für erforderlich halten und  hierdurch der wirksame Schutz des Kindes nicht in Frage gestellt wird. Das Verfahren 
wird entsprechend vorgegebener Kriterien dokumentiert. 
 
 

§ 10 
Zusammenarbeit mit den Eltern 

 
(1) Die Eltern der Kinder in einer Gruppe wählen aus ihrer Mitte eine Gruppensprecherin oder einen Gruppensprecher 
sowie deren Vertretung. Das Wahlverfahren regelt der Beirat. Die Gruppensprecherinnen und Gruppensprecher bilden 
den Elternbeirat. 
 
(2) Die Gruppensprecherinnen und Gruppensprecher, die Leitung der Kindertagesstätte sowie – als Vertreter des 
Trägers – der Bürgermeister oder dessen Beauftragte oder Beauftragter bilden den Beirat der Kindertagesstätte. Sollte 
die Kindertagesstätte über mehr als zwei Gruppen verfügen, erhöht sich die Anzahl des Trägers  um eine weitere 
Person, die ebenfalls vom Bürgermeister beauftragt wird. Darüber hinaus gehört in diesem Fall neben der Leitung der 
Kindertagesstätte auch die stv. Leitung dem Beirat an. 
 
(3) Wichtige Entscheidungen der Gemeinde und der Leitung erfolgen im Benehmen mit dem Beirat. Das gilt 
insbesondere für 
 
1. die Aufstellung und Änderung der Konzeption für die pädagogische Arbeit, 
2. die Einrichtung neuer und die Schließung bestehender Gruppen oder Betreuungsangebote 
3. die Festlegung der Gruppengrößen und Grundsätze für die Aufnahme von Kindern 
4. die Öffnungs- und Betreuungszeiten. 
5. Ist ein gemeinsames Benehmen nicht zu erreichen, entscheidet der Gemeinderat. 
 
Der Beirat kann Vorschläge zu den in Satz 2 genannten Angelegenheiten sowie zur Verwendung der Haushaltsmittel 
und zur Regelung der Kindertagesstättengebühren machen. 
 
 

§ 11 
Haftungsausschluss und Versicherungsschutz 

 
(1) Wird die Tageseinrichtung aus gesundheitlichen Gründen auf Anordnung des Gesundheitsamtes oder aus anderen 
zwingenden Gründen geschlossen, haben die Sorgeberechtigten keinen Anspruch auf Betreuung ihres Kindes oder auf 
Schadenersatz. 
 
(2) Spielsachen dürfen vom Kind nur mit Zustimmung der Erzieherinnen/Erzieher mitgebracht werden. Für den Verlust 
von mitgebrachten Sachen wird eine Haftung nicht übernommen. 
 
(3) Zur Sicherung der Kinder auf dem Weg zur oder von der Tageseinrichtung ist mit der Leitung schriftlich zu 
vereinbaren, ob und wann das Kind abgeholt wird oder ob es ohne Begleitung nach Hause entlassen werden kann. Die 
Begleitung sollte über 12 Jahre alt sein und der Tageseinrichtung schriftlich benannt sein. 
 
 
(4) Für den direkten Weg zur Tageseinrichtung für die Dauer des Aufenthaltes in der Kindertagesstätte und für den 
direkten Rückweg sind die Kinder gegen Unfall beim Gemeindeunfallversicherungsverband versichert, soweit kein 
vorrangig Verpflichteter eintritt, Verunglückt ein Kind auf dem Weg zur oder von der Tageseinrichtung, so ist dieses der 
Leitung unverzüglich anzuzeigen. 
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§ 12 

Inkrafttreten 
 
(1) Diese Satzung tritt ab 01.01.2014 in Kraft. 
 
(2) Die Satzung über den Betrieb und Benutzung sowie über die Erhebung von Benutzungsgebühren für 
Tageseinrichtungen für Kinder der Gemeinde Bötersen vom 23.02.2010 tritt am 31.12.2013 außer Kraft.  
 
Bötersen, 03.12.2013 
 
Gemeinde Bötersen 
Der Bürgermeister 
Holsten  (L. S.) 
 
 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.12.2013 Nr. 24 
 
 

Jahresabschluss 2010 der Gemeinde Deinstedt und Entlastungserteilung 
 
 
Der Rat der Gemeinde Deinstedt hat in seiner Sitzung am 18.12.2013 folgende Beschlüsse gefasst: 
• Der Jahresabschluss der Gemeinde Deinstedt für das Haushaltsjahr 2010 wird in der vorliegenden Fassung 

beschlossen. 
• Dem Bürgermeister wird für das Haushaltsjahr 2010 die Entlastung erteilt. 
Der Jahresabschluss 2010 und der um die Stellungnahme des Bürgermeisters ergänzte Schlussbericht des 
Rechnungsprüfungsamtes liegen im Anschluss an die öffentliche Bekanntmachung an sieben Werktagen (nur montags 
bis freitags) während der Dienststunden im Gemeindebüro der Gemeinde Deinstedt, Rohr 7, 27446 Deinstedt, öffentlich 
aus. 
 
Deinstedt, 31.12.2013 
 
Gemeinde Deinstedt  
Der Bürgermeister 
 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.12.2013 Nr. 24 
 

9. Satzung zur Änderung der Satzung 
über die Erhebung von Gebühren für die Schmutzwasserbeseitigung der 

Gemeinde Gnarrenburg im Einzugsbereich der 
Abwasserreinigungsanlage (ARA) Gnarrenburg 

(Schmutzwassergebührensatzung Gnarrenburg) 
 

Auf Grund der §§ 10, 58 und 111 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes   (NKomVG) und der 
§§ 1 und 5 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes hat der Rat in seiner Sitzung am 12.12.2013 folgende 
Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Die Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Schmutzwasserbeseitigung der 
Gemeinde Gnarrenburg im Einzugsbereich der Abwasserreinigungsanlage (ARA) Gnarrenburg 
(Schmutzwassergebührensatzung Gnarrenburg) vom 15.08.1992, zuletzt geändert durch Satzung vom 17.12.2007, wird 
wie folgt geändert: 
 
§ 3 Abs. 9 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
 
„Die Gebühr nach dem Wasserverbrauch beträgt 3,18 EURO je Kubikmeter.“ 
 

§ 2 
 
Die Satzung tritt am 01.01.2014 in Kraft. 
 
Gnarrenburg, den 12.12.2013 
 
Renken 
Bürgermeister (L. S.) 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.12.2013 Nr. 24 
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9. Satzung zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung 

der Gemeinde Gnarrenburg für den Anschluss der Grundstücke an die  
Mischwasserkanalisation der Ortschaft Glinstedt 

und die Beseitigung der Abwässer 
 
 

Auf Grund der §§ 10, 58 und 111 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) und der §§ 
1 und 5 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes hat der Rat in seiner Sitzung am 12.12.2013 folgende 
Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Die Satzung der Beiträge und Gebühren der Gemeinde Gnarrenburg für den Anschluss der Grundstücke an die 
Mischwasserkanalisation der Ortschaft Glinstedt und die Beseitigung der Abwasser vom 23.03.1987, zuletzt geändert 
durch Satzung vom 17.12.2007, wird wie folgt geändert: 
 
§ 5 Abs. 10 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
 
„Die Gebühr nach dem Wasserverbrauch beträgt 3,73 EURO je Kubikmeter.“ 
 

§ 2 
 
Die Satzung tritt am 01.01.2014 in Kraft. 
 
Gnarrenburg, den 12.12.2013 
 
Renken 
Bürgermeister (L. S.) 
 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.12.2013 Nr. 24 
 

 
Steuersatzung (Hebesatzsatzung) 

der Gemeinde Helvesiek 
 
 

Aufgrund der §§ 10 und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG), des § 25 des 
Grundsteuergesetzes und des § 16 des Gewerbesteuergesetzes, jeweils in den zur Zeit geltenden Fassungen, hat der 
Rat der Gemeinde Helvesiek in seiner Sitzung am 04.12.2013 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2014 wie folgt festgesetzt: 
 
 1. Grundsteuer 
 
 a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 500 v. H. 
 b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 400 v. H. 
 
 2. Für die Gewerbesteuer 380 v. H. 
 
 

§ 2 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2014 für das Haushaltsjahr 2014 in Kraft. 
 
Helvesiek, den 11.12.2013 
 
Gemeinde Helvesiek 
Brunkhorst (L. S.) 
Bürgermeister 
 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.12.2013 Nr. 24 
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B. Bekanntmachungen anderer Behörden und Dienststellen 
 

Friedhofsordnung (FO) 

für den Friedhof 
der Ev.-luth. Kirchengemeinde Scheeßel in Scheeßel 

 
Gemäß § 4 der Rechtsverordnung über die Verwaltung kirchlicher Friedhöfe (Friedhofsrechtsverordnung) vom 
13. November 1973 (Kirchl. Amtsbl. 1974 S. 1) hat der Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kirchengemeinde Scheeßel am 
12.11.2013 folgende Friedhofsordnung beschlossen: 
 
Der Friedhof ist die Stätte, an der die Verstorbenen zur letzten Ruhe gebettet werden. Er ist mit seinen Gräbern ein 
sichtbares Zeichen der Vergänglichkeit des Menschen. Er ist zugleich ein Ort, an dem Kirche die Botschaft 
verkündet, dass Christus dem Tode die Macht genommen hat und denen, die an ihn glauben, das ewige Leben 
geben wird. Aus dieser Erkenntnis und in dieser Gewissheit erhalten Arbeit und Gestaltung auf dem Friedhof 
Richtung und Weisung. 
 

Inhaltsübersicht 

 
I. Allgemeine Vorschriften 

 
§ 1 Geltungsbereich und Friedhofszweck 
§ 2 Friedhofsverwaltung 
§ 3 Schließung und Entwidmung 
 

II. Ordnungsvorschriften 
 
§ 4 Öffnungszeiten 
§ 5 Verhalten auf dem Friedhof 
§ 6 Dienstleistungen 
 

III. Allgemeine Bestattungsvorschriften 
 
§ 7 Anmeldung einer Bestattung 
§ 8 Beschaffenheit von Särgen und Urnen 
§ 9 Ruhezeiten 
§ 10 Umbettungen und Ausgrabungen 
 

IV. Grabstätten 
 
§ 11 Allgemeines 
§ 12 Reihengrabstätten 
§ 13 Wahlgrabstätten 
§ 14 Rasenreihengrabstätten 
§ 15 Rasendoppelwahlgrabstätten 
§ 16 Urnenreihengrabstätten 
§ 17 Urnenreihengrabstätten in Rasenlage 
§ 18 Urnenwahlgrabstätten in Rasenlage 
§ 19 Urnengarten 
§ 20 Urnenwahlgrabstätten 
§ 21 Rückgabe von Wahlgrabstätten 
§ 22 Bestattungsverzeichnis 
 

V. Gestaltung der Grabstätten und Grabmale 
 
§ 23 Gestaltungsgrundsatz 
§ 24 Gestaltung und Standsicherheit von Grabmalen und anderen Anlagen 
 

 
VI. Anlage und Pflege der Grabstätten 

 
§ 25 Allgemeines 
§ 26 Grabpflege, Grabschmuck 
§ 27 Vernachlässigung 
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VII. Grabmale und  andere Anlagen 

 
§ 28 Errichten und Ändern von Grabmalen 
§ 29 Mausoleen und gemauerte Grüfte 
§ 30 Entfernung 
§ 31 Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale 
 

VIII. Leichenräume und Trauerfeiern 
 
§ 32 Leichenhalle 
§ 33 Benutzung der Friedhofskapelle und der Kirche 
 

IX. Haftung und Gebühren 
 
§ 34 Haftung 
§ 35 Gebühren 
 

X. Schlussvorschriften 
 
§ 36 Inkrafttreten 
 

I. Allgemeine Vorschriften 
 

§ 1  
Geltungsbereich und Friedhofszweck 

 
(1) Diese Friedhofsordnung gilt für den Friedhof der Ev.-luth. Kirchengemeinde Scheeßel in seiner jeweiligen Größe. 
Der Friedhof umfasst zurzeit die Flurstücke 
  
 Veerser Weg  Flur 12  Flurstück   2/1  1,6450 ha 
 Leehopweg  Flur 5  Flurstück  418/126  0,5348 ha 
    Flur 5  Flurstück  419/126  0,0435 ha 
    Flur 5  ant. Flurstück  127/1  0,5330 ha 
 
Gemarkung Scheeßel in Größe von insgesamt 2,7563 ha. Eigentümerin der Flurstücke ist die Ev.-luth. 
Kirchengemeinde Scheeßel.  
 
(2) Der Friedhof dient der Bestattung der Personen, die bei ihrem Ableben ihren Wohnsitz in der Ev.-luth. 
Kirchengemeinde Gemeinde Scheeßel hatten, sowie derjenigen, die bei ihrem Tode ein Recht auf Bestattung in einer 
bestimmten Grabstätte besaßen. Der Friedhof dient auch der Bestattung von Fehlgeborenen und Ungeborenen i.S.d. 
Niedersächsischen Bestattungsgesetzes.  
 
(3) Andere Bestattungen   bedürfen der vorherigen Zustimmung der Friedhofsverwaltung. 
 

§ 2 
Friedhofsverwaltung 

 
(1) Der Friedhof ist eine unselbständige Anstalt des öffentlichen Rechts. Er wird vom Kirchenvorstand verwaltet 
(Friedhofsverwaltung). 
 
(2) Die Verwaltung des Friedhofs richtet sich nach dieser Friedhofsordnung sowie den sonstigen kirchlichen und 
staatlichen Vorschriften. 
 
(3) Mit der Wahrnehmung der Friedhofsverwaltung kann der Kirchenvorstand einzelne Personen, einen Ausschuss 
oder eine kirchliche Verwaltungsstelle beauftragen.  
(4) Im Zusammenhang mit einer Bestattung, Verleihung, Verlängerung oder Übertragung des Nutzungsrechts an 
einer Grabstätte, Genehmigung zur Errichtung eines Grabmals oder anderer  Anlagen, Zulassung von 
Gewerbetreibenden sowie mit der Erhebung von Gebühren und Entgelten dürfen für den jeweiligen Zweck die 
erforderlichen personenbezogenen Daten erhoben, verarbeitet und genutzt werden.  
 

§ 3 
Schließung und Entwidmung 

 
(1) Der Friedhof, einzelne Friedhofsteile und einzelne Grabstätten können aus einem wichtigen Grund beschränkt 
geschlossen, geschlossen und entwidmet werden. 
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(2) Nach der beschränkten Schließung  dürfen keine  neuen Nutzungsrechte mehr verliehen werden. Eine 
Verlängerung von bestehenden Nutzungsrechten darf lediglich zur Anpassung an die Ruhezeit erfolgen. 
Bestattungen dürfen nur noch in Grabstätten stattfinden, an denen im Zeitpunkt der beschränkten Schließung noch 
Nutzungsrechte bestehen, sofern die Grabstätten noch nicht belegt sind oder sofern zu dem genannten Zeitpunkt die 
Ruhezeiten abgelaufen waren. Grabstellen an denen die Ruhezeit nach dem Zeitpunkt der beschränkten Schließung 
abläuft, dürfen nicht neu belegt werden. Eingeschränkt werden kann auch der Kreis der Bestattungsberechtigten; 
nachträgliche Ausnahmen von dieser Einschränkung kann die Friedhofsverwaltung im Einzelfall zur Vermeidung 
unbilliger Härten bei bestehenden Nutzungsrechten genehmigen. 
 
(3) Nach der Schließung dürfen Bestattungen nicht mehr vorgenommen werden. 
 
(4) Durch die Entwidmung wird die Eigenschaft als Ruhestätte der Verstorbenen aufgehoben. Die Entwidmung wird 
erst ausgesprochen, wenn keine  Nutzungsrechte mehr bestehen, sämtliche Ruhezeiten abgelaufen sind und eine 
angemessene Pietätsfrist vergangen ist. 
 

II. Ordnungsvorschriften 

 
§ 4 

Öffnungszeiten 

 
(1) Der Friedhof ist tagsüber bzw. während der an den Eingängen bekannt gegebenen Zeiten für den Besuch 
geöffnet. 
 
(2) Aus besonderem Anlass kann der Friedhof ganz oder teilweise für den Besuch vorübergehend geschlossen 
werden. 
 

§ 5  
Verhalten auf dem Friedhof 

 
(1) Jede Person hat sich auf dem Friedhof der Würde des Ortes entsprechend zu verhalten und Äußerungen, die 
sich in verletzender Weise gegen den christlichen Glauben oder die evangelische Kirche richten, zu unterlassen. Die 
Anordnungen des Friedhofspersonals sind zu befolgen. Die Friedhofsverwaltung kann Personen, die der 
Friedhofsordnung zuwiderhandeln, das Betreten des Friedhofs untersagen. 
 
(2) Auf dem Friedhof ist insbesondere nicht gestattet, 
 
a) die Wege mit Fahrzeugen oder Rollschuhen/Inlinern/Skateboards aller Art - ausgenommen Kinderwagen, 
Rollstühle, Handwagen sowie Fahrzeuge der Friedhofsverwaltung und der für den Friedhof zugelassenen 
Dienstleistungserbringern -  zu befahren, 
b) der Verkauf von Waren aller Art  sowie das Anbieten von Dienstleistungen ,  
c) an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe einer Bestattung störende Arbeiten auszuführen, 
d) die Erstellung und Verwertung von Film-, Ton-, Video- und Fotoaufnahmen, außer zu privaten Zwecken, 
e) Druckschriften und andere Medien (z.B. CD, DVD) zu verteilen, ausgenommen Drucksachen, die im Rahmen der 
Bestattungsfeier notwendig und üblich sind, 
f) Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimmten Stellen abzulagern oder mitgebrachten Unrat zu entsorgen, 
g) fremde Grabstätten und die Friedhofsanlagen außerhalb der Wege zu betreten, zu beschädigen oder zu 
verunreinigen, 
h) Hunde unangeleint mitzubringen.  
 
(3) Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen, soweit die Interessen anderer nicht beeinträchtigt werden. 
 
(4) Besondere Veranstaltungen auf dem Friedhof bedürfen der vorherigen Zustimmung der Friedhofsverwaltung. 

 
§ 6 

Dienstleistungen 

 
(1) Die Dienstleistungserbringer haben die für den Friedhof geltenden Bestimmungen zu beachten.  
 
(2) Tätig werden dürfen nur solche Dienstleistungserbringer, die fachlich geeignet und in betrieblicher und personeller 
Hinsicht zuverlässig sind. 
 
(3) Dienstleistungserbringern kann die Ausübung ihrer Tätigkeit von der Friedhofsverwaltung auf Zeit oder auf Dauer 
untersagt werden, wenn der Dienstleitungserbringer nach vorheriger Mahnung gegen für den Friedhof geltende 
Bestimmungen verstoßen hat. Bei einem schwerwiegenden Verstoß ist eine Mahnung entbehrlich. 
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(4) Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien dürfen auf dem Friedhof nur vorübergehend und 
nur an Stellen gelagert werden, an denen sie nicht hindern. Die Arbeits- und Lagerplätze sind nach Beendigung der 
Tagesarbeit zu säubern und in einem ordnungsgemäßen Zustand zu verlassen, bei Unterbrechung der Tagesarbeit 
so herzurichten, dass eine Behinderung anderer ausgeschlossen ist. Die Dienstleistungserbringer dürfen auf dem 
Friedhof keinen Abraum lagern. Geräte von Dienstleistungserbringern dürfen nicht an oder in den 
Wasserentnahmestellen des Friedhofs gereinigt werden. 
 
(5) Dienstleistungserbringer haften gegenüber dem Friedhofsträger für alle Schäden, die sie im Zusammenhang mit 
ihrer Tätigkeit auf dem Friedhof schuldhaft verursachen. 

 

III. Allgemeine Bestattungsvorschriften 

 
§ 7  

Anmeldung einer Bestattung 
 
(1) Eine Bestattung ist unter Vorlage der gesetzlich vorgeschriebenen Unterlagen rechtzeitig bei der 
Friedhofsverwaltung anzumelden. Dabei ist mitzuteilen, wer die Bestattung leiten und wer sonst bei der Bestattung 
(einschließlich Trauerfeier) gestaltend mitwirken wird. 
 
(2) Die Friedhofsverwaltung kann die Person, die die Bestattung leiten oder bei der Bestattung gestaltend mitwirken 
soll, ausschließen, wenn sie verletzende Äußerungen gegen den christlichen Glauben oder die evangelische Kirche 
getan hat und eine Wiederholung zu erwarten ist. 
 
(3) Vor einer Bestattung in einer Wahlgrabstätte, an der ein Nutzungsrecht verliehen ist, ist das Nutzungsrecht 
nachzuweisen. 
 
(4) Die Friedhofsverwaltung setzt im Benehmen mit der antragstellenden Person sowie mit dem/der zuständigen 
Pastor/in Ort und Zeit der Bestattung fest. Die Wünsche der Angehörigen sollen dabei nach Möglichkeit 
berücksichtigt werden. 
 

§ 8 
Beschaffenheit von Särgen und Urnen 

 
(1) Erdbestattungen sind nur in geschlossenen feuchtigkeitshemmenden Särgen zulässig. Von der Sargpflicht nach 
Satz 1 kann die untere Gesundheitsbehörde Ausnahmen zulassen, wenn in der zu bestattenden Person ein wichtiger 
Grund vorliegt und ein öffentlicher Belang nicht entgegensteht.  
 
(2) Für Erdbestattungen darf kein Sarg verwendet werden, der geeignet ist, nachhaltig die physikalische, chemische 
oder biologische Beschaffenheit des Bodens oder des Grundwassers zu verändern oder der die Verwesung der 
Leiche nicht innerhalb der festgesetzten Ruhefrist ermöglicht. 
 
(3) Särge dürfen höchstens 2,05 m lang, 0,65 m hoch und im Mittelmaß 0,65 m breit sein. Für größere Särge ist die 
Zustimmung der Friedhofsverwaltung bei der Anmeldung der Bestattung einzuholen.  
 
(4) Für Sargauskleidungen, Leichenhüllen und Leichenbekleidungen gelten die Anforderungen des Absatzes 2 
entsprechend.  
 
(5) Für die Bestattung in zugänglichen, ausgemauerten Grüften sind nur Metallsärge oder Holzsärge mit 
Metalleinsatz zugelassen, die luftdicht verschlossen sind. 
 
(6) Es dürfen keine Urnen, Überurnen oder Schmuckurnen verwendet werden, die aus Kunststoffen oder sonstigen 
nicht verrottbaren Werkstoffen hergestellt oder die geeignet sind, nachhaltig die physikalische, chemische oder 
biologische Beschaffenheit des Bodens oder des Grundwassers zu verändern.  
 

§ 9 
Ruhezeiten 

 
(1) Die Ruhezeit für Leichen beträgt 30 Jahre.  
 
(2) Die Ruhezeit für Aschen beträgt 30 Jahre. 
 

§ 10 
Umbettungen und Ausgrabungen 

 
(1) Umbettungen dürfen zur Wahrung der Totenruhe grundsätzlich nicht vorgenommen werden. 
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(2) Leichen und Aschenreste in Urnen dürfen vor Ablauf der Ruhezeit nur mit Genehmigung der unteren 
Gesundheitsbehörde ausgegraben oder umgebettet werden.  
 
(3) Die berechtigte Person hat  sich gegenüber der Friedhofsverwaltung schriftlich zu verpflichten, alle Kosten zu 
übernehmen, die bei der Umbettung durch Beschädigung und Wiederinstandsetzung gärtnerischer oder baulicher 
Anlagen an Nachbargrabstätten oder Friedhofsanlagen entstehen. 
 
(4) Der Ablauf der Ruhe- und der Nutzungszeit wird durch eine Umbettung nicht unterbrochen oder gehemmt. 
 
(5) Grabmale, andere Anlagen, ihr Zubehör und Pflanzen können umgesetzt werden, wenn 
Gestaltungsbestimmungen des neuen Grabfeldes nicht entgegenstehen. 
 

IV. Grabstätten 

 
§ 11 

Allgemeines 
 
(1) Folgende Arten von Grabstätten stehen zur Verfügung: 
 
a) Reihengrabstätten     (§ 12) 
b) Wahlgrabstätten     (§ 13) 
c) Rasenreihengrabstätten    (§ 14) 
d) Rasendoppelwahlgrabstätten    (§ 15) 
e) Urnenreihengrabstätten    (§ 16) 
f)  Urnenreihengrabstätten in Rasenlage   (§ 17) 
g) Urnendoppelgrabstätten in Rasenlage   (§ 18) 
h) Urnengarten       (§ 19) 
j) Urnenwahlgrabstätten     (§ 20) 
 
(2) Die Grabstätten bleiben im Eigentum des Friedhofsträgers. An ihnen werden nur öffentlich-rechtliche 
Nutzungsrechte nach Maßgabe dieser Ordnung in der jeweils geltenden Fassung verliehen. Ein Nutzungsrecht kann 
jeweils nur einer einzelnen Person, nicht mehreren Personen zugleich zustehen. 
Nutzungsberechtigte Personen haben jede Änderung ihrer Anschrift der Friedhofsverwaltung mitzuteilen. 
 
(3) Rechte an Reihengrabstätten werden nur im Todesfall vergeben. Ein Anspruch auf Verleihung oder Wiedererwerb 
eines Nutzungsrechtes an einer Grabstätte in bestimmter Lage sowie auf Unveränderlichkeit der Umgebung besteht 
nicht. 
 
(4) In einer Grabstelle darf grundsätzlich nur eine Leiche oder Asche bestattet werden. Eine verstorbene Mutter und 
ihr gleichzeitig - bei oder kurz nach der Geburt - verstorbenes Kind oder zwei gleichzeitig verstorbene Kinder bis zum 
vollendeten 5. Lebensjahr dürfen in einer Grabstelle bestattet werden. 
 
(5) In einer bereits belegten Wahl- oder Urnenwahlgrabstelle darf zusätzlich eine Asche bestattet werden, wenn die 
bereits bestattete Person der Ehegatte oder die Ehegattin oder der Lebenspartner oder die Lebenspartnerin nach 
dem Gesetz über die eingetragene Lebenspartnerschaft  oder ein naher Verwandter war. 
 
(6) Bei neu anzulegenden Grabstätten sollten die Grabstellen etwa folgende Größe haben: 
 
a) für Särge von Kindern:  Länge: 1,50 m Breite: 1,00 m 
 von Erwachsenen:  Länge: 1,50 m Breite: 1,20 m 
 
b)  für Urnen:   Länge: 1,00 m Breite: 0,80 m 
 für Urnen im Gemeinschaftsgrab Länge: 0,50 m Breite 0,50 m 
 
Für die bisherigen Grabstätten gelten die übernommenen Maße. Im Einzelnen ist der Gestaltungsplan für den 
Friedhof maßgebend. 
 
(7) Die Mindesttiefe des Grabes beträgt von der Oberkante Sarg bis Erdoberfläche (ohne Grabhügel) 0,90 m, von der 
Oberkante Urne bis Erdoberfläche 0,50 m. Die Gräber für Erdbestattungen müssen voneinander durch mindestens 
0,30 m starke Erdwände getrennt sein. 

 
(8) Ein Grab darf nur von Personen ausgehoben und zugefüllt werden, die dafür von der Friedhofsverwaltung 
bestimmt oder zugelassen sind.  
 
(9) Die nutzungsberechtigte Person muss Grabzubehör (Grabmal, Einfassung, Lampen, Vasen, Großgehölze usw.), 
soweit erforderlich, vor der Bestattung auf ihre Kosten entfernen. Über das Erfordernis entscheidet die 
Friedhofsverwaltung. 
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(10) Kommt die nutzungsberechtigte Person ihrer Verpflichtung aus Absatz 9 nicht nach und muss beim Ausheben 
des Grabes das Grabzubehör von dem Friedhofsträger entfernt werden, sind die dadurch entstehenden Kosten von 
der nutzungsberechtigten Person dem Friedhofsträger zu erstatten. Ein Anspruch auf Wiederverwendung 
herausgenommener Pflanzen besteht nicht. 

 
§ 12 

Reihengrabstätten 
 
(1) Reihengrabstätten sind Grabstätten für eine Erdbestattung, die anlässlich einer Bestattung der Reihe nach für die 
Dauer der Ruhezeit vergeben werden. Das Nutzungsrecht kann nicht verlängert werden.  
 
(2) Das Abräumen von Reihengrabfeldern  oder Teilen davon wird sechs Monate vor Ablauf der Ruhezeit durch ein 
Hinweisschild auf dem betreffenden Grabfeld bekannt gemacht.  
 

§ 13 
Wahlgrabstätten 

 
(1) Wahlgrabstätten sind Grabstätten für Erdbestattungen, die mit einer oder mehreren Grabstellen vergeben 
werden. Die Dauer des Nutzungsrechtes beträgt 30 Jahre, vom Tage der Verleihung an gerechnet. Über das 
Nutzungsrecht wird eine Urkunde ausgestellt.  
 
(2) Das Nutzungsrecht kann mit Ausnahme der Fälle nach § 3 Abs. 2 auf Antrag für die gesamte Wahlgrabstätte um 
30 Jahre verlängert werden. Die Friedhofsverwaltung ist nicht verpflichtet, zur rechtzeitigen Stellung eines 
Verlängerungsantrages aufzufordern. Bei einer Bestattung verlängert sich das Nutzungsrecht für die gesamte 
Wahlgrabstätte bis zum Ablauf der Ruhezeit. Die Gebühren für die Verlängerung richten sich nach der jeweiligen 
Gebührenordnung. 
 
(3) In einer Wahlgrabstätte dürfen die nutzungsberechtigte Person und folgende Angehörige bestattet werden:  
 
1. Ehegatte  
2. Lebenspartner/Lebenspartnerin nach dem Gesetz über die eingetragene Lebenspartnerschaft, 
3. Kinder, Stiefkinder sowie deren Ehegatten 
4. Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung ihrer Väter oder Mütter, 
5. Eltern,  
6. Geschwister, 
7. Stiefgeschwister, 
8. die nicht unter die Nr. 1-7 fallenden Erben. 

 
Grundsätzlich entscheidet die nutzungsberechtigte Person, wer von den bestattungsberechtigten Personen bestattet 
wird. Kann nach dem Tode einer bestattungsberechtigten Person die Entscheidung der nutzungsberechtigten Person 
der Friedhofsverwaltung nicht rechtzeitig vor der Bestattung mitgeteilt werden, so ist die Friedhofsverwaltung nach 
pflichtgemäßer Prüfung berechtigt, die Bestattung zuzulassen. Die Bestattung anderer Personen, auch 
nichtverwandter Personen bedarf eines Antrages der nutzungsberechtigten Person und der Genehmigung der 
Friedhofsverwaltung. 
 
(4) Die nutzungsberechtigte Person kann zu ihren Lebzeiten ihr Nutzungsrecht auf eine der in Absatz 3 Nrn. 1 bis 8 
genannten Personen übertragen; zur Rechtswirksamkeit der Übertragung sind schriftliche Erklärungen der bisherigen 
und der neuen nutzungsberechtigten Person sowie die schriftliche Genehmigung der Friedhofsverwaltung 
erforderlich. 
 
(5) Die nutzungsberechtigte Person soll der Friedhofsverwaltung schriftlich mitteilen, auf welchen ihrer 
bestattungsberechtigten Angehörigen das Nutzungsrecht nach ihrem Tode übergehen soll. Eine schriftliche 
Einverständniserklärung der Rechtsnachfolgerin oder des Rechtsnachfolgers ist beizubringen. Hat die 
nutzungsberechtigte Person nicht bestimmt, auf wen das Nutzungsrecht nach ihrem Tode übergehen soll, so geht 
das Nutzungsrecht an die nach Absatz 3 bestattungsberechtigten Angehörigen in der dort genannten Reihenfolge 
über. Dabei steht das Nutzungsrecht innerhalb der einzelnen Gruppen der jeweils ältesten Person zu. Der 
Rechtsnachfolger oder die Rechtsnachfolgerin hat der Friedhofsverwaltung auf dessen Verlangen nachzuweisen, 
dass er neuer Nutzungsberechtigter oder sie neue Nutzungsberechtigte ist. Ist der Rechtsnachfolger oder die 
Rechtsnachfolgerin nicht daran interessiert, das Nutzungsrecht zu behalten, so kann er oder sie das Nutzungsrecht 
auf eine andere der in Absatz 3 genannten Personen oder, wenn eine solche nicht vorhanden ist, auf eine Person 
übertragen, die aufgrund ihres oder seines Nutzungsrechtes bestattungsberechtigt nach Absatz 3 geworden ist. Für 
die Übertragung gilt Absatz 4. 
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§ 14 

Rasenreihengrabstätten 
 

(1) Rasenreihengrabstätten für Erdbestattungen werden im Todesfall der Reihe nach einzeln für die Dauer der 
Ruhezeit vergeben. Das Nutzungsrecht kann nicht verlängert werden. Bepflanzungs- und Pflegemöglichkeiten durch 
die Nutzungsberechtigten oder Dritte bestehen nicht. Die Grabstätten bekommen keine Einfassung. Die Pflege erfolgt 
ausschließlich durch die Friedhofsverwaltung für die Dauer der Ruhefrist. 
 
(2) Das Legen einer Grabplatte muss vom Nutzungsberechtigten selbst bei einer Steinmetzfirma in Auftrag gegeben 
werden. Sollte der Nutzungsberechtigte keine Namenszeichnung anbringen, ist die Friedhofsverwaltung berechtigt auf 
Rechnung des Nutzungsberechtigten eine Grabplatte anfertigen zu lassen. 

 
§ 15 

Rasendoppelwahlgrabstätten 
 

(1) Pflegefreie Rasenwahlgrabstätten sind Grabstätten für Erdbestattungen, die mit zwei Grabstellen vergeben 
werden. Die Dauer des Nutzungsrechtes beträgt 30 Jahre, vom Tage der Verleihung an gerechnet. Über das 
Nutzungsrecht wird eine Urkunde ausgestellt. 
 
(2) Die Pflege der Grabstätte erfolgt durch den Friedhofsträger oder einem von diesem beauftragten Dritten. Das 
Legen einer Grabplatte muss vom Nutzungsberechtigten selbst bei einer Steinmetzfirma in Auftrag gegeben werden. 
Sollte der Nutzungsberechtigte keine Namenszeichnung anbringen, ist die Friedhofsverwaltung berechtigt auf 
Rechnung des Nutzungsberechtigten eine Grabplatte anfertigen zu lassen. 
 
(3) Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes ergibt, gelten für Rasendoppelwahlgrabstätten auch 
die Vorschriften für Wahlgrabstätten. 

 
§ 16  

Urnenreihengrabstätten 
 
(1) Urnenreihengrabstätten werden zur Bestattung von Aschen vergeben. In einer Urnenreihengrabstätte darf nur 
eine Asche bestattet werden. 
 
(2) Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes ergibt, gelten die Vorschriften für Reihengrabstätten 
auch für Urnenreihengrabstätten. 
 

§ 17 
Urnenreihengrabstätten in Rasenlage 

 
(1) Pflegefreie Urnenreihengrabstätten sind Grabstätten, die der Reihe nach belegt und erst im Todesfall für die 
Dauer der Ruhezeit zur Besetzung einer Asche vergeben werden. Das Nutzungsrecht kann nicht verlängert werden. 
 
(2) Die Friedhofsverwaltung errichtet auf der Urnenreihengrabstätte in Rasenlage eine Liegeplatte mit Namen und 
Vornamen (sowie Geburts- und Sterbedaten). 
 
(3) Das Nutzungsrecht umfasst nicht das Recht zur Errichtung eines eigenen Grabmals oder zur eigenen Pflege der 
Grabstätte. 
 
(4) Das Abräumen von Urnenreihengrabstätte in Rasenlage oder teilen davon wird sechs Monate vor Ablauf der 
Ruhezeit durch ein Hinweisschild auf dem betreffenden Grabfeld bekannt gemacht. 
 
(5) Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes ergibt, gelten für Urnenreihengrabstätten in Rasenlage 
auch die Vorschriften für Reihengrabstätten. 

§ 18 
Urnenwahlgrabstätten in Rasenlage 

 
(1) Pflegefreie Urnenwahlgrabstätten in Rasenlage sind Grabstätten, die mit zwei Grabstellen (Aschen) vergeben 

werden. Die Dauer des Nutzungsrechtes beträgt 30 Jahre, vom Tage der Verleihung an gerechnet. Über das 
Nutzungsrecht wird eine Urkunde ausgestellt. 

(2) Die Friedhofsverwaltung errichtet auf der Urnenwahlgrabstätte in Rasenlage pro Grabstelle jeweils eine 
Liegeplatte mit Namen und Vornamen (sowie Geburts- und Sterbedaten). 

(3) Das Nutzungsrecht umfasst nicht das Recht zur Errichtung eines eigenen Grabmals oder zur eigenen Pflege der 
Grabstätte. 

(4) Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes ergibt, gelten für Urnenwahlgrabstätten in Rasenlage 
auch die Vorschriften für Wahlgrabstätten. 
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§19 

Urnengarten 
 

(1) Der Urnengarten ist eine Grabanlage, die aus einer Gruppe mehrerer Urnengrabstätten für die Beisetzung von 
Aschen und einer einheitlichen äußeren Gestaltung besteht. Im Urnengarten werden die Urnengrabstätten 
unterscheiden in: 
 

a) Einzelurnengrabstätten, diese bestehen aus einer einzelnen Urnengrabstelle und 
b) Doppelurnengrabstätten, diese bestehen aus zwei nebeneinander liegen Urnengrabstellen. 

 
(2) Eine Einzelgrabstelle ist 0,50 m lang und 0,50 m breit, eine Doppelurnengrabstätte ist 0,50 m lang und 1,00 m 
breit, 

 
(3) An den Urnengrabstätten des Urnengartens kann auf Antrag ein Nutzungsrecht erst im Todesfall für die Dauer der 
Ruhefrist des/der zu Bestattenden als Teilhabe an der gesamten Urnengemeinschaftsanlage verliehen werden, 
wobei die Zuweisung der Grabstätte er Reihe nach erfolgt. 

 
(4)Das Nutzungsrecht an einer Einzelurnengrabstätte kann nicht verlängert werden. Das Nutzungsrecht an einer 
Doppelurnengrabstätte wird bei der 2. Urnen einmalig für die gesamte Doppelurnengrabstätte um den zur Wahrung 
der Ruhefrist notwendigen Zeitraum verlängert.  
 
(5) Der Urnengarten wird von der Friedhofsverwaltung angelegt, einheitlich gestaltet und unterhalten. Auf den 
Urnengrabstätten dürfen keine Grabmale errichtet oder Anpflanzungen vorgenommen werden. Der 
Nutzungsberechtigte muss eine namentliche Kennzeichnung am zentralen Denkmal/Grabmal anbringen lassen. Die 
einheitliche namentliche Kennzeichnung ist mit einer Steinmetzfirma abzusprechen und erfolgt auf Rechnung des 
Nutzungsberechtigten. Sollte der Nutzungsberechtigte keine Namenszeichnung anbringen, ist die Friedhofsveraltung 
berechtigt auf Rechnung des Nutzungsberechtigten ein Schild anfertigen zu lassen. 
 
(6) Im Rasenbereich des Urnengartens sind Urnengrabstätten angelegt, die von den Nutzungsberechtigten zu 
pflegen und zu unterhalten sind. Auf den Urnengrabstätten dürfen keine Grabmale errichtet werden. Der 
Nutzungsberechtigte muss eine namentliche Kennzeichnung an einem zentralen Denkmal/Grabmal anbringen 
lassen. Die einheitliche namentliche Kennzeichnung ist mit einer Steinmetzfirma abzusprechen und erfolgt auf 
Rechnung des Nutzungsberechtigten. Sollte der Nutzungsberechtigte keine Namenszeichnung anbringen, ist die 
Friedhofsveraltung berechtigt auf Rechnung des Nutzungsberechtigten ein Schild anfertigen zu lassen. 
 
(7) Grabschmuck, insbesondere Sargauflagen, Kränze, Blumengebinde, Vasen, Pflanzschalen, Kerzen, Grablichte 
und persönliche Andenken dürfen nur auf gesondert ausgewiesenen Flächen beim Denkmal niedergelegt werden. 

 
§ 20 

Urnenwahlgrabstätten 
 
(1) Urnenwahlgrabstätten werden mit einer oder mehreren Grabstellen zur Bestattung einer Asche für die Dauer von 
30 Jahren vergeben. 
 
(2) Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes ergibt, gelten die Vorschriften für Wahlgrabstätten 
auch für Urnenwahlgrabstätten. 

 
§ 21 

Rückgabe von Wahlgrabstätten 
 

(1) Das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstätten kann jederzeit, an teilbelegten Grabstätten erst nach Ablauf der 
letzten Ruhezeit, zurückgegeben werden. Die Rückgabe ist nur für die gesamte Grabstätte zulässig. Ausnahmen 
bedürfen der Zustimmung der Friedhofsverwaltung. 
 
(2) Bei der Rückgabe von Nutzungsrechten an Wahlgrabstätten besteht kein Anspruch auf Gebührenerstattung.  
 
(3) Die Friedhofsverwaltung kann mit den Nutzungsberechtigten übergroßer Wahlgrabstätten (Wahlgrabstätten mit 
mehr als 4 Grabstellen)  besondere schriftliche Vereinbarungen über die künftige Nutzung abschließen. Ein Anspruch 
auf Abschluss von derartigen Vereinbarungen besteht nicht.  
 

§ 22 
Bestattungsverzeichnis 

 
Die Friedhofsverwaltung führt über die Bestattungen ein Verzeichnis, aus dem sich nachvollziehen lässt, wer an 
welcher Stelle bestattet ist und wann die Ruhezeit abläuft. 
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V. Gestaltung der Grabstätten und Grabmale 

 
§ 23 

Gestaltungsgrundsatz 
 
Jede Grabstätte ist so zu gestalten und an die Umgebung anzupassen, dass der Friedhofszweck und die Würde des 
Friedhofs in seinen einzelnen Teilen und in seiner Gesamtanlage gewahrt wird.  
 

§ 24 
Gestaltung und Standsicherheit von Grabmalen und anderen Anlagen 

 
(1) Grabmale und andere Anlagen dürfen nicht so gestaltet werden, dass sie eine Verunstaltung des Friedhofes 
bewirken oder Friedhofsbesucher in ihrer Andacht stören können. Diese dürfen sich ferner in ihrer Gestaltung nicht 
gegen den christlichen Glauben richten. Im Übrigen gilt § 18 entsprechend. Werkstattbezeichnungen dürfen nur 
unten an der Seite oder Rückseite eines Grabmals in unauffälliger Weise angebracht werden. 
 
(2) Es sollen nur Grabmale einschließlich anderer Anlagen  errichtet werden, die nachweislich in der 
Wertschöpfungskette ohne ausbeuterische Kinderarbeit im Sinne des „Übereinkommens 182 der Internationalen 
Arbeitsorganisation (ILO) über das Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur Beseitigung der schlimmsten Formen 
der Kinderarbeit“ hergestellt sind. 
 
(3) Grabmale und  andere Anlagen sind dauernd in würdigem und verkehrsicherem Zustand zu halten. Hierfür sind 
die nutzungsberechtigten Personen verantwortlich. 
 
(4) Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen, anderen Anlagen oder Teilen davon gefährdet, sind die für die 
Unterhaltung verantwortlichen nutzungsberechtigten Personen verpflichtet, unverzüglich Abhilfe zu schaffen. Bei 
Gefahr im Verzuge kann der Friedhofsträger auf Kosten der nutzungsberechtigten Personen Sicherungsmaßnahmen 
(z.B. Absperrungen, Umlegen von Grabmalen,) treffen. Wird der ordnungswidrige Zustand trotz schriftlicher 
Aufforderung der Friedhofsverwaltung nicht innerhalb einer festzusetzenden angemessenen Frist beseitigt, ist der 
Friedhofsträger berechtigt, die Grabmale, andere Anlagen oder Teile davon auf Kosten der nutzungsberechtigten 
Personen zu entfernen. Sind nutzungsberechtigte Personen nicht bekannt oder ohne besonderen Aufwand nicht zu 
ermitteln, genügen als Aufforderung eine öffentliche Bekanntmachung und ein Hinweisschild auf den Grabstätten, 
das für die Dauer von einem Monat aufgestellt wird.  
 

VI. Anlage und Pflege der Grabstätten 
 

§ 25 
Allgemeines 

 
(1) Die Grabstätten müssen binnen sechs Monaten nach der Belegung oder nach dem Erwerb des Nutzungsrechts 
angelegt sein. Sie dürfen nur mit Gewächsen bepflanzt werden, durch die benachbarte Grabstätten und öffentliche 
Anlagen nicht beeinträchtigt werden. Das Pflanzen von Bäumen ist auf den Grabstätten nicht gestattet.  
 
(2) Zur gärtnerischen Anlage und Pflege sind die jeweiligen nutzungsberechtigten Personen verpflichtet. Die 
Verpflichtung zur Pflege besteht bis zum Ablauf des Nutzungsrechtes. 
 
(3) Die Friedhofsverwaltung ist befugt, stark wuchernde, absterbende oder  Bestattungen behindernde Hecken und 
Sträucher zu beschneiden oder zu beseitigen. Verwelkte Blumen, Kränze usw. sind von den Grabstätten zu 
entfernen und an den dafür vorgesehenen Plätzen abzulegen. 
 
(4) Grababdeckungen mit Beton, Terrazzo, Teerpappe u. ä. sind nicht zulässig. Das Belegen der Grabstätten mit 
Kies und Split oder ähnlichen Stoffen anstelle einer Bepflanzung ist mit der Friedhofsverwaltung abzusprechen. 
 (5) Sind ausnahmsweise Grabstätten mit 2/3 Grabplatten abgedeckt, so ist der Pflanzenschmuck auf die freien Teile 
des Grabes zu beschränken. 
 
(6) Bänke und Stühle auf oder neben Grabstätten stören in der Regel das Friedhofsbild. Die Friedhofsverwaltung 
kann in besonders gelagerten Einzelfällen jedoch die Aufstellung von Bänken genehmigen. Die Bänke sind klein zu 
halten und unauffällig zu gestalten. 
 
(7) Dem Nutzungsberechtigten ist nicht gestattet, Bäume, große Sträucher und Hecken ohne Genehmigung der 
Friedhofsverwaltung zu beseitigen, weil durch solche Maßnahmen das Gesamtbild des Friedhofes gestört werden 
kann. 
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(8) Bei Rasengräbern und Urnengrabstätten in Rasenlage einschließlich der Urnengemeinschaftsanlagen ist eine 
Bepflanzungs- und Pflegemöglichkeit nicht gegeben. Diese Gräber werden durch die Friedhofsverwaltung gepflegt 
und unterhalten. Sträuße, Schalen, Gestecke, Kränze usw. dürfen nur auf die dafür vorgesehenen Plätze abgelegt 
werden.  
 
(9) Grabeinfassungen aus Steinen, Kacheln, Platten oder Kunststoffbändern sind verboten. 
 
(10) Die Unterhaltung und Veränderung der gärtnerischen Anlagen außerhalb der Grabstätten obliegt allein der 
Friedhofsverwaltung. 
 
(11) Der Friedhofsträger ist nicht verpflichtet, zur Verhütung von Schäden, die durch fremde Personen und Tiere 
hervorgerufen werden, Vorkehrungen zu treffen. 
 

§ 26  
Grabpflege, Grabschmuck 

 
(1)Die Verwendung von Pflanzenschutz- und Wildkrautbekämpfungsmitteln sowie von biologisch nicht abbaubaren 
Reinigungsmitteln zur Grabpflege und Reinigung von Grabmalen und anderen Anlagen ist nicht gestattet. 

 
(2) Kunststoffe dürfen in sämtlichen Produkten der Trauerfloristik, insbesondere in Kränzen, Trauergebinden, 
Trauergestecken, in Grabschmuck und bei Grabeinfassungen sowie bei Pflanzenanzuchtbehältern, die an der 
Pflanze verbleiben, nicht verwendet werden. Ausgenommen sind Grabvasen und Markierungszeichen. 
 
(3) Die Verwendung von Blechdosen, Gläsern, Flaschen o. ä. für die Aufnahme von Schnittblumen ist nicht gestattet. 
 

 
§ 27  

Vernachlässigung 
 
(1) Wird eine Grabstätte nicht vorschriftsmäßig hergerichtet oder gepflegt, hat die nutzungsberechtigte Person nach 
schriftlicher Aufforderung der Friedhofsverwaltung die Grabstätte innerhalb einer angemessenen Frist in Ordnung zu 
bringen. Kommt sie der Verpflichtung nicht nach, kann die Friedhofsverwaltung die Grabstätte auf Kosten der 
nutzungsberechtigten Person in Ordnung bringen oder bringen lassen. Ist die nutzungsberechtigte Person der 
Verpflichtung aus Satz 2 nicht nachgekommen, kann die Friedhofsverwaltung auch das Nutzungsrecht ohne 
Entschädigung entziehen, soweit sie die nutzungsberechtigte Person schriftlich unter Fristsetzung hierauf 
hingewiesen hat. In dem Entziehungsbescheid wird die nutzungsberechtigte Person aufgefordert, das Grabmal und 
die anderen Anlagen innerhalb von drei Monaten nach Unanfechtbarkeit des Bescheides zu entfernen.  
 
(2) Ist die nutzungsberechtigte Person nicht bekannt oder nicht ohne besonderen Aufwand zu ermitteln, wird durch 
eine öffentliche Bekanntmachung auf die Verpflichtung zur Herrichtung  und Pflege hingewiesen. Außerdem wird die 
unbekannte nutzungsberechtigte Person durch ein Hinweisschild auf der Grabstätte aufgefordert, sich mit der 
Friedhofsverwaltung in Verbindung zu setzen. Bleibt die Aufforderung oder der Hinweis drei Monate unbeachtet, 
kann die Friedhofsverwaltung 
 
a) die Grabstätte abräumen, einebnen und einsäen und 
b) Grabmale und  andere Anlagen beseitigen lassen. 

  
(3) Bei ordnungswidrigem Grabschmuck gilt Absatz 1 Satz 1 entsprechend. Wird die Aufforderung nicht befolgt oder 
ist die nutzungsberechtigte Person nicht bekannt oder nicht ohne besonderen Aufwand zu ermitteln, kann die 
Friedhofsverwaltung den Grabschmuck auf Kosten der nutzungsberechtigten Person entfernen bzw. entfernen 
lassen. 

 
VII. Grabmale und andere Anlagen 

 
§ 28  

Errichten und Ändern von Grabmalen 
 
(1) Die Errichtung und jede Veränderung von Grabmalanlagen sind der Friedhofsverwaltung anzuzeigen mit der 
Erklärung, dass das Vorhaben der gültigen Friedhofsordnung und den Vorgaben des technischen Regelwerks 
entspricht.  
 
(2) Der Anzeige sind beizufügen der Grabmalentwurf in einem geeigneten Maßstab. So sollen alle wesentlichen Teile 
erkennbar, die Darstellung der Befestigungsmittel mit Bemaßung und Materialangaben sowie die Gründungstechnik 
mit Maßangaben und Materialbenennung in den Anzeigeunterlagen eingetragen sein. 
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(3) Mit dem Vorhaben darf drei Monate nach Vorlage der vollständigen Anzeige begonnen werden, wenn seitens der 
Friedhofsverwaltung in dieser Zeit keine Bedenken wegen eines Verstoßes gegen die Friedhofsordnung und dem 
technischen Regelwerk geltend gemacht werden. Vor Ablauf von drei Monaten darf begonnen werden, wenn die 
Friedhofsverwaltung schriftlich die Übereinstimmung mit der geltenden Friedhofsordnung und die Vollständigkeit der 
Anzeige der sicherheitsrelevanten Daten bestätigt. 
 
(4) Das Vorhaben ist erneut anzuzeigen, wenn das Grabmal oder die sonstige bauliche Anlage nicht binnen eines 
Jahres nach Einreichen der Anzeige errichtet bzw. geändert worden ist. 
 
(5) Die Grabmale und sonstigen baulichen Anlagen müssen verkehrssicher sein. Sie sind entsprechend ihrer Größe 
nach den allgemeinen Regeln der Baukunst zu fundamentieren und so zu befestigen, dass sie dauernd standsicher 
sind und auch beim Öffnen benachbarter Gräber nicht umstürzen. 
Maßgebendes Regelwerk zur Auslegung der Regeln der Baukunst ist ausschließlich die aktuelle Fassung der 
Technischen Anleitung zur Standsicherheit von Grabmalanlagen (TA-Grabmal) der Deutschen Naturstein-Akademie 
e.V. (DENAK). Die TA-Grabmal gilt für die Planung, Erstellung/Ausführung, die Abnahmeprüfung und die jährliche 
Prüfung der Grabmalanlagen. 
 
(5) Die Grabmale und sonstigen baulichen Anlagen müssen verkehrssicher sein. Sie sind entsprechend ihrer Größe 
nach den allgemeinen Regeln der Baukunst zu fundamentieren und so zu befestigen, dass sie dauernd standsicher 
sind und auch beim Öffnen benachbarter Gräber nicht umstürzen. Maßgebendes Regelwerk zur Auslegung der 
regeln der Baukunst ist ausschließlich die aktuelle Fassung der Richtlinie des Bundesinnungsverbandes des 
Deutschen Steinmetz-, Stein- und Bildhauerhandwerks (BIV). Die BIV Richtlinie gilt für die Planung, Erstellung, 
Ausführung und jährliche Prüfung der Grabmalanlagen.“ 
 
(6) Fachlich geeignet i.S.v. § 6 Abs. 2 sind Dienstleistungserbringer, die aufgrund ihrer Ausbildung in der Lage sind, 
unter Beachtung der örtlichen Gegebenheiten des Friedhofes, die angemessene Gründungsart zu wählen und nach 
der BIV-Richtlinie die erforderlichen Fundamentabmessungen zu berechnen. Die Dienstleistungserbringer müssen in 
der Lage sein für die Befestigung der Grabmalteile das richtige Befestigungsmittel auszuwählen, zu dimensionieren 
und zu montieren. Ferner müssen sie die Standsicherheit von Grabmalanlagen beurteilen können und fähig sein mit 
Hilfe von Messgeräten die Standsicherheit zu kontrollieren und zu dokumentieren. 
 
(7) Entspricht die Ausführung eines errichteten oder veränderten Grabmals und anderer Anlagen nicht den 
Anzeigeunterlagen, und den Vorgaben der Friedhofsordnung, setzt die Friedhofsverwaltung der 
nutzungsberechtigten Person eine angemessene Frist zur Beseitigung oder Abänderung des Grabmals und anderer 
Anlagen. Nach ergebnislosem Ablauf der Frist kann die Friedhofsverwaltung die Abänderung oder Beseitigung auf 
Kosten der nutzungsberechtigten Person veranlassen. Bei nicht ordnungsmäßiger Gründung und Befestigung des 
Grabmals und anderer Anlagen gilt § 24 Abs. 4. 
 
(8) Größe der Grabmale: 
1. Auf Reihengrabstätten:  Höhe: max. 1,40 m 
      Breite: max. 0,60 m 
      Stärke mindestens 0,12 m 
      Ansichtsfläche incl. Sockel: max. 0,60 m² 
 
2. Auf Wahlgrabstätten:   Höhe: max. 1,40 m 
   (mit zwei Plätzen)   Breite: max. 1,10 m 
      Stärke mindestens 0,12 m 
      Ansichtsfläche incl. Sockel: max. 1,10 m² 
 
3. Auf Wahlgrabstätten:   Höhe: max. 1,60 m 
   (mit drei und mehr Plätzen)  Breite: max. 1,30 m 
      Stärke mindestens 0,12 m 
      Ansichtsfläche incl. Sockel: max. 1,10 m² 
 
4. Urnenwahlgrabstätten und  Höhe: max. 1,00 m 
    Urnenreihengrabstätten   Breite: max. 0,60 m 
      Stärke mindestens 0,12 m 
      Ansichtsfläche incl. Sockel: max. 0,55 m² 
 
5. Liegeplatten    Höhe:   max. 0,40 m 
      Breite:  max. 0,40 m 
                                                                    Stärke: max. 0,12 m 
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§ 29 

Mausoleen und gemauerte Grüfte 
 

(1) Soweit auf den Friedhöfen Mausoleen oder gemauerte Grüfte bestehen, können sie im Rahmen der 
bestehenden Nutzungsrechte genutzt werden. Neubauten sind nicht möglich. Im Übrigen gelten. Im Übrigen gelten 
§ 24 Abs. 3 und 4 entsprechend. 

 
§ 30 

Entfernung 

 
(1) Grabmale und  andere Anlagen dürfen vor Ablauf des Nutzungsrechts nur mit vorheriger Zustimmung der 
Friedhofsverwaltung entfernt werden. 
 
(2) Nach Ablauf der Nutzungszeit und nach Bekanntmachung über das Abräumen der Grabstätten veranlasst die 
Friedhofsverwaltung die Entfernung der Grabmale und anderer Anlagen. Innerhalb von 3 Monaten nach der 
Bekanntmachung über das Abräumen und bei Wahlgräbern auch innerhalb von 3 Monaten nach Ablauf der 
Nutzungszeit können die nutzungsberechtigte Person Grabmale und  andere Anlagen selbst entfernen, soweit es 
sich nicht um Grabmale nach § 26 handelt. Die Friedhofsverwaltung hat keinen Ersatz für Grabmale und andere 
Anlagen zu leisten. Sie ist auch nicht zur Aufbewahrung abgeräumter Grabmale und  anderer Anlagen verpflichtet. 
Die Friedhofsverwaltung hat auch keinen Gebührenbetrag zu erstatten, wenn die verpflichtete Person selbst abräumt. 
 

§ 31 
Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale 

 
Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale werden nach Möglichkeit von der Friedhofsverwaltung erhalten. 

 
VIII. Leichenräume und Trauerfeiern 

 
§ 32 

Leichenhalle 
 
(1) Die Leichenhalle dient zur Aufnahme von Leichen bis zur Bestattung.  
 
(2) Auf Wunsch der Angehörigen kann ein Sarg, sofern keine Bedenken bestehen, in der Leichenhalle von einem 
Beauftragten der Friedhofsverwaltung geöffnet werden. Särge sollen spätestens 1/2 Stunde vor Beginn der 
Trauerfeier geschlossen werden. 
 
(3) Ein Sarg, in dem eine verstorbene Person liegt, die im Zeitpunkt des Todes an einer nach dem 
Infektionsschutzgesetz meldepflichtigen Krankheit gelitten oder bei der der Verdacht einer solchen Krankheit zu dem 
genannten Zeitpunkt bestanden hat, wird nach Möglichkeit in einem besonderen Raum aufgestellt. Der Sarg darf nur 
mit schriftlicher Genehmigung der unteren Gesundheitsbehörde geöffnet werden. 

 
§ 33 

Benutzung der Friedhofskapelle und der Kirche 
 
(1) Für die Trauerfeier steht die Friedhofskapelle zur Verfügung. 
 
(2) Für verstorbene Mitglieder der Kirchengemeinde (oder: Für verstorbene Personen, die zum Zeitpunkt ihres Todes 
Mitglieder einer der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen in Deutschland e. V. angehörenden Kirchen und 
kirchlichen Gemeinschaften waren) steht für die Trauerfeier auch die Kirche zur Verfügung. 
 
(3) Die Trauerfeier muss der Würde des Ortes entsprechen. 
 
(4)  Die Aufbahrung des Sarges kann versagt werden, wenn die verstorbene Person zum Zeitpunkt des Todes an einer 
nach dem Infektionsschutzgesetz meldepflichtigen Krankheit gelitten oder bei ihr der Verdacht einer solchen Krankheit zu 
dem genannten Zeitpunkt bestanden hat oder wenn Bedenken wegen des Zustandes der Leiche bestehen. 
 

IX. Haftung und Gebühren 

 
§ 34 

Haftung 
 

Nutzungsberechtigte Personen haften für alle Schäden, die durch von ihnen oder in ihrem Auftrag errichtete 
Grabmale, und andere Anlagen entstehen.  
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§ 35  

Gebühren 
 

Für die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichtungen sind Gebühren nach der jeweils geltenden 
Friedhofsgebührenordnung zu entrichten. 
 

X. Schlussvorschriften 

 
§ 36 

Inkrafttreten 
 

(1) Diese Ordnung tritt nach der kirchenaufsichtlichen Genehmigung und ihrer öffentlichen Bekanntmachung mit 
Wirkung vom 01.01.2014 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Friedhofsordnung in der Fassung vom 14.12.2000 mit allen Änderungen außer Kraft außer 
Kraft. 
 
Scheeßel, den 28.11.2013 
 
Der Kirchenvorstand (L. S.) 
 
             Berning          Winkelmann 
(stellvertretender Vorsitzender)    (Kirchenvorsteher) 
 
 
Die vorstehende Friedhofsordnung wird gemäß § 66 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 und Absätze 2 und 5 der 
Kirchengemeindeordnung kirchenaufsichtlich genehmigt. 
 
 
Rotenburg, den 11.12.2013 
 
Für den Kirchenkreisvorstand (L. S.) 
 
Daub 
(Vorsitzender) 
 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 31.12.2013 Nr. 24 
 

Friedhofsgebührenordnung (FGO) 
für den Friedhof 

Veerser Weg und Leehopweg 
der Ev.-luth.  Kirchengemeinde Scheeßel in Scheeßel. 

 
 

Gemäß § 5 der Rechtsverordnung über die Verwaltung kirchlicher Friedhöfe (Friedhofsrechtsverordnung) vom 13. 
November 1973 (Kirchl. Amtsbl. 1974 S. 1) und  
§ 35 der Friedhofsordnung hat der Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kirchengemeinde Scheeßel für den Friedhof in 
Scheeßel am 08.10.2013 folgende Friedhofsgebührenordnung beschlossen: 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
Für die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichtungen sowie für sonstige in § 6 aufgeführte Leistungen der 
Friedhofsverwaltung werden Gebühren nach dieser Gebührenordnung erhoben. 
 
 

§ 2 
Gebührenschuldner 

 
(1) Gebührenschuldner der Benutzungsgebühr ist 
1. wer die Bestattung oder sonstige gebührenpflichtige Leistung nach dieser Ordnung beantragt oder durch ihm 

zurechenbares Verhalten ausgelöst hat, 
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2. wer das Nutzungsrecht an einer Grabstätte erworben oder verlängert hat, 
3. wer die Gebührenschuld gegenüber der Friedhofsverwaltung durch schriftliche Erklärung übernommen hat oder wer 

für die Gebührenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet. 
 
(2) Gebührenschuldner der Verwaltungsgebühr ist 
1. wer die Verwaltungshandlung veranlasst oder in wessen Interesse sie vorgenommen wird, 
2. wer die Gebührenschuld gegenüber der Friedhofsverwaltung durch schriftliche Erklärung übernommen hat oder wer 

für die Gebührenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet. 
 
(3) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 
 

§ 3 
Entstehen der Gebührenschuld 

 
(1) Bei Grabnutzungsgebühren entsteht die Gebührenschuld bereits mit der Begründung des Nutzungsrechtes für die 
gesamte Nutzungsdauer der Grabstätte bzw. bereits mit der Verlängerung des Nutzungsrechtes für den Zeitraum der 
gesamten Verlängerung der Grabstätte. 
 
(2) Bei sonstigen Benutzungsgebühren entsteht die Gebührenschuld mit der Inanspruchnahme der jeweiligen 
gebührenpflichtigen Leistung. 
 
(3) Bei Verwaltungsgebühren entsteht die Gebührenschuld mit der Vornahme der Verwaltungshandlung. 

 
§ 4 

Festsetzung und Fälligkeit 
 

(1) Die Heranziehung zu Gebühren erfolgt durch schriftlichen Bescheid. Die Gebühren sind innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. 
 
(2) Die Friedhofsverwaltung kann die Benutzung des Friedhofes untersagen und Leistungen verweigern, sofern 
ausstehende Gebühren nicht entrichtet worden sind oder eine entsprechende Sicherheit nicht geleistet ist. 

 
(3) Rückständige Gebühren werden im Verwaltungszwangsverfahren eingezogen. 
 

§ 5 
Säumniszuschläge, Kosten, Einziehung rückständiger Gebühren 

 
(1) Werden Gebühren nicht bis zum Ablauf des Fälligkeitstages entrichtet, so ist für jeden angefangenen Monat der 
Säumnis ein Säumniszuschlag von 1 % des abgerundeten rückständigen Gebührenbetrages zu entrichten; abzurunden 
ist auf den nächsten durch 50 Euro teilbaren Betrag. 
 
(2) Für schriftliche Mahnungen sind die entstandenen Portokosten durch die Gebührenschuldnerin bzw. den 
Gebührenschuldner zu erstatten. 
 
(3) Rückständige Gebühren, Säumniszuschläge sowie Kosten nach Absatz 2 werden im Verwaltungszwangsverfahren 
eingezogen. Die Kosten der Vollstreckung hat der Vollstreckungsschuldner bzw. die Vollstreckungsschuldnerin zu 
tragen. 
 

§ 6 
Gebührentarif 

 
I. Gebühren für die Verleihung von Nutzungsrechten an Grabstätten: 
 

1. Reihengrabstätte: 
a) für Personen über 5 Jahre – für die Dauer von 30 Jahren  200,00 € 
b) für Kinder bis zu 5 Jahren – für die Dauer von 20 Jahren  160,00 € 
 

2. Wahlgrabstätte: 
a) für 30 Jahre – je Grabstelle     420,00 € 
b) für jedes Jahr der Verlängerung – je Grabstelle     14,00 € 

 
3. Rasenreihengrabstätten: 

a) für 30 Jahre – je Grabstelle    1.140,00 € 
 

4. Rasendoppelwahlgrab: 
a) für 30 Jahre – je Grabstelle    2.280,00 € 
b) für jedes Jahr der Verlängerung – je Grabstelle   76,00 € 
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5. Urnenreihengrabstätte: 

a) für 30 Jahre – je Grabstelle     200,00 € 
     

6. Urnenreihengrabstätte in Rasenlage: 
a) für 30 Jahre – je Grabstelle     780,00 € 

7. Urnendoppelgrabstätte in Rasenlage: 
a) für 30 Jahre – je Grabstelle    1.120,00€ 
b) für jedes Jahr der Verlängerung – je Grabstelle   44,00 € 

 
8. Urnengarten - Urnenreihengrabstätte: 

a) für 30 Jahre – je Grabstelle     680,00 € 
 

9. Urnengraten – Gemeinschaftsanlage Doppelgrab: 
a) für 30 Jahre – je Grabstelle     720,00 € 
b) für jedes Jahr der Verlängerung – je Grabstelle   24,00 € 

 
10. Urnenwahlgrabstätte: 

a) für 30 Jahre – je Grabstelle     360,00 € 
b) für jedes Jahr der Verlängerung – je Grabstelle   12,00 € 

 
6. Für jedes Jahr des Wiedererwerbs oder der Verlängerung von Nutzungsrechten (gem. § 13 Abs. 2 der FO) ist für 
jedes Jahr, um das das Nutzungsrecht verlängert wird, 1/30 der unter § 6 I Nr. 2, 4, 7, 9 und 10 dieser Ordnung 
geltenden Gebühren zu entrichten. 
Wiedererwerbe und Verlängerungen von Nutzungsrechten sind nur in vollen Kalenderjahren möglich. 
 
Die Gebühr für den Erwerb, Wiedererwerb und die Verlängerung des Nutzungsrechtes wird für die gesamte 
Nutzungszeit im Voraus erhoben. 
 
II. Gebühren für die Bestattung: 
 
Für das Ausheben und Verfüllen der Gruft, Abräumen der  Kränze und der überflüssigen Erde: 
 

1. für eine Erdbestattung: 
a) bei Verstorbenen bis zum vollendeten 5. Lebensjahr  235,00 € 
b) bei Verstorbenen ab 6. Lebensjahr    375,00 € 

 2. für eine Urnenbestattung:            70,00 € 
 
III. Verwaltungsgebühren: 
 

1. Gebühren für die Genehmigung und Errichtung oder Änderungen 
von Grabmalen       40,00 €  

  2. Standsicherheitsüberprüfung      30,00 € 
 
IV. Gebühr für die Benutzung der Leichenkammer / Friedhofskapelle: 
 
 1. Gebühr für die Benutzung der Leichenkammer je Bestattungsfall  70,00 € 
 2. Gebühr für die Benutzung der Friedhofskapelle je Trauerfeier  100,00 € 
 3. Gebühr für die Benutzung der Kirche je Trauerfeier   250,00 € 
 
V. Sonstige Gebühren: 
 

1. Pflegegebühren je Grabstelle und Jahr bei vorzeitiger Rückgabe:  30,00 € 
 2. Einfassung für Reihengrabstätten:           350,00 € 
 3. Einfassung für Urnenwahlgrabstätten:     100,00 €  
 

§ 7 
 

Leistungen, für die kein Gebührentarif vorgesehen ist, werden von der Friedhofsverwaltung nach dem jeweiligen 
Aufwand berechnet. 

§ 8 
Schlussvorschriften 

 
(1) Diese Friedhofsgebührenordnung tritt nach erteilter kirchenaufsichtlichen Genehmigung und ihrer öffentlichen 
Bekanntmachung mit Wirkung vom 01.01.2014 in Kraft. 
 
(2) Mit Inkrafttreten dieser Friedhofsgebührenordnung tritt die Friedhofsgebührenordnung in der Fassung vom 
02.01.2001 mit allen Änderungen außer Kraft. 
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Scheeßel, den 28.11.2013 
 
Der Kirchenvorstand (L. S.) 
 
                 Berning         Winkelmann 
(stellvertretender Vorsitzender)    (Kirchenvorsteher) 
 
Die vorstehende Friedhofsordnung wird gemäß § 66 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 und Absätze 2 und 5 der 
Kirchengemeindeordnung kirchenaufsichtlich genehmigt. 
 
Rotenburg, den 11.12.2013 
 
Für den Kirchenkreisvorstand Rotenburg (Wümme) 
 
Daub (L. S.) 
(Vorsitzender 
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